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Zum Knipselkrant 


De Knipselkrant erscheint‘ seit August 1978, jetzt ca. 35 mal 
im Jahr, Die Zeitung ist dreisprachig: deutsch (hauptsäch- 
lich), holländisch und englisch. Themen: Bewaffneter Kampf 
und Widerstand in Westeuropa, Antimilitarismus, Kampf der 
politischen Gefangenen, Counterinsurgency, Bullenapparat, 
Nazifaschisten. 

Wir benutzen Erklärungen, Texte und werten weit über 150 
Zeitungen aus ganz Europa aus. 

unser Ziel ist die Verbreiterung der gemeinsamen Diskussion. 
Informationen über Zusammenhänge, über die Vielzahl der 
einzelnen Kämpfe und Aktionen vermitteln die Stärke, die in 
der ganzen Bewegung ‚steckt. 

Unzensierte Zeitungen sind. für die Entwicklung unsexef Zu, 
sammenhänge enorm wichtig. International trachten.die Bullen 
wütend danach, zeitschriften und Zeitungen, die die Politik 
der Guerilla und des antiimperialistischen Widerstands‘ im 
Westeuropa transportieren, kaputt zu machen. 

Diese Zeitungen haben eine wichtige Funktion, weil die Kom- 
munikation über revolutionäre Politik in Westeuropa wichtig 
ist. Für die Entwicklung kommunistischer Perspektiven in den 
Metropolen ist eine revolutionäre antagönistische/ Praxis 
Mittel und ziel, davor hat die Bourgeöisie Angst; über diese 
Praxis, über diese Analysen berich De Knipselkrant. 
Internationale Information und Diskussion ist notwendig, 
eine Voraussetzung, Theorie als Orientierung undsAnsatz zum 
Handeln in einem dialektischen Prozess mit déf Praxis. Noch 
vor wenigen Jahren gab es Dutzende linker Zeitungen. Die Re- 
pression hat diese Zahl bis auf wenige dezimiert, Doch es 
ist in erster Linie keine Frage der Zahl, sondern der Stärke 
der Strukturen. 

Dazu brauchen wirfvor allem auch eure Hilfe: 

schickt alles Material, das ihr für wichtig haltet = Erklär- 
Ungen, Texte und anderes. Heutzútage ist es besser, wir 
bekommen Sachen doppelt als garniëhts Wir verstehen de Knip- 
selkrant als, Teil unserer gemeinsamén Kommunikationsstruk— 
tur. Schnelle und präzise Informationen stärken die Kraft 
des Widerstandes - helft uns dabei: es ist unsere gemeinsame 
Zeitung. 

Abonnement; 180 Gulden im Jahr inkl. Porto 
Zahlungsmöglichkeiten: Ihr könnt Eine beliebige Summe auf 
ünser Postscheckkonto überweisen und wir schicken euch den 
Knipselkrant, bis diese Summe verbraucht ist. Mit einer der 
letzten Nummern kriegt ihr dann eine Zahlungserinnerung. 
Zahlungsweise: Rar joder mit internationaler. Postanweisung 
auf unser Postscheckkönto (Postscheckamt Arnheim). 
Buchläden: erhalten 30 % Rabatt bei Vorauszahlung auf unser 
Konto. Dieser Rabatt gilt für Bestellungen von mind. 5 Exem- 
plaren. 


De Knipselkrant; Postfach 7001. 9701. JA Groningen, Neder- 
land, Postscheckkonto 4246655 (Postscheckant Arnheim) 


En ERE 


Voor Nederland: Verkrijgbaar in de linkse boekhandel. 


widerstand Niederlande 


Mit Gewalt gegen die radikale Linke 
Verschärftes Vorgehen von Polizei und Justiz in den Niederlanden 


Wer es noch nicht gewußt hatte, 
dem wurde in der letzten Zeit deut- 
lich gemacht: die — ohnehin über- 
schätzte — Liberalität des nieder- 
ländischen Staatsapparates hat 
durchaus ihre Grenzen, Angriffe 
der Justiz gegen die radikale Linke 
häufen sich. Die gestiegene Anzahl 
von Enthüllungs-Raubzügen, Sa- 
botage-Aktionen und Brandan- 
schlägen, sowie der internationale 

Druck, der — zuvorderst von der 
BRD. — auf die niederländischen 
Behörden ausgeübt wird, hat diese 
veranlaßt, bei der Bekämpfung 
von Drogen und Terrorismus eine 
schärfere Gangart einzuschlagen. 
Erleichtert wird den Behörden Ihr 
Vorgehen durch den Umstand, 
daß die Linke insgesamt sich in el- 
ner sehr geschwächten Position be- 
findet. 

Im folgenden ein kurzer Über- 
blick über die aufsehenerregend- 
sten Affären der letzten zwei Jah- 
re. 


+ Am 19. November 1985 überfiel ei- 
Ine Spezialeinheit der Kripo das Büro 
der antimilitaristischen Untersu- 
chungsgruppe AMOK in Utrecht 
(vergl. AK 265). Ein AMOK- 
Mitarbeiter wurde verhaftet, ein halber 
Lastwagen Archivmaterial beschlag- 
nahmt. 

Der Aktion lag ein „heißer Tip’ des 
niederländischen Vi Verfassungsschutzes 
BVD zugrunde, demzufolge AMOK 
(gestohlene) geheime Staatspapiere im 


In der er Öffentlichkeit stieß das ya 
gehen der Staatsschützer vorwie 
auf Eng: Der . betro! hene 
AMOK-Mitarbeiter wurde nach fünf- 
zehn Tagen U-Haft wieder freigelas- 
sen, der größte Teil des konfiszierten 
Materials wenig me zurückgegeben. 
‚Aufgrund einer je von AMOK ur- 
teilte das zuständige Gericht in Utrecht 
im Mai 1986, der | fall sei — wegen 
formal-juristischer Fehler seitens der 
Staatsanwaltschaft — unrechtmäßig 
jewesen. Durch dieses Urteil, das kürz- 
ich vom Obersten Gerichtshof іп Den 
Haag bestätigt wurde, ist ein Strafpro- 
zeß gegen AMOK unwahrscheinlich 
geworden, da unrechtmäßig erworbe- 
nes Beweismaterial vor einem nieder- 
landischen Gericht ungültig ist. Aller- 
dings wurde die Forderung von AMOK 
nach einem Verbot der Weiterleitung 
von aus dem beschlagnahmten Mate- 
rial gewonnenen Informationen an die 
Geheimdienste zurückgewiesen. 
+ Am 4. Mal 1986 wurde Paul Mous- 


sault, Redakteur der in Groningen her- 
ausgegebenen ,,Knipselkrant’’, verhaf- 
tet. Der ,,Verdacht"” lautete: Beteili- 
gung an einem Sprengstoff-Transport. 
Die entsprechenden „‚Hinweise”” wa- 
ren derart dürftig, daß Moussault am 
23. Mai wieder auf freiem Fuß war und 
ein Prozeß nicht zustande kam. 

Nach Angaben der „Knipselkrant” 
ist Moussault vor und nach seiner In- 
haftierung sowohl von niederländi- 
schen BVDIemn als auch von westdeut- 
schen BND-Mitarbeitern unter Druck 
gesetzt worden, über seine vermeintli- 
chen Kontakte zu der RAF und den 
CCC „auszupacken”. 

Die wöchentlich erscheinende, vier- 
sprachige Knipselkrant’ macht aus 
ihrer Sympathie für den „bewaffneten 
Widerstand in Westeuropa” durchaus 
kein Geheimnis und ist daher tatsäch- 
lich nicht nur niederländischen Staats- 
schützern ein Dorn im Auge. Bundes- 
deutsche Sicherheitskräfte rachten di- 
verse Male ihre „‚Verwunc ”” dar- 
über zum Ausdruck, daß die Zeit- 
schrift — die z.B. auch Bekenner- 
schreiben zu Anschlägen pong 
„offenbar unbeanstandet in Holland’ 
erscheinen könne (so еіп BKA: 
Beamter vor dem Staatsschutzsenat des 
Oberlandesgerichts in Frankfurt, laut 
„General Anzeiger Вопп”, 20.8.1986). 
+ Mitte Mai 1986 bekamen die 
Drucker der autonomen Amsterdamer 
Wochenzeitung „‚Biufl”’ eine Vorla- 
dung zum Verhör. Es ging um die Ver- 
öffentlichung von Dokumenten, die 
bei einem Einbruch im Wirtschaftsmi- 
nisterium im Juni 1985 geklaut worden 
waren. 

Da es ,,Bluf!’* im rechtlichen Sinne 
nicht gibt und die Redaktion offiziell 
unbekannt ist (das niederländische 
Recht schreibt keinen ,,presserechtlich 
Verantwortlichen” vor), wollte die Ju- 
stiz über die Drucker an die Namen der 
für die Veröffentlichung Verantwortli- 
бен Ей P A 

n einer Zeitungsanzeige vom 21. Ju- 
пі 1986 „bekannten” sch über hun- 
dert Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens — darunter bekannte Journali- 
sten, linke Politiker, Rechtsanwälte 
und prominente Friedensaktivisten — 
dazu, für die Publikation der gestohle- 
nen Dokumente verantwortlich zu 
sein, aus denen das bis dahin geheime 
Vorhaben der Regierung, neue Kern- 
kraftwerke zu bauen, hervorging und 
die daher für großes Aufsehen gesorgt 
hatten. 

Die Drucker blieben bei ihrer Weige- 
rung, Namen von „Blufl’’-Redakteu- 
ren zu nennen, weshalb die Staatsan- 
waltschaft im Februar 1987 ein Straf- 
verfahren gegen sie einleitete. Dieses 
Verfahren läuft noch. 

Seit einigen Jahren werden immer 
wieder Stimmen laut, die die ,,Passivi- 


tät” der Justiz in Sachen „Bluf! kriti- 
sieren, da das Blatt regelmäßig (ge- 
klaute) Geheimdokumente veröffent- 
licht oder Aufrufe zur Sabotage ent- 
hält. Stimmen nicht nur aus den Nie- 
derlanden selbst, sondern auch aus 
dem ,,befreundeten” Ausland: i 
Am 29. März 1986 „enthüllte'” die 
britische Zeitung „‚Today’’, unter Be- 
rufung auf eine geheimdienstliche 
Quelle, »Bluf!" sei eine „in Amster- 
tionierte, dunkle 
Оа die Informationen ,,an 
Terrorbanden~ wie die Rote Armee 
Fraktion in Westdeutschland und Ac- 
tion Directe in Frankreich” liefere, 
jeichen Quelle zufolge, sei die ge- 
fährliche Rolle von „Blufl’' bereits 
Thema diverser internationaler Polizei- 
treffen gewesen. 
+ Im Morgengrauen des 24. März 
1987 führten Staatsanwaltschaft und 
Polizei eine Razzia in der Nijmegener| 
Hausbesetzer-Szene durch. Ein besetz- 
tes Haus sowie vier andere Wohnungen 
wurden durchsucht. Insgesamt zehn 
Реон wurden festgenommen. 

An der — groß angelegten und 
gründlich vorbereiteten — Aktion nah- 
men 240 Bullizisten teil. Ganze Stra i 
wurden abj 
schen Ри enstadt” waren 
Ordnungshüter stationiert. Im Laufe 
des Tages kam es zu vereinzelten 
Scharmützeln, in der darauffolgenden 
Nacht zu diversen Sabotage-Aktionen 
und einen Tag später zu einer Demon- 
stration mit 1.000 Teilnehmern. In der 
Nacht vom 24. zum 25. März wurde 
ein weiteres Haus von maskierten Bul- 
len durchsucht. Sieben der festgenom- 
menen Personen wurden bis zum 7, 
Mal in U-Haft gehalten. 

Hintergrund der Razzia waren die 
Krawalle, die es Mitte Januar anläßlich 
der Räumung einer der Nijmegener 
Kraker-Hochburgen (ein Bürogebäude 
mit dem Namen „‚Marienburg'’) gege- 
ben hatte. Dabei hatte es nicht nur 
zahlreiche zerdepperte Schaufenster 
und brennende Barrikaden gegeben, 
sondern auch eine ganze Reihe von 
Verletzten ‘und Festnahmen. Eine 
Bank war total ausgeräumt worden 
und eine Polizeiwache in Flammen 
aufgegangen. 
Die intensiven Ermittlungen der Kri- 
hätten nun ergeben, daß die Ver- 
afteten als Hintermänner der Aus- 
schreitungen anzusehen seien, wobei 
sie nicht unbedingt direkt an den Ge- 
walttätigkeiten beteiligt gewesen seien. 
Die Januar-Krawalle hatten zu einer 
wahren Distanzierungswelle geführt 
und so kam auch die Solidarität mit 
den im März Verhafteten nur sehr zäh 
in die Gänge. Letztendlich wurde die 
entsprechende Erklärung dann aber 
doch von zahlreichen Organisationen 
unterschrieben. 


widerstand Niederlande 


dagegen, daß die Staatsanwaltschaft 
ihren Anschuldigungen $140 des nie- 
derländischen Strafgesetzbuches (Be- 
teiligung an einer kriminellen Vereini- 
gung) zugrunde legte. Dabei handelt es 
sich um den Versuch, aus §140, der bis- 
her hauptsächlich gegen illegale Ar- 
beitsvermittler und steuerhinterziehen- 
de Unternehmen angewandt wurde, ei- 
ne politische Waffe gegen die Linke zu 
machen (entsprechend dem bundes- 
deutschen $129a — Zufall?). Der Pro- 
zeß, der im Herbst erwartet wird, wird 
zeigen, inwiefern dieser Versuch gelun- 
gen ist. 


+ Auf Antrag der belgischen Justiz 
durchsuchte die Groninger Polizei am 
9. April 1987 die Redaktionsräume der 
„Knipselkrant’’ und die Wohnung von 
Moussault. Diverse Ordner mit Ar- 
chivmaterial, eine Schreibmaschine 
und eine Druckerpresse wurden be- 
schlagnahmt. Über die Auslieferung 
diesesr Materialien an die belgischen 
Bekörden wird noch en 

Fünf Tage vor der Haussuchung war 
ein älteres, niederländisches Ehepaar 
in Belgien verhaftet worden. Es hatte 
angeblich ein Paket mit CCC- 
Flugblättern im Auto, das im Auftrag 
von Moussault in Belgien abgeliefert 
werden sollte, 

Das Ehepaar streitet jedwede Ver- 

bindung zu den CCC ab und soll er- 
klart haben, den Inhalt des Paketes 
nicht gekannt zu haben. Am 6. Mai 
wurde es freigelassen. Das Ermitt- 
lungsverfahren lauft noch. 
+ Am 29. April 1987 stürmte die Am- 
sterdamer Polizei die Redaktionsräu- 
me von „‚Bluf!”, Vier Personen wur- 
iden festgenommen, die gesamte Aufla- 
ве der Nr. 267 (2.400 Exemplare) be- 
schlagnahmt. In der Nummer war ein 
als vertraulich eingestufter interner Be- 
richt des niederländischen Verfas- 
lsungsschutzes aus dem Jahre 1981 do- 
kumentiert, den die Redaktion kurz 
zuvor von einem anonymen Absender 
erhalten hatte. 

Durch die Beschlagnahme fand das 
|—,im übrigen nicht besonders sensatio- 
Inelle — Dokument auch in den bürger- 
lichen Medien starke Beachtung. Au- 
Berdem gelang es „‚Bluf!” noch in der 
gleichen Nacht, die beschlagnahmte 
Nummer erneut drucken zu lassen 
(diesmal in einer Auflage von 4.500), 
iso daß sie ат 30. April (,,Tag der Kö- 
Inigin’’) auf dem Amsterdamer Floh- 
Imarkt zum Verkauf angeboten werden 
konnte. Dort und auch anderswo gin- 
igen die Zeitungen weg wie warme Sem- 
imeln. 


Da die Obrigkeiten den Nationalfei- 
ertag nicht durch Krawalle verunziert 
haben bzw. in Chaos untergehen lassen 
wollten, ging die Polizei (erwartungs- 
gemäß) nicht gegen die Verkaufsaktion 


vor, die beim Publikum vorwiegend 
auf Sympathie stieß. 

Die festgenommenen Personen wur- 
den kurze Zeit später wieder freigelas- 
sen. Einer von ihnen muß Anfang Juli 
vor Gericht erscheinen, da er ein Fahr- 


Der Protest richtete sich vor allem п Inhaber дег Staatsgewalt ge- 


worfen haben soll. Gegen die anderen 
drei wird es keine Strafverfolgung ge- 
ben, weil nicht bewiesen werden kann, 
daß sie für den Inhalt oder die Produk- 


wurde), Von verschiedener Seite wurde 
spekuliert, daß die unverkennbar zu- 
nehmende politische Repression in der 
Niederlande auch zusammenhängt mit 
der Intensivierung der internationalen 
Zusammenarbeit bei der ,,Terrororis- 
musbekämpfung’' (z.B. im Rahmen 
von TREVI). 

Am 30. Mai fand aus Anlaß der 
oben dargestellten Übergriffe in Am- 
sterdam eine Arbeitskonferenz mit ca. 
400 Teilnehmer/innen statt. In Ar- 
beitsgruppen wurde u.a. über mögliche 
Gegenmaßnahmen gegen Infiltration 
und Bespitzelung diskutiert; über eine 
bessere Zusammenarbeit zwischen 
Rechtsanwälten, die mit politischen 
Verfahren zu tun haben; über die Rolle 
linker Presse-Organe; und über die 
Frage, wie die derzeitige Repression 
einzuschätzen ist bzw. welche Gegen- 
strategie angesagt ist. Zum Kongreß er- 
schien eine, von diversen Gruppierun- 

еп erstellte Zeitung, die in einer Auf- 
fe von 7.000 vertrieben wurde. 
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Eines der brisantesten Bücher des Jahres 1987 
Nach langer Vorarbeit ist es gelungen, eines der brisantesten und für die 
politische Diskussion wichtigsten Bücher dieses Jahres noch im Juni 1987 
ersch zu lassen: 

a fo 

Briefe der Gefangenen aus der raf 1973-1977 

Dokumente, Hrsg. von Pieter H. Bakker Schut 

336 Seiten, brosch., DM 28.00 


Damit jen erstmalig, 10 Jahre nach den Toden in Stammheim, ein Großteil 
der Br der Öffentlichkeit vor, die die Gefangenen aus der raf, u.a. 
Ulrike nhof, Gudrun Ensslin, Andreas Baader, Holger Meins und Jan Carl 
в in den Jahren 1973 bis 1977 im Rahmen des "infos" untereinander 


uscht haben. Das ist umso bedeutsamer, als in der seit Jahren 
andauernden Auseinandersetzung über das Thema Hote Armee Fraktion die 
betroffe Personen weitgehend zu vielfältigen spekulativen Deutungen 
‚ebenden Objekten gemacht wurden. Damit bot die Diskussion nur 
schwerlich einen Ansatz dafür, sich ernsthaft politisch mit den zehn Jahren 
zwischen dem Schahbesuch am 2.Juni 1967 in Berlin und seinen Folgen und 
dem "Deutschen Herbst" 1977 als eines der prägensten und bis in die 
heutige Zeit wirkenden Kapitels deutscher Nachkriegsgeschichte sachgerecht 
auseinanderzusetzen, 
Der jetzt erschienene Band mit den authentischen Zeugnissen aus den 
Gefängnissen bietet nunmehr die Möglichkeit sich mit den tatsächlichen 


Zielen und Motiven der im Stammheimer Prozeß Angeklagten selbst 
auseinanderzusetzen. 


counter insurgency 


Spendenkonto: 
AG radikale Öffentlichkeit 
с/о IUH, Nähofahrtaweg 5 pores wae? 100.071 166 
5 Hanau Kennwort: Bunte Hilfe 


PROZESSINFO JUNI '87 


129a-Verfahren gegen die Verkäufer/innen der „radikal“ 


23 sind angeklagt! 


Am 13. und 15. Mai fand in Frankfurt der erste Prozeß gegen einen angeblichen Handverkäufer aus Hanau der Zeitschrift 
„radikal' Nr. 132 statt. Im Ruckzuck-Verfahren wurde der Hanauer nach $129а wegen Werbens für eine terroristische Verein 
gung zu sieben Monaten auf vier Jahre Bewährung verurteilt. Dies war der Auftakt einer ProzeBlawine gegen die angeblichen Ver- 
teiler/innen der von der Karlsruher Bundesanwaltschaft inkriminierten Zeitschrift „radikal“ 132. Gegen über 80 Personen aus 30 
Städten laufen die Ermittlungen bzw. werden die Anklagen vorbereitet. Betroffen sind Mitarbeiter/innen aus Buch- und Infoläden, 
Kneipen, Cafes, Bäckereien und Lebensmittelladen der linken-alternativen Scene. Nachdem vor 3 Jahren Benny und Micha vom 
Berliner Kammergericht als Herausgeber der „radikal“ zu mehr als 2 Jahren Haft veurteilt wurden, sind es jetzt die „Vertei- 
ler/innen“ der im Untergrund hergestellten Zeitung, die mit Ermittlungsverfahren überzogen werden. Besonders umfangreich er- 
mitteln die Staatsanwälte in Westberlin, wo allein 13 Ank lageschriften fertiggestellt wurden. Das Kammergericht ist derzeit dabei, 


die Spreu vom Weizen zu trennen: Um ein Massenverfahren zu umgehen, wurden einige Anklagen der Staatsanwaltschaft nicht 
zum Hauptverfahren zugelassen. 


Der erste radikal-Prozeß - eine Einschätzung 


Der angeklagte Genosse machte in seiner Prozeßerklärung wie auch im 
Schlußwort dde Bedeutung der Ermittlungen und Anklagen für die sukiinf- 
tige Entwicklung der Widerstandspresse und ihrer Verbreitung klar; eben- 
80 auch seine Entschlossenheit und die Notwendigkeit für den radikalen 
und revolutionären Widerstand, sich durch politische Repression nicht 
einschüchtern zu las: „ Gleichzeitig setzte er der ~ juristisch gesehen 
= schwachen Indizienkonstruktion (ohne tatsächlichen Beweis für den Vor= 
wurf der Verbreitung) der Staatsanwaltschaft in seiner Einlassung eine 
ebenfalls nicht beweisbare, aber unwiderlegbare Erklärung entgegen, was 
er mit den nicht von den Staatsschutzbullen gefundenen anderen Exemplaren 
der radi 132 gemacht habe. Damit gab er dem Frankfurter 4, Staatsschutz- 
se die Möglichkeit, nach juristischen Kriterien zu urteilen, und das 
hätte "im Zweifel für den Angeklagten" ein Freispruch sein müssen, 

Das dann gefällte Urteil jedoch zeigte, daß es den Richtern um die 
Verurteilung der Gesinnung des Angeklagten ging; die ungewöhnlich lange 
Bewährungsfrist von 4 Jahren ist als "Gesinnungs-Zuschlag” zu werten. 

Im Einvernehmen und offenbar nach vorheriger Absprache mit dem Staatsan- 
walt reduzierte der 4. Senat die Anklage auf den Vorwurf der "Werbung 
für die terroristische Vereinigung RAF", gestützt allein auf ein in der 
radikal abgedrucktes "Grußwort an das Kommando Mara Cagol" der RAF, das 
den Siemens-Manager Beckurts aus der Welt schaffte, Offensichtlich hat- 
ten die Richter kein Interesse an der Erörterung des Widerstands gegen 
die WAA in der Oberpfalz und die soziale Verelendung ("Klauaktionen" 
auch wollten sie sich mit der Frage befassen, ob die Revolutionären Zi 
len eine Organisation seien, de: Unterstützung verurteilt werden könn- 
te; die Klärung der Tod ände von Ulrike Meinhof, ob es vom Staats- 
schutz organisierter Mord war, sollte ebenfalls kein Thema sein, 

Der Gruß an ein RAP-Kommando reichte ihnen vollkommen zur Verurteilung, 
vermutlich zurückzuführen auch auf die "innere, subjektive Tatseite" der 
Richter, die sich selbst wohl nicht ohne Grund bedroht fühlen müssen, 


Bei einer hier geführten Diskussion nach dem Prozeß kritisierten einige 
Leute die Prozeßstrategie des verurteilten Genossen. Zwischen der offen- 
siven politischen Prozeßerklärung einerseits uns der Einlassung, er habe 
did radikal nicht verbreitet, sondern verbrannt, wurde ein "Bruch" kon- 
statiert; darüberhinaus wurde die offensive Progeßführung grundsätzlich 
kritisiert, da sich der Genosse dadurch erst der Gesinnungsjustiz ausge- 
liefert und zum "Märtyrer" gemacht habe und damit für die nächsten 4 Jah- 
re "kaltgestellt" sei. 

Dem halten wir entgegen, daß wir eine politische Prozeßführung grundsätz- 
lich für vereinbar halten mit dem Versuch, die "Beweislage" auch juri= 
stisch zu erschüttern. Im konkreten Fall wurde mit der besagten Einlas- 
sung vom Angeklagten, der AG radikale Öffentlichkeit und den in Staats- 
Schutzprozessen erfahrenen Anwälten durchaus eine Möglichkeit gesehen, 


counter insurgency 


Senat am OLG Frankfurt sich 
orientierte, konnte so 
wir Bescheid, 

n Prozeßführung: Bisher gab es 
als qualitativ neuer Metho= 
se keine breite öffentliche 
igkeit, dem Kriminalisie- 
genen politischen Vorstellungen 
Angeklagte dafür, die mit dem Pro- 
nutzen, die Bedeutung der Ermitt- 
lungen und Anklagen für den Widerstand klarzumachen, Er hat hierbei nicht 
nur im eigenen Interesse, sondern für den Widerstand und seine Pre: 
gehandelt. Die Möglichkeit einer u.U, harten Verurteilung wurde da! 
von vornherein bewußt einkalkuliert, Andererseit: 
nung des Angeklagten wurde ohnehin in den Prozeß 


4 
Die politische Gesin- 


eine Einstellung 
г Angeklagte von der 
walt klar, als er aus 
rechenden Distanzierungserklärung des Kasseler ABC-Buchladens 


Im übrigen legt verurteilte Genosse Wert auf die Feststellung, daß 
er sich durch di Urteil nicht “kaltstellen" 158%. 


Schwierig ist die Bedeutung di: 
Hessen, Berlin, Baden-Württemb: 


в Urteils für die fogendei 
hleswig-Holetes: 


Auch die "Beweislag 
i, ist noch dürftiger als im Prank- 
Zumindest der Staatsanwalt wird wohl auf einer Verurtei- 
jofern sich die Buchladen-Mitarbeiter nicht von der radi- 


erg Bind bisher zwei Menschen als "Handverkiufer" ange- 
klagt. Hier könnte sich der damit befaßte Stuttgarter OLG-Senat am Prank- 
furter Urteil orientieren, wobei dann die Konsträktion der "subjektiven 
Tatseite", sprich der Gesinnung der Angaklagten eine Rolle spielen würde. 
Das iche gilt für einen Angeklagten aus Rendsburg, de: Prozeß vor 
dem OLG Schleswig droht, 

In Berlin - Spitzenreiter mit 13 Anklagen ausschließlich gegen Geschäfts- 
führer und Mitar! von Buchläden und Projekten - bahnt sich eine 

neue Entwicklung ап. Hier wurden bisher 4 Anklagen vor zuständigen Kam- 
mergericht nicht zur Hauptverhandlung zugelassen. In einer uns vorliegen- 
den Begründung für diesen Beschluß wird erklärt, daß dem Angeklagten die 
Verbreitung der radikal nicht konkret nachgewiesen nachg m werden . 
könne, also der Grundsate "іш Zweifel für den klagten" zu gelten Habe 
und somit eine Verurteilung nicht zu erwarten „ Das Berliner Kammerge- 
richt unter Richter Palhoff - der übrigens 1983 Benny Härlin und Michael 
kläckner verurteilte - kommt hier also zu einer ganz anderen juristischen 
Bewertung der "Beweislage®, 

Möglicherweise wird das für die bereits beantragte Revision des Prankfur- 
ter Urteils noch von Bedeutung sein, 


AG radikale Öffentlichkeit Hanau 


Prozeß wegen radikal 132: 13, und 15,5,87 Frankfurt Oberlande gericht 


Nun war es soweit! - Nach den Durchsuchungen im letzten Sommer fand 
13. und 15.5, vor dem 4, Strafsenat beim Oberlandesgericht Frankfurt 
der erste Prozeß wegen der radikal 132 statt. > 
Anklage war: "Verbreitung der Zeitschrift radikal 132"; und damit sol- 
len folgende Straftatbestände vorliegen: 
= Verdacht von Straftaten nach §129a u.a.; 
- die radikal enthalte Beiträge, in denen Gewalt bis hin zu terroris- 
tischen Anschlägen das Wort geredet würde; 
enthalte eine Tatbekennung zum Anschlag auf Beckurts (Unterstützung 
einer terroristischen Vereinigung §129a); 
- fordere zum Kaufhausdiebstahl auf (Öffentliche Aufforderung zu 
Straftaten $111); 
- enthalte eine Anleitung zum Bau eines elektrischen Zeitzünders ($111); 
= in der Behauptung, BRD-Staates 
ermordet worden, 
- Ziele und Stra’ п der RAF würden verherrlicht werden, die Aufzäh- 
lung von Aktionen bestärke die Mitglieder in ihrem Zusammenwirken 
(§129a), die BRD würde als Mörderstaat herabgewiirdigt werden (590); 
= weiter enthalte die radikal ein Zitat aus einen RZ-Pap/ das geeig- 
net sei, bei den Lesern Sympathie für. diese "terroristische Vereini- 
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zu wecken und sie für deren Ziele und Strategieh einzunehmen 


12 
- einen Artikel, in dem der militante Widerstand gegen die WAA in Wake 
eH dokumentiert und zu ähnlichen Aktionen aufgerufen würde 
111); 
= Berichte und Bekennungen su den Anschlägen im Zusammenhang mit dem 
Widerstand gegen die WAA und mögliche Anschlagziele (Liste der Firmen) 


($ 111). 

bei dem ersten nun stattgefundenen Prose gegen einen Hanau- 
m stützt sich auf eine Paketkarte, nach der dem Angeklagten 25 
Exemplare der radikal 132 geliefert worden sein sollen, Bei einer Haus- 
durchsuchung am 7.8. 86 fanden drei örtliche Staatsschü‘ 
Exemplar. Somit маг für die Staatsanwaltschaft "erwiese: 
plare weiterverbreitet wurden. 


Ziele der radikal-Verfolgung 
Nachdem vor drei Jahren Benny Härlin und Michael Klöckner vom Berliner 
Kammergericht als er der radikal zu je 2 1/2 Jahren Haft verur- 
teilt wurden, sind es jetzt die Verteiler der im Untergrund hergestell- 
ten Zeitung, die mit Ermittlungsverfahren Чъегғој werden, Betroffen 
sind zwar einselne angebliche Handverkäufer und Mitarbeit: 
Buchläden, Kneipen, Cafés und Bioläden, doch ein wesentlic! 
bn сма Ermittlungen der Staatsschützer war und ist die Durchleuch- 
er Ug tet Szene, Dane penchant en png 
тогі еп, Besc] gen von nicht sur е" gehörenden Flug- 
Bittern, Plakaten of. hat es auch in diesem Verfahren jede Menge gege- 


De 

Ziel ist auch die Binschüchterung, Verunsicherung und Spaltung des Wi- 
derstands in allen gesellschaftlichen Bereichen, in denen sich oppositio- 
nelle Bewegungen nicht auf den vorgegebenen Rahmen ‘lamentarischer 
Auseinandersetzung eingrensen lassen bzw, diesen bei е! 
Seit Jahren häufen sich die ffe auf die linke Pres: 
ständige Beschla, im Pal. Münchner "Freiraum", mit Geldstra- 


fen gegen die Re ion der Antie! lieg, "Radiaktiv" oder durch Ere 
mitt erfahren wegen 129a gegen das Stu прах "s’Blättle"! Das 
zeigt ebenso wie die neuen 55 EEN und 130a, Bundesanwaltschaft und 


Staatsschuts ein konkretes Interesse haben, die Verbreitung radikaler 
Schriften su unterbinden, Die nahezu 200 Ermittlungsverfahren gegen an- 
gebliche oder tatsächliche Verbreiter der radikal dienen eben auch da- 


su, die Schere der Zensur wieder in die Köpfe zu hämmern, Es soll ein 
für allemal klar БЕЧ daß die Verkäufer/innen linker radikaler Publi= 


kationen grundsätzlich für jeden Sats darin verantwortlich gemacht wer- 
den ktinnen, 


Das hat weiter zur Konsequenz, daß die Leser von diesen Informations- 
und Diskussionszusammenhängen abgeschnitten werden, Der auf die Inhalte 
der radikal gestützte Vorwurf der "Unterstützung und Werbung für terro- 
ristische Vereinigungen" allein ist dann schon Grund genug vie. 
Buchhändler, sich den Verkauf bestimmter Zeitungen in Zukunft gena su 
überlegen, Die Zensur der Presse des Widerstands wäre perfekt, der Hand 
lungsspielraus АН Politik wird dann von Regierung und 
Staateschuts festgelegt, Die Organisierung von Gegentffentlichkeit kommt 
ohne eine unsensierte Presse nicht aus = und Gegenöffentlichkeit, 
die radikale Widerstandspresse brauchen wir wie die Luft zum Atmen 


jungspoliseilichen Verfügung 


Durchsuchungen 
und Abtasten in Einselkabine: 


m, 
Sicherstellung von persönlichen Gegen- 


Besucher noch durchsucht wurden, fing der Pro: 

Verteidigung (Rie Wally Verleih und Thomas Scherzberg aus 

Frankfurt hand t zu di ‚ wenn alle im Saal sind, 

wurde von den fünf Richtern unter Vorsitz той Richter Adam abgelehnt: 
An 


in weite: 


ohne die Kontrol: 


Danach darf Oberstaatsanwalt Broschat auftreten, Er verliest die Anklage 
und verweist auf nahesu alle Seiten der radikal 132, indem er aus diesen 
Seiten zitiert. 

Bereits in der Verhandlängspause hatte die Öffentlichkeit trots massiver 
Widersprüche sum Gericht beschlossen, sich bis nach der Verlesung der 
Progeßerklärung des angeklagten Genossen so zu verhalten, daß kein Aus- 
schluß der Öffentlichkeit erfolgt, der Saal nicht geräumt wird. Spätes- 
tens bei der Verlesung der Anklageschrift fiel es den Zuschauern aller- 
dings schwer, sich die Staatsschutzscheiße kommentarlos anzuhören, 
‚Anschließend a yak Erkli ab (in diesem Info doku- 
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mentiert) sur Bedeutung der radikal-Verfahren im Zusammenhang der allge- 
meinen Repressionsverschärfung und de; Kriminalisierung radikaler Presse, 
4m Schluß der Pro: rklärung stand die Stellungnahme: "Ich hatte mich 
chende Berichterstattung Über Beschlagnahmeaktio- 
г radikal 132 ~ veranlaßt gesehen, diese Exemplare 


Nachdem der Angeklagte - mit einigen Unterbrechungen durch den Richter: 
Ы doch endlich etwas zur Sache | die Erklärung vorgelesen 
tand die erste Reihe der Zuschauer auf; die Leute zogen ihre 

und darunter erschien dann der Spruch: "Freispruch" und auf 
а eite: "Sonst Beule", An der Wand hing песаи еіп Transpa- 
rent: "Das Auge der Justis sitet in der Pratze der Herrechenden", 
Daraufhin rückten Bereitschaftsbullen an, diese sollten die Träger der 
bei Hemden aus der ersten Zuschauerreihe herausholen, Dank 
der Geschlossenheit und der pa Stimmung der Besucher konnte das ver- 
hindert werden, Gericht und len zogen sich erst mal gurtick, Die Zu- 
Schauer nutsten die Zeit, um über das weitere Vorgehen zu diskutieren, 
Klar war, da auf Dauer eine Räumung aus dem Gerichtssaal nicht zu verhine 
dern wäre. Daher wurde beschlossen, bei der nächsten Aufforderung zur 
Räumung geschlossen das Gericht zu verlassen, 


Als die Richter wieder erschienen, verlas der Vorsitzende prompt den 
Ausschließungsbeschluß für den Vormittag, weil "die Gewährleistung von 
Sicherheit und Ordnung durch die Anwesenheit der Zuschauer nicht mehr 
möglich" sei, Nachdem noch eini, Obst über die Trennscheibe in Rich- 
tung der Richter geflogen war, verließen die Zuscha: 

Nach dem Ausschluß der Öffentlic) 
Befangenheitsantrag gegen den Vorsitzenden Adam mit der Begründung: 
"Nicht das Verhalten der Zuschauer, sondern das provozierende Verhalten 
der Staatsschützer ist daran schuld, daß der Prozeß nicht ordnungsgemäß 
ablaufen kann,” Der Antrag wurde natürlich abgelehnt, 

Die Verhandlung wurde fortgesetzt mit der Verlesung von Beschlagnahme- 
beschlüssen des BGH bezüglich der radikal-Ausgaben 129, 131 und 132 
sowie mehrerer Textstellen aus der Nr, 132, auf die sich die Anklage 
stützt, Ziemlich ermüdend (ohne das Publikum) ging das so bis mittags, 


Zeugenvernehmung 

Um 12 Uhr wurde der erste Zeuge vernommen: Polizeihauptkommisear Nie- 
trug vom BKA Wiesbaden, Abteilung TE 13. Die Aufgabe der TE 13 und da- 
mit dieses Herrn ist die "Auswertung terroristischen Schrifttums", Bei 
der Frage nach seinem Wohnort nannte der Zeuge zunächst den Ort Nie- 
dernhausen, nach einem Fingerzeig des Vorsitzenden wollte er dann је- 
doch keine genaue Anschrift mehr nennep, da "gewisse Gründe eine ge-. 
wisse Gefährdung” für ihn nicht ausschiös, п. Die Gefährdung bestände 
darin, daß er mit "Terrorismus" befaßt sei und daß ein von ihm verfaß- 
tes Gutachten Uber den Frankfurt: 


Е 
аш Hauptpostamt Bielefeld eine Sendung bei 
einer Stichprobenkontrolle aufgefallen, da sie wegen einer Einlage im 
Heft nicht den Gebührenvorschriften der Post genügt habe, nur mit 70 
Рв. frankiert Nach Durchsächt des Inhalts, einem Exem- 
14, (politische) Kommissariat 


ich ein Kuvert mit der Absenderangabe 
Christian-Albrechts-Unäversität Kiel..." und der gleichen Kund 
wie auf den 132-Sendungen gefunden worden, Daraufhin wurden beim Kieler 
Hauptpostamt alle Paketkarten mit dem betreffenden Absenderaufäruck be- 
schlagnahat, Nach erkenntnissen des BKA hätten die entsprechenden Sen- 
dungen die radikal 131 enthalten. Den Hinweis auf die Paketkarten vom 
Versand der Nr. 129 habe Nietrug von der politischen Polizei in Berlin 
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erhalten, die die Ermittlungen wg. radikal 128 bis 131 führte. Auf die 
Frage der Verteidigung nach dem Verbleib der jeweiligen Paketkarten- 
Originale (im Prozeß wurden nur Kopien vorgelegt) erklärte Nietrug, sie 
lägen beim Hauptverfahren in Karlsruhe ("gegen die unbekannten Hersteller 
und Verbreiter der Zeitschrift eb] Aktenzeichen: 1 BJs 115/86-4). 


Der zweite geladene Zeuge - Rindsfüßer, ebenfalls BKA Wiesbadeh - war 
nach seiner Aussage mit der Auswertung der beim Angeklagten beschlag- 
mahmten Sachen befaßt, worüber er allerdings nur spärliche Angaben ша- 
chen konnte und deshalb bald entlassen wurde. 

Es folgte die Mittagspause. 


ttwoch hmit- 


Nach der Mittagspause wurde der Einlaß der zahlreichen Zuschauer durch 

massive Kontrollen bis hin zur Beschlagnahme von Schreibzeug und Tempo- 
taschentüshern stark verzögert. Gekrönt wurde der Nachmittag durch den 

Auftritt des Hanauer "Oberstaa‘ Hodatech, will seine 
nicht angeben, weil er 
. Der braungebrannte Но 
Publikum und den Anwälten lä 


‚zung beim Hanauer NUKEM-Büro ein, 
an der der Angeklagte beteiligt war neben Mitgliedern der Hanauer Anti- 
|AKW-Gruppe, der Grünen und von Robin Wood. Die Frage, ob Robin Wood zu 
den Autonomen zu rechnen sei, antwortete H, mit "nicht direkt", 


"notwendige solidarisch 
Schwierigkeiten, sich den 


» jedoch in di: 
ehbar war, sollte mensch ihn besser in der radi 132 nachlesen, 


Der Unterschäed bestand 
darunter der Chef des K 41 (politi= 
ch zumindest die 
Gesichter noch vor einem entsprechenden Ausschlußantrag 
der Verteidiger trollten, > 


Überraschenderw: begann der Pro: damit, daß der Senat mit Zustimmung 
des Staatsanwalts alle Anklagepunkte bis auf "Werbung für die RAP fallen- 
ließ, Pür Broschat war damit die Bahn frei, in seinem Plädoyer vor allem 
die Gesinnung des Angeklagten in den Vordergrund zu rücken. 

Zu dieser "subjektiven Tatseite" wurde eine Zitat aus der radikal 
132 (Grußwort zum Anschlag auf Feckurts) und eine Indizienkonstruktion 
zur angeblichen Verbreitung gesellt, Das Interesse der Klassenjustiz an 
Distanzierung, Spaltung und Selbstzensur wurde noch einmal deutlich, als 
Broschat gegen den Angeklagten die Erklärung des Kasseler ANC-Ruchladens 


(abgedruckt in "Stattzeitung" Kassel u. in unserem Prozeß-Info 1 dokumen- 
tiert) einführte, der sich bereits im Vorfeld der Prozesse von der radi- 
kal distanziert hatte. Die Einlassung des Angeklagten, er habe die nicht 
bei ihm gefun 24 Exemplare der radikal 132 verbrannt, wertete der 
Staatsanwalt als "aufgepfropft" und schloß daraus, daß es eine Schutebe- 
hauptung sei, Er beantragte 7 Monate Knast auf Bewährung, da ев dem An- 
geklagten nicht abzunehmen sei, daß er die Zeitungen wirklich verbrannt 
habe und aus der Prozeßerklärung auch ersichtlich sei, daß der Angeklag- 
te auch weiterhin radikale, militante Inhalte vertreten würde, 

Danach machten die Anwälte in ihren Plädoyers - gegen die Lächerlichkeit 
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richteten sich die Ausführun, 
hof und zu den Revolutionären Zellen, Bezeichnend sei auch, во ein An- 


walt 
schrif 


Einen weiteren Anklagepunkt, der unter den Tisch zu fallen drohte, griff 

der Angeklagte zu Beginn seines Schlußwortes (in diesem Info dokunen- 
sozialen Widerstands gegen 

htums beschrieben wurde, 


Das Urteil 


Nach dem Schlußwort des Angeklagten zog sich das Gericht für 4 1/2 (1) 
Stunden zur Beratung (sprich:Mittagessen und Verdauungspause) zurück, 
Die fünf Richter: Adam, Deppert, Schnabl, Jachmann u, Wirhelauer d 
4. Senats schlossen sich der Forderung des Oberstaatsanwalts voll und 
ganz an: 7 Monate auf 4 (1) Jahre Bewährung lautete das Terrorurteil. 
In der Urteils"begründung", die der Vorsitzende Adam in aller Eile run. 
terrasselte, wurde angeführt, die Behauptung des Angeklagten, die Ze: 
tungen verbrannt zu haben, sei unglaubwürdig: 

1. sei der Besitz der Zeitungen nicht strafbar und 

2. warum hat er nur 24 verbrannt und nicht alle ? | 

Und: Zur Bewährung würde die Strafe nur deshalb ausgesetzt, weil der 
Staatsanwalt sie gefordert habe, 

Das ist gans klar ein Gesinnungsurteil | 

Doch das war nur der erste Pro: wegen der radikal 132, Weitere zwei 
Prozesse in Hessen gegen insgesamt 7 Leute aus Buchläden und einige 
mehr: in Berlin, Stuttgart, Schleswig... werden geführt werden müssen, 
überall dort, wo der Staatsschutz sein Interesse bekundet, Aber wir 
meinen mit dem verurteilten Genossen: Das letzte Wort wird nicht im 
Gerichtssaal gesprochen | р 


Die Welle von Hausdurchsuchungen und Ermittlungsverfahren wegen Verbrei- 

tung der Zeitung radikal, die bundesweit mehr als 20 Anklagen deswegen 

und jetzt di icht der erste Versuch, radikal lin- 
tionären Bewegungen das Maul zu stopfen, 


der jüngeren Geschichte der Bundesrepublik gibt es dafür viele Bei- 
iele: 
An: 


S.B. das Verbot des als Rotbuch erschienenen "Konzepts 
lla" von der RAP 


"Wie alles anfing" des früheren Mitglieds 
der Bewegung 2, Juni - Bommi Baumann; < 
- die Verfolgung von Veröffentlichungen des sogenannten Mescalero-Nach- 
rufs auf den 1975 von der RAP liquidierten Generalbundesanwalts Buback; 
= die Verurteilung der Berliner AGIT-Drucker, weil sie u auch das In- 
fo Berliner undogmatischer Gruppen gedruckt hatteı p ме: eine Art 
Vorläufer der radikal war; 
= das Verbot der Broschüre "Lieber krankfeiern als gesund schuften" aus 
der Reihe "Wege zu Wissen und Wohlstand"; 
- 1976 die Einführung der 65 88a und 130a, welche die Verfolgung linker 
Publikationen auf eine breite Grundlag: die aber 
"mangels Effektivität" 1981 wieder a: Bi sie führten zu 
massiven Ermittlungen und Re) jedoch kaum su Verurteilungen; 
Zeitungen wie den Göttinger 
Hamburger Große Freiheit undsoweiter mit Verfahren 
en und zur Aufgabe zu zwingen, was in wenigen Fällen 


zweier vermeintli- 


zwei Jahren - häufen sich die Angriffe 
, sei es durch ständige Beschlagnahmungen im 
Münchner Preiraun, mit Geldstrafen gegen die Redaktion der ra- 
diaktiv, durch Ermittlungsverfahren nach 129a gegen das Stuttgarter 
Blättle oder eben jetzt mit den nahezu 200 Ermittlungsverfahren gegen 
angebliche oder tatsächliche Verbreiter der radikal. 


Diese Angriffe auf Teile der linken Presse setzen in einer Situation ein, 
militante und Sabotage-Aktionen 
en zahlreichen Aktionen 
gagen Institute, Geschäfts- 
gischen Angriffs - Genforschunge- 
, des militärisch-industriellen Komplexes 
und Flüchtlingspolitik kam dem Kampf gegen den 
Bau der WAA in Wackersdorf die Rolle zu, militanten und kompromi8losen 
Widerstand auch für Teile der Bevölkerung wieder diskutierbar zu machen, 
die bis dahin noch immer erfolgreich davon abgeschreckt und eingelullt 
werden konnten, 
Mit der radioaktiven Wolke aus Tschernobyl dann kam eine schon totge- 
glaubte Anti-AKW-Bewegung wieder ins Rollen, desillusioniert durch den 
chtlichen Zerstörungswillen technokratischer Herrschaftsplanun; 
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aktiviert zu massenhaften kleineren und größeren Demos und Aktionen bis 

bin zu - von mehr Menschen denn je akzeptierten - Anschlägen und Sabota- 

Fr auf die Planungsbüros, Baufirmen und Symbole des Atompro- 

In dieser Situation verschärfter Widersprüche und ihres Ausdrucks im 

vielfältigen, nichts hließenden Widerstand sieht sich der 

pparat als Sachwalter Kapitals gezwungen, in ganzer Breite 

mit alten und neuen Methoden der Repression zurückzuschlagen. 

Zumal die Herrschaftsstrategen angesichts der Folgen aktueller und zu- 

künftiger Verelendungsplanung durchaus die Möglichkeit kalkulieren, daß 

der Funken der Revolte auf andere, weitaus brisantere Bereiche gesell- 

schaftlicher Auseinandersetzung überspringen könne. 

Die Verschärfung der Repression der letzten zwei Jahre ist bekannt - 

dennoch will ich sie hier kurz zusammenfassen, 

Da werden z.B. neue sogenannte Sicherheitsgesetze - Überwachungs 
li bisher schon praktizierte Zusammenarbeit 


des Zentralen Verkehrsinforma- 
auch die Einführung maschinen- 

pat gielt dabei nicht auf aktuell 
vorhandenen Widerstand, sondern auf die lückenlose Erfassung und Kontrol- 
lierbarkeit der gesamten Bevölkerung nach der Parole: Jeder ist verdäch- 
tig und ein potentieller Staatsfeind, 


Der Einschüchterung und Aufspaltung sozialer Bewegungen durch Angster- 
zeugung dient die ührung neuer Poliseiwaffen ~ Gummigeschosse und 


iftgas, wobei - gedeckt von der unverhüllten Androhung de: 
fengebrauchs - eine zunehmende Zahl von Schwerverletzten und Toten be- 


bedrohliche Zukunft. 
bens- und Freiräume - Zentren sich ent- 
rialistischen Widerstands =- 
werden zunehmend Großaktionen inszeniert; die Massendurchsuchungen in 
der Düsseldorfer Kiefernstraße unter dem Vorwand der Pahndung nach den 
Braunmühl-Attentätern, die Räumung des Bochumer Heusnerviertels, die 
ständigen Räumungen und Angriffe auf die Hafenstraße in Hamburg sind 
hier nur als herausragende Beispiele zu nennen, Ziel ist letztlich die 
Zerschlagung unserer Strukturen, begleitet von ständigem Terror und der 
Hetze der bürgerlichen Medien, 
Um diesem Terror, dem Kriminalisierungsdruck nicht vereinzelt und hilf- 
los gegentibersustehen, um darüber auch nicht unser eigentliches Ziel - 
die Entwicklung selbstbestimmten Lebens und gemeinsamer revolutionärer 
Politik - aus den Augen zu verlieren, brauchen wir die Möglichkeiten, 
uns aussutauschen, zu diskutieren, wo es für uns langgeht, brauchen wir 
ге Treffen und Kongre: » über die wir uns orientieren und organi- 


unsere Zusammenkünfte 


n Gefang 
Und das bleibt nicht auf Bayern ale 
ve iter beschränkt, wie die Massenfestnahmen vor 4 Jahren in Wuppertal 
gezeigt haben, als der Sosialdemokrat Schnoor das Nachbereitungstreffen 
zur Bush-Demo in Krefeld hopsnehmen ließ; das zeigt auch die Umstellung 
und Räumung eines Jugendsentrums im ebenfalls sorialdemokratisch regier- 
ten Göttingen im letzten Herbst. 

Ebenso wie unsere Treffen brauchen wir auch unsere eigene Presse für den 
Austausch und die Diskussion unter uns und um unsere Herzschläge bis in 
den letzten Winkel dew Gesellschaft ertönen zu lassen, 

Dieser Rhythmus des Widerstands ertönte wieder lauter und deutlicher im 
letzten Jahr, Mehr Menschen als zuvor radikalisierten sich - insbesonde- 


Mgt 
uf die eigenen Püße, 
Maneher Aktivist und manche Aktivistin handelten, ohne die mögliche: 
Folgen für sich und seine oder ihre Mitkämpfer überschauen zu können, 
hängt jetzt im Wirgegriff des Staatsschutzes und wird womöglich zum ter- 
räter erfireß 
Aktionen wurden unternommen - z.B, n Bahnlin: =, die sich nicht 

- in diesem Fall den Auszug der 


mehr selbst vermittelten und deren Zie 
Bundesbahn aus dem Atomgeschäft - infolge der Nachrichtensperre in den 
bürgerlichen Medien nicht mehr erkennbar werden. 


Unsere Presse brauchen wir gerade auch dafür, um über den politischen 
Sinn und die Zielgerichtetheit revolutionären Widerstands und seiner 
Formen öffentlich diskutieren und die Auseinandersetzung über die Konse- 
quenzen des Sicheinlassens jedes Einzelnen auf revolutionäre Praxis füh- 
ren zu können. Di: - für n politischer wie persönlicher Hinsicht 
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=- lebensnotwendige Diskussion wird mit der Kriminalisierung unserer Zei- 
tungen ebenso angegriffen wie die Vermittlung von Analysen imperialisti- 
scher Planung und Informationen über die Existenz von Widerstand und die 
alltägliche Praxis 

Der Angriff der schenden auf die Widerstandspresse gipfelte in jling- 

г Verschärfung und Ausweitung des $ 130a in Verbindung 

Die Ermittlungsverfahren, der heutige unddie noch folgen- 
wegen radikal sind als Vorgriff auf diese Gesetzesverschär- 


Der Schlag gegen das Vertriebsnetz der radikal verfolgt dabei mehrere 


ziel 
soll mit der radikal einem Symbol der Unbeugsamkeit und Kontinui- 
м abgegraben werden, Seit Jahren war die radikal die Zei- 
tung, die im autonomen Bewegungsspektrum am unermildlichsten und inten- 


tung mit der früheren Stärke der Berliner und westdeutschen Häuserkampf- 
bewe, ‚ abgesehen von der Nichtgreifbarkeit der Redaktion im Berli- 


80 doch umso ungenierter 
in der Formulierung revolutionärer Positionen wie auch gewi 
scher Details, 
U 
di 


7 
Publikationen einer interes 
п Gegengewicht zum bürgerl 
Buchhandel zu schaffen, 

fı üppels soll der lin- 
dahingehend eingeschüchtert werden, in Angebot zukünftig 
lbet vorzusortieren und genau dieselbe Abgrenzung nach links wieder 
einzuführen, 
Erreicht wird, wenn dies gelingt, daß die Verbreitung von Infos und 
Diskussionsbeiträgen über "Insider" und eine engere "Szene" hinaus sehr 
viel schwerer werden wird, 
Da, wo linke und alternative Buchläden nicht mehr den ursprünglichen 
Anspruch vertreten, wo aufgrund staatlichen Drucks plötzlich inhaltlich 
unterschiedliche Positionen in innere oder offene Distanzierung umschla- 
gen, hat der Staatsschutz sein Ziel bereits erreicht: Zensur und Selbst- 
zensur, 


angetreten war, die g 
sierten Kundschaft an: 


Bisher wurde meines Wissens noch kein Buchhändler wegen des Verkaufs 
irgendwelcher Schriften - außer vielleicht Schwarzdrucken - verurteilt, 
obwohl es mehrfach versucht wurde, z.B, im Falle der Krankfeier-Rroschi- 
ге. 

Das soll offenbar geändert werden. 

Die nächsten Prozesse werden gegen Geschäftsführer und Mitarbeiter von 
Buchläden geführt werden, Im Falle von angestrebten Verurteilungen würden 
die jeweils davon Betroffenen in Zukunft ständige Heimsuchungen durch 
herumschnüffelnde Staatsschützer zu befürchten haben und als einschlägig 
Vorbestrafte dauernd in der Gefahr erneuter Ermittlungen, Anklagen und 
Verurteilungen schweben. Für diese Leute stellt sich dann die Alternati- 
ve: Selbstzensur oder Job aufgeben, Darüberhinaus wirde der gesamte 
Buchhandel damit konfrontiert, zukünftig für jeden einzelnen Satz, der 
in irgendeiner angebotenen Veröffentlichung drinsteht, verantwortlich 
gemacht werden ru können, 

Drittens und letztlich wurden die Ermittlungen wegen radikal in manchen 
Städten vom Staatsschutz auch gezielt für den Versuch genutzt, in die 
Strukturen des Widerstands reinzuschauen und reinzuschlagen. Dabei gings 
darun, sich mithilfe des 129a als Ermittlungsparagrafen, der außer Haus- 
durchsuchungen auch Telefon- und Postüberwachung ohne richterliche Ge- 
nehmigung zuläßt, einen Überblick über die jeweilige Szene bis in die 
privaten Beziehungen hinein su verschaffen, zum anderen die Szene zu 
verunsichern und Kräfte zu binden, die eigentlich besseres zu tun hätten. 
Versucht wird dabei von Staatsanwälten und Ermittlungerichtern auch, die 
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Betroffenen gegeneinander auszuspielen, wie z.B, in Berlin, Dort gab 
bzw. gibt es ca, 50 Ermittlungsverfahren gegen Leute aus 19 Projekten 
und mittlerweile mindestens 12 Anklagen, Mehrere Verfahren wurden ein- 
gestellt, und einige der eben noch Beschuldigten plötzlich zu Zeugen um- 
funktioniert, die nun zu Aussagen gegen ihre Freunde, Bekannten und Kol- 
legen erpreßt werden sollen, Bisher haben die Berliner Betroffenen - An- 
geklagte wie als Zeugen Benannte - zur gemeinsamen Gegenwehr gefunden; 
trotz des Drucks auf Einzelne durch Androhungen von Beugehaft bis zu ei- 
nem halben Jahr, wenn sie die Aussage verweigern. 

Diesem Druck - der woanders schon zu erheblichen, vielleicht vermeidba- 
ren unüberbrückbaren Gegensätzen geführt hat - diesem Druck kann nur be- 
gegnet werden, wenn wir zu einer solidarischen Diskussion untereinander 
kommen - auch über die unterschiedlichen Situationen und Positionen der 
einzelnen Betroffenen. 

Wichtig bleibt, daß der Widerstand und seine Formen nicht denunziert 
werden, ег so offensiv es dem Einzelnen möglich ist, propagiert wird ge- 
gen das staatliche Vernichtungsinteresse, aber auch, daß niemandem die 
reine Lehre", möglicherweise eine Art Märtyrertum aufgedrlickt wird. 


Schließlich will ich kurs Stellung nehmen zu der enormen Beweiskraft 
iner Paketkarte in d Prozeß, die angesichts der Paragrafenflut, 
t der hier timmte Inhalte ertränkt werden sollen, ein A 
aussieht. Diese Inhalte, die radikal soll ich 24mal unter die Leute ge- 
bracht haben, 24mal deshalb, weil ich laut der omintsen Paketkarte 25 
Exemplare erhalten haben soll, jedoch nur noch eine besaß, ale ein 
schwitgendes Staatsschutztrio am 7.8. 86 meine Wohnung durchsuchte und 
nur noch dieses eine Exemplar beschlagnahnen konnte, Der Vorwurf der 
Staatoanwaltechaft, die Verbreitung, ist eine Schutzbehauptung, um diese 
Proses durchziehen zu können, 
Ich hatte mich leider - durch entsprechende Berichterstattung Uber Be- 
schlagnahmeaktionen bezüglich dieser radikal 132 - veranlaßt gesehen, 
diese Exemplare zu verbrennen, 


vom Angeklagten hand- 
rungen sind verlorengegangen und können nur 
einngemäß wiede ben werden) 


Zum Plädoyer des Staatsanwalts fällt mir nur ein Wort ein: Gesinnungs- 
justis I 

sinngemäö:) Riohter und Staatsanwalt haben in diesem Prozeß einige An- 
klagepunkte unter den Tisch fallen lassen, Hierzu 
der Vorwarf Handlungen aufgerufen zu haben, Es ist уег- 
Richter keine Lust hab, 


ständlich, w 
für ё 


organ; 


г der Überschrift 'Mehr militanta Aktionen'(Seite 26 
die Plünderung von Waren in Kaufhäusern als eine nachahmen 


ig mehr militan’ einfallen. Als einzige Aktion läßt 
sich unsere Aneignung bestens integrieren! wird zur Nachahmung der Dieb- 
stähle ale politische Aktionen ermuntert, Mit den konkreten Anleitungen 
(Seite 28 Teil 1): "Möglichst sieletrebig handeln, nicht alle Gänge auf- 
und abfahren, sondern zu einem Regal (Kaffee, Wurst, Käse uaw.); Ein 
kaufswagen vollpacken und sich dann in Richtung Eingang/Kasse bewegen 
und dort an günstiger Stelle alles einpacken und den Markt verlassen' 
Wird dasu aufgefordert, Diebstähle in Kaufhäusern zu begehen," 

eers werde ich jetst eine vorbereitete Erklärung verlesen (im Worte 
aut): 

Vielfältige Pormen der Verweigerung kristallisieren sich zunehmend als 
Widerstand gegen die Vereinnahmung durch das kapitalistische System 
raus, Dagu gehören Absentiemus und Bummelantentum 


t 


imt die menschliche Existenz als 
xtremen Verwertungsbedingungen, Das heißt, kein 
Mensch soll mehr existieren können, ohne für das Kapital verwertbar zu 
sein, Ein jeder Widerstand, jeder Freiraum, sich dieser Verwertung zu 
entziehen, muß daher ausgeschaltet werden, Das geschieht auf mehreren 
Ebenen, Im Arbeitsprozeß werden Subjektivität, gewachsene Strukturen, 
traditionelle Gesellschaftlichkeit schon lange durch Rationalisierung, 
Zeretiickelung der Arbeitsschritte, Zersplitterung der Belegschaften er- 
stört. Bine Verschärfung findet dieser Prozeß in der intagarantierung, 
Zeit- und Leiharbeit, Zunahme von Schicht- und Wochenenddienst, Flezibi- 
lieierung und "Mobilität", Dies alles dient der Zerschlagung von Bezie- 
hungen, innerbetrieblich wie auch "privat", Gemeinsames gesellschaftli- 
ches Leben, d.h. jede Möglichkeit kollektiveh Handelns, Organisierens 
und gemeinsamen Widerstands soll verhindert werden, 

Parallel dazu wird durch drastische Beschneidung und Verschärfung der 
sozialen Bedingungen (AIG,ALHI, Sozikohle) die Selbstbestimmung, inwie- 
weit mensch sich überhaupt auf kapitalistische Lohnarbeit einlassen will, 
abgewürgt, Gesellschaftliche Zusammenhänge werden soweit durchdrungen, 


daß jede Lebensäußerung durch Regeln, Normen, Gesetze oder Pormalisierung, 
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eben durch technologische Gewalt ateuerbar und verwertber wird, в; Br 
durch Stadtplanung, Verkehrsführung, Einkaufszentren. Den Menschen bleibt 
scheinbar nur die Unterwerfung unter den Arbeitszwang, oder sich in den 
Sortalburokration dem "Wohlfahtestaates" zermahlen zu lassen, wobei die 
ozialle en von der jederzeitigen Ve ke 

Sortalleistung J gen Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt 
Für einen wachsenden Teil der Gesellschaft sind dazu noch die Verwertungs- 
möglichkeiten im System immer geringer bis erschöpft; das gilt für Behia- 
derte, Alte, Gefangene, ältere Arbeitslose, Somialhilfeempfänger usw, 

Sie werden dann auf dem untersten Lohnniveau ausgebeutet; unter Zwange- 
arbeit im Knast, in Klapse und Behinderten werkstatt für Pfennige pre 
Stunde, in sogenannter "gemeinnütziger Arbeit für Szialhilfeenpfänger" 

zu einer Hark pro Stunde; durch sinnlose Arbeit diszipliniert und bei 


der Stange gehalten in Scheinfirmen und diversen "Fortbildungs-" und 
mschulungsmaGnahmen"; oder gezwungen, ihre Existenz von einem Almosen 
zu bestreiten, das zuviel ist zum Sterben und zuwenig zum Leben, 
So wächst logischerweise denn auch in diesen ausgegrenzten Teilen der 
Gesellschaft die Zahl derer, für die "Klauen" schon lange keine Frage 
Moral mehr ist, sondern eine des täglichen Uberlebens. Wer, wie z.B. 
einige alte Menschen in Köln,au: ldknappheit Katzenfutter essen muß, 
hat resigniert, Wer sich im " von Lachsschinken übt, wehrt sich 
damit gegen die Verarmungsstrategien, wenn auch meistens unbewußt und 
vereinzelt. 


sem Zusammenhang bekäme das organisierte gemeinsame "Einklauen" nur Sinn, 
wenn es im Rahmen einer weitergreifenden autonomen Organis. erung des All- 
tags durch Aneignung und Erkämpfung von "Preiräumen" (Haus! 


ie Volkszählung, über 
ellechaftlichkeit bis zu Großpro- 


ег u.a, durch "Klauen" nicht nur 
technologischen Gewaltapparat 
sondern ein besseres Leben dagegen durchge: 
Ur könnte die kollektive Organisierung in den Armutsvierteln 
Das ZDF-Auslandsjournal berichtete von Volksklichen, die von 
games organisiert werden und wo jeder das hinbringt, was 

e an Lebensmitteln aufzutreiben war, Während noch das wenige Essen 
unter den vielen Wartenden in der Schlange verteilt wurde, stoppten drei 
bewaffnete Militante der "Patriotischen Front Manuel Rodriguez" an der 
nächsten Straßenecke einen Lebensmittel-LKW, der auf dem Weg zum nächsten 
gut gesicherten Lebensmittelmarkt war, und verteilten dessen reichen’ In- 
halt an die herbeigeströmte applaudierende Menge. 


(sinngemäß): In meiner ProseBerklärung zu Beginn des Prose: hatte ich 
darauf hingewiesen, daß die Herrschaftsstrategen angesichts der Polgen 
aktueller und zukünftiger Ver праша anung durchaus die Möglichkeit 
kalkulieren, daß der Funken der Revolte auf andere, brisantere Bereiche 
jgesellschaftlicher Auseinandersetzung überspringen könne, 

Daß dies stimmt, zeigen die Ereignisse тош 1,Mai in Kreuzberg, als nach 
einer Provokation der Polizei das Ghetto explodierte und die Ausgegrenz- 
ten die kollektive Wiederaneignung wiederentdecktep, 

ierzu eine authentische Stelfungnahne Berliner Autonomer: 

(im Wortlaut) "750 Yahre sind genug. Am 1.Mai haben die Bullen unser Stra- 
Benfest auf dem Lauseplats brutal angegriffen und mit Gasgranaten aufge- 
löst, In den folgenden Stunden erlebten sie die heftigste Straßenschlacht 
der letzten Yahre: Immer wieder wurden sie angegriffen und vertrieben - 
Der kier stundenlang Bullenfrei ~ Barrikaden brannten lichterloh - Die 
Regale mehrerer Supermärkte wurden ausgeräumt, 

Gegen Morgen schlägen die Bullen mit serwerfern, Räumungspanzern und 
sek Schlägertrupps zu. Viele wurden zusammengeschlagen und teilweise 
schwer verletzt, 47 sind festgenommen worden, 

Was eich hier spontan ausdrückte war der lang aufgestaute Hass und Wut 
vieler darüber, daß sie immer weniger zu fressen haben und die Bonzen im 
ICC pra: wir immer noch in den letzten Löchern hausen müssen 
daso wi. ganze Leben lang vor Hausbesitzern, Sozialamtaärschen, Chefs 
und Bullen buckeln und kriechen в01]е0,...... 

Dase dte Bullen am Morgen das Volkszählungsboykottbüro demoliert hatten, 
Die Power auf der Straße führte dazu, dass die Bullen lange zeit wie 

die Hasen rennen mußten, 


aute Hass und der Alk aus den Supermärkten haben dazu 
tternacht einige blind um sich geschlagen haben, Wir 

» wenn kleine Läden platt gemacht werden, Leute 

Kies zu schaden kommen und mit Feuer leichtsinnig umgegan- 


gen wird | I 
Wir fordern Alle auf darauf zu achten, daß soetwas in Zukunft unter- 
eibt I 


Wir wollen mi den Menschen hier im Kies susammen kämpfen, für ein frei- 
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es und selbstbestimmtes Leben | 
Berliner Autonome" 


Ich komme nun zum eigentlichen Schlußwort; zu Beginn etwas abstrakter: 
Technologischer Angriff ist das Stichwort, unter dem zu ist, wie 
das Kapital auf allen Ebenen Herrschaftssicherung betreibt 

К llschaften in den drei Kontinenten 


tische Entwicklung immer stär- 
ker darauf, die Menschen 1фгев Wissens, ihrer Fähigkeiten und Fertig- 
keiten zu berauben, Einzig in der Produktivitätslogik des Kapitals ist 
ein Programmierer eine qualifizierte Fachkraft, Real ist er ein Anhäng- 
sel der Maschine, auf Gedeih und Verderb der Ja/Nein-Armut des Compu- 
ters ausgeliefert VOLE Wrestler py te Die Menschen sollen der letz- 
ten potentiellen Reste ihrer Autonomie enteignet werden, Die Kommunika- 
tion mittels unkontrollierter, auflagengeringer Schriften, das "einfa- 
che*Drucken, selbständig und nachmachbar, stehen dabei auch auf der Ab- 
schußliste, Sie widersprechen der zentralisierten, optimierten Verwer- 
tungslogik und sie sind gefährlich als Träger und Möglichkeit lebendi- 
gen Austauschs und authentischer Information, 
Wir brauchen garnicht krasse lee in England betrachten, wo ein 
Pressezar Murdoch in е. hochtechnologischen Zeitungsfabrik das briti- 
n umstrukturiert und weiter zentralisiert, wo 20.000 or= 
Drucker rausgeschmissen werden, um die Produktion mit 6.000 
ern und Programmierern durchzuzieh 
Auch hier in der BRD werden die Verlagshäuser immer weiter kon: 
Springer dominiert und nur die legendäre Spitze е. 
monopolistisch organisierten Desinformationsflut, die die 
mit Boris Becker, Lottozahlen, Papst un Aids abfüttert. 
"Golf" und Neckermann-Urlaub definiert sich das "schnelle 
„ tödliche Sensationen werden gesucht und gefunden, um vom mörde- 
rischen Alltag abzulenken... 
Reflexion, Kritik und Auseinandersetzung werden ausgetrieben oder un- 
möglich gemacht, und wo das geschriebene Wort wenigstens ein Mindest- 
maß an Konzentration erfordert, perfektioniert das Fernsehen das Desin- 
formations-, Zerstreuungs- und Vereinzelungssystem, Das allabendliche - 
Flimmern der Glotze reproduziert die atonisierte Fabrikgesellschaft, 
die Peierabendfreiheit verausgabt sich in der Programmwahl - besonders 
frei, wer zusätzlich Uber Satellit- und Kabelprogramme verfügt ! Klein- 
familie und Individuum sollen die Welt nur noch als abgebildete erleben; 
тааж ов in Form einer Fünf-Minuten-Terrine: anschalten, umrühren, 
ertig р 
Die schier grenzenlose Informationsverarbeitung sowie die totale Kon- 
trolle über In- und Output favorisieren den verkabelten Bildschirm als 
weitergehende Perspektive - im Sinne der optimalen Verwertung. "Immer 
gröb immer schneller" sind die Normen, nach denen BTX die Zeitung 
ergänzen bzw, ablösen soll, nach denen Datenzentralen und Programm di- 
sketten zu den Bibliotheken des nächsten Jahrhunderts aufsteigen... 
Und daß dieses gespeicherte Herrschaftswissen vor allem pegen uns ver= 
wendet wird, steht außer Zweifel: Z.R, wird ein Arzt der Zukunft die 
Krankheitesymptome eines Patienten in seinen Zerminal eingeben, um mit 
der wissenschaftkichen Diagnose gleich das entsprechende pharmazeuti- 
sche Produkt ausgespuckt zu bekommen, selbstverständlich von Höchst, 
Bayer, BASF... Z.B, werden schon hette computertechnisch ausgewertete 
Genanalysen zum Einstellungskriterium, vor allem bei Arbeitsplätzen mit 
besonderer Belastung, um dort krankheitsbedingte Ausfallzeiten zu mini- 
miereh und nur das resistenteste Arbeitskraftpotenti zu verwert 
Wenn hiermit - scheinbar übertrieben - die perversen Dimensionen ре- 
rialistische г Realität und Planung ausgeführt werden, dann vor allem 
deswegen, um umso entschlossener die Reste potentieller Autonomie zu 
verteidigen, Es mu8 klar werden, daß die Erhaltung und Ausweitung einer 
vielfältigen Widerstandspresse, einfacher Druckmöglichkeiten, unkontrol- 
lierter Diskussio: und Informationsmöglichkeiten zugleich ein Mittel 
а Kampf 18 auch ein Ziel in unseren Utopien bildet. 
iden wissen das, sie haben juristische Instrumen- 
er ausgebaut, und nicht zule deshalb ist eine verschärfte 
in diesem Bereich zu erwarten, sind weitere Zugriffe nur eine Frage der 
Zeit. Daß der BRD-Imperialismus in der Traditäon und Kontinuität des 
Nazifaschismis steht, braucht heute nicht mehr extra betont zu werden, 
Daß die Faschisten in den 30er Jahren Druckmaschinen schärfer verfolg- 
ten als Schußwaffen, sollte uns die Bedeutung von dieser Seite nochmals 
klarmachen, 
Der beste Schutz gegen die Kriminalisierung unserer Zeitungen ist eine 
lehendige, этеек е ве Widerstandspresse ! 
Sicher, die neuen Gesetze, dieser und die folgenden Prozesse konfrontie- 
ren uns mit einem juristischen Instrumentarium, das unsere Möglichkei- 
ten weiter einengt und uns bestimmte Umgangs und Verhaltensweisen mit 
bestimmten Publikationen aufzwingt. 
Dennoch wäre es als ver] 
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eine starre legal/Illegal-Logik einließen, wenn die Alternative zur 
braven, offiziell erscheinenden Zeitung einzig im völlig konspirativ 
erstellten, mit Auslandsadresse verzeichneten Untergrundblatt verstan- 
den würde, Ob im Einzelfall eine weitgehend konspirative Struktur nötig 
und richtig ist, hängt nicht zuletzt davon ab, ob der immense Aufwand 
in einem sinnvollen Verhältnis zur wirklichen Bedeutung der betreffen- 
den Zeitung steht. Konkret bei der radikal stellt sich mittlerweile die 
Frage, ob die sicher aufreibende Erstellung und der Vertrieb angesich’ 
der zweifellos geschwundenen Bedeutung nötäg und gerechtfertigt ist, 
Einerseits wurden und werden sicherlich wichtige Erfahrungen damit ge- 


Mittel „ sich Sp: 


zu la 


Schriften und Fanzine: 


Eine ganze Reihe neuer Schrif‘ 


len Zeitun, 
d Staat 
lung. Da 
beinhaltet 


Und allein à 


Auf- und 


nd gs 


eine 


macht. Andererseite muß überlegt werden, ob nicht z.B, unter anderem 
Namen und in anderen Gewand die Erscheinung einfacher, letztlich eff 
tiver ist. Äußerlich mag das zwar der Kontinuität abträglich 

warum sollte es ausgerechnet den radikalen Anspruch überstei 
vielen Gesichtern aufsutauchen ? Den "Firmennamen" als ewi 
zeichen herumtragen zu wollen, 


sein, aber 
en, mit 
Marken- 


edeutet Anäanglichkeit an einen frag- 

würdigen Mythos, Organisatorische Bewegichkeit wäre nur ein mögliches 
räume zu verschaffen, den toten 

ausruweichen, als dagegen anzurennen und 


en lieber 


sich die Spielregeln diktieren 


Wie auf allen Ebenen des Widerstands haben wir uns auch beim Zeitung- 
machen und -verbreiten die Kunst 4: 
die bewegliche Initiative gefragt... 
In diesem Sinne ist ein Zeitungsdschungel zu propagieren aus Flugis, 
eine Vielfalt aus lokalen, regionalen und tiber- 
regionalen Blättern, die mit und ohne Kontaktadre/ 
wilden Titel, als kopierte Loseblattsammlung wie 

е Vielfalt kann das garantieren, 
unkontrollierte Kommunikation | 
vom lokalen Info bis zur überregiona- 
wenn überhaupt, nur an einzelnen Kontaktadressen für 
chutz greifbar sind ~ zeichnen bi 
Agieren im Grenzbereich von offenen und verdeckten Strukturen 
natürlich zahlreiche Widersprüche, Auch schützt die Vielfalt 


Abtauchens anzueignen, ist 


п erscheinen, mit 


positive Entwick- 


nicht vor Opfern, Denn daß da, wo Widerstand ist bzw, sich ausdrückt, 
die Repression mehr oder weniger blind zuschlägt, ist ein alter Hut. 


VON KLAUS TSCHARNKE 
(Frankfurt) BR 20.6.87 


Anschläge auf Strommasten 
mit Millionenschäden für die 


der Vergangenenheit angehö- 
ren. Das meint man zumindest 


Not der Leitungsbetreiber eine 
Tugend für den Konzernumsatz 
zu machen. 

Aus Komponenten vorhande- 
ner Alarmelektronik haben fin- 
dige AEG-Techniker, so erläu- 
terte es ein Firmensprecher, 


Kundschaft, die bundesdeut- 
schen Stromkonzerne, ist aller- 
dings noch skeptisch, wie eine 
Umfrage ergeben hat. 


Infrarot-Messung 

Dabei sollen die Gitterma- 
sten, die mit dem neuartigen 
System ausgestattet sind, nach 
Firmenangaben damit über ei- 
пеп nahezu hundertprozenti- 
gen Schutz gegen Anschläge 
verfügen. Dafür sorgt angeblich 
nicht nur eine sogenannte Kör- 
perschallerfassung, die jede 
Fremderschütterung an den 
Gitterkonstruktionen regi- 


striert und an eine Zentrale 
weiterleitet, sondern auch ein 
Infrarot-Meßgerät. 

Dieses Gerät reagiert nach 
Firmenangaben auf Körper- 
wärme, Es registriert also Men- 
schen, die sich am Fuß des 
gefährdeten Objekts aufhalten. 
Die aufgenommen Signale wer- 
den entweder über Leitungen 
oder auf Wunsch auch drahtlos 
weitergeleitet. 

Der neuartige Anschlagsmel- 
der, der inzwischen bis zur 
Serienreife entwickelt ist, 
könnte — so die Hoffnung der 
AEG — zum Verkaufsrenner 
werden. Schließlich sind den 
bundesdeutschen Stromkon- 
zernen bei Anschlägen von mi- 
litanten Atomkraftgegnern auf 
Überlandleitungen in den ver- 
gangenen zwei Jahren Millio- 
nenverluste entstanden. 

Allein im Jahr 1986 wurden 
nach AEG-Erkenntnissen 110 
Anschläge auf Hochspannungs- 
Gittermasten verübt. Die Schä. 
den, die dabei für die Strom- 
konzerne zu Buche schlagen, 
schwanken nach Angaben eines 
Sprechers der Badenwerke in 
Karlsruhe je nach Mastgröße 
zwischen 80 000 und einer Mil- 


mensione 
nung, di 
bern der Leitungsnetze den Ruf 


Somit kommen wir letztlich nicht umhin, solche Prozesse zu führen wie 
heute, Aber allein die lebendige, bewegliche Struktur enthält die Mög- 
lichkeit, unsere Ideen zu verbreitern und zu vermitteln und damit dis- 
kutierbar zu machen, Und das macht sie unbesiegbar | 


Moderne Überwachungs-Elektronik könnte Anschläge auf Stromleitungen vereiteln 


nach wirksameren Schutzmaß- 
nahmen laut werden lassen. 

Trotzdem geben - sich die 
Stromkonzerne skeptisch 
genüber den Neuentwicklun- 
gen. Viele von ihnen setzen 
lieber auf traditionelle Schutz- 
maßnahmen wie Umzäunu 
und Videoüberwachung an be- 
sonders verletzbaren Punkten 
ihrer Überlandleitungen als auf 
die angebotene Elektronik. 
Denn die Installation des An- 
schlagmelders ist in ihren 
Augen nicht nur „technisch 
sehr aufwendig“ (ein Sprecher 
der Badenwerke in Karlsruhe), 
sondern auch vergleichsweise 
teuer. 


Vor Fehlalarmen sicher? 


Unter Fachleuten ist von Ko- 
sten in Höhe mehrerer tausend 
Mark pro Mast die Rede. Selbst 
wenn nur ein Teil der Gitterma- 
sten damit ausgestattet werde, 
so stelle dies doch eine erhebli- 
che Investition dar, heißtes. 

Auch sind die Zweifel an der 
Zuverlässigkeit eines solchen 
Sabotageschutzes noch groß. 
Der Sicherheitsbeauftragte ei 
ner großen deutschen Elektri: 
tätsgesellschaft, der aber unge- 

annt bleiben wollte, sagt: „Es 
gibt keine technische Maßnah- 
me, um einen Mast zuverlässig 
zu sichern. Alle Geräte, die uns 
bisher angeboten wurden, ha- 


ben irgendwo auch Schwäl 
chen.“ Man vertraue daher wei- 
terhin auf die bisherige Art der 


ge- Überwachung. 


Auch bei den Rheinisch- 
Westfälischen Elektrizitätswer- 
ken (RWE) in Essen will man 


п die Neuentwicklungen erst ein- 


mal testen, bevor man den Kauf) 
in Erwägung zieht. Skepsis 
besteht auch bei den Badenwer- 
ken. 

Dagegen hält ABG-Sprecher 
Wilfried Christian Mucks solche 
Zweifel für unberechtigt. Daß 
die Zentralen der Stromversor- 
ger nicht von einer Welle von 
Fehlalarmen — ausgelöst etwa 
von äsenden Rehen — in Atem 
gehalten werden, dafür sorge 
eine spezielle Auswertelektro- 
nik. Diese filtere alle Umweltge- 
räusche heraus, während allel 
Frequenzen, die etwa bei einem 
Anschlag auf einen Gittermast) 
entstehen, umgehend einen 
Alarm auslösen, erläuterter. 

Gleichwohl läßt sich ein auf- 
fallendes Handikap des neuen 
Geräts kaum wegdiskutieren: 
Für die Anschlagsmelder muß) 
abermals eine Stromleitung ge- 
legt werden. Denn, so erklärte 
der Sprecher der Badenwerke 
bedauernd: „Wir haben zwar| 
oben in der Überlandleitung| 
Strom, aber halt nicht in han- 
delsüblicher Form.“ (ара) 


counter insurgency 


widerstand 


Wo der Tod die Szene beherrscht 


Die Erlebnisse des amerikanischen Ex-Terroristenjägers Gayle Rivers 


Welt 25.06.1987 
genten, die im Regierungsauf- 


trag oder von anderer Seite auf 

Terroristen angesetzt wurden, 
sind als Buchautoren international an 
den Fingern einer Hand abzuzählen. 
Counterterroristen als Einzelkämpfer 
in konspirativer Mission scheuen ver- 
ständlicherweise ebenso wie ihre 
Auftraggeber den Auftritt in den Me- 
dien. So findet es allemal Interesse, 
wenn einer, der nach eigenen Anga- 
ben länger als fünfzehn Jahre Terrori- 
sten jagte, aus der Schule plaudert, 
ohne freilich damit dem Gegner 
Tricks zu verraten, wie man ihm auf 
die Schliche zu kommen sucht. Sach- 
lich und dokumentarisch trägt Gayle 
Rivers vor, wie der Krieg gegen die 
Terroristen gewonnen werden kann. 


Der Autor hat für die USA, Groß- 
britannien, Spanien und „einige be- 
freundete Länder“, die nicht genannt 
werden, auf den Schauplatzen des in- 
ternationalen Terrorismus den Geg- 
ner verfolgt. In dem Milieu brutaler 
terroristischer Angriffe tritt der 
Counterterrorist auf, wie ihn Rivers 
vorlebte. Sein Ziel: Terroristen zu tö- 
ten, wo immer sie aufgespürt werden, 
aber den Gegner der Polizei zu mel- 
den, damit ihm eines Tages der Pro- 
zeß gemacht werden kann. Rivers ist 
für kurzen Prozeß. Ein Terrorist, den 
der Verfolger am Leben läßt,damit er 
ins Gefängnis kommt, werde rasch 
zur Ursache eines erneuten terroristi- 
schen Aktes, der nur dazu bestimmt 
sei, den Gefangenen wieder zu be- 
freien, zum Beispiel dadurch, daß un- 


schuldige Menschen als Geiseln ge- 
nommen werden. 

Bei dieser unzweideutigen Defini- 
tion begnügt sich jedoch der Über- 
setzer für die deutschsprachige Aus- 
gabe mit einem vagen Begriff: Terro- 
risten „ausschalten“. In der engli- 
schen Originalausgabe („The War 
against Terrorists - How to Win it“) 
wird dagegen der Vorsatz des Autors 
unverbrämt definiert: Töten als einzi- 
ger Weg, um die Eskalation des Terro- 
rismus zu stoppen, weitere Verbre- 
chen zu verhüten. „To kill known 


Gayle Rivers: 

Taktik Terror 

Aus dem Amerikanischen von Hai- 
ner Kober. Orell Füssli Verlag, Zü- 
rich/Wiesbaden. 213 S., 34,80 Mark. 
— [00 


terrorists, not to take them priso- 
пег...“ 

Wie kann dieser Kampf gewonnen 
werden? Der Autor untersucht so- 
wohl paramilitarischen und militari- 
schen Einsatz wie die Notwendigkeit 
im zivilen Bereich, den Terroristen 
nicht schutzlos ins Messer zu laufen. 
Auch Geschäftsleute sollten stets ein 
wachsames Auge auf ihre Umgebung 
haben und Verhaltensmaßregeln be- 
achten. Die Binsenweisheit, daß Vor- 
beugen die beste Verteidigung sei, 
wird hier wieder in Erinnerung geru- 
fen. Falls jemand frage, wer denn so 
leben möchte, dann gebe es nur eine 
Antwort: derjenige, der überleben 
will. 


Unter den Antiterroreinheiten, die 
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mehrere Staaten gebildet haben, 
rechnet Rivers die deutsche GSG 9 zu 
den bestausgebildeten Spezialisten 
im Westen. Den britischen Specialist 
Air Service (SAS) setzt er auf den 
ersten Platz, weil die Briten den Deut- 
schen und der amerikanischen Delta 
Force jahrzehntelange Erfahrungen 
im Commonwealth bei der Bekämp- 
fung subversiver terroristischer Geg- 
ner voraus haben. Die Angehörigen 
dieser Spezialeinheiten müssen in der 
Lage sein, in kleinen, auf sich selbst 
gestellten Gruppen und unter wid- 
rigsten Bedingungen zu operieren. 

Dabei können die Einheiten in ei- 
nigen Ländern nicht mit offizieller 
Rückendeckung rechnen. Die Welt 
sei eben noch nicht reif für die Vor- 
stellung, so heißt es, daß der terro- 
ristische Krieg nur gewonnen werden 
kann, indem man systematisch alle 
Führer, aktiven Mitglieder und noch 
in der Ausbildung befindlichen Re- 
kruten terroristischer Gruppen be- 
kämpft, wo immer man ihrer habhaft 
werden kann. Dazu gibt es freilich ein 
aus Erfahrung geborenes Sprichwort: 
Die Nürnberger hängen keinen, sie 
hätten ihn denn. 

Das Buch stellt eine Mischung aus 
Sendungsbewußtsein und der Ab- 
sicht dar, die medienwirksamen Auf- 
tritte der Terroristen bei ihren Aktio- 
nen gegenüber den Secondhand- In- 
formationen von Politikern und Ursa- 
chenforschern zugunsten einer effek- 
tiven öffentlichen Aufklärung zumin- 
dest auszugleichen. 


WERNER KAHL 
NR 
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Einen offenbar politisch motivierten 
Brandanschlag verübten unbekannte Täter 


Nach Angaben von Kriminaldirektor Hel- 
muth Titulaer hatte eine Anwohnerin gegen 
4.25 Uhr das Zertrümmern einer Glasscheibe 
gehört und danach einen Mann, den sie 
allerdings nicht beschreiben konnte, in Rich- 
tung Viktoriabrücke davonlaufen gesehen. 
Sie alarmierte sofort die Polizei, die ihrerseits 
die Feuerwehr verständigte. 

Beim Eintreffen sahen die Wehrmänner 
bereits einen hellen Feuerschein im Keller 
des Botschaftsgebäudes. Brandoberinspektor 
Thomas Wenning sagte auf Anfrage zum GA: 
„Parallel zum Ausrücken haben wir das 
Auswärtige Amt informiert und versucht, den 
Botschafter zu erreichen. Da es sich bei dem 
Gebäude in der Mozartstraße um exterritoria- 
les Gebiet handelt, dürfen wir ohne Befugnis 
nicht in die Botschaft eindringen.“ 

So bekämpften die Wehrmänner das Feuer 
zunächst von außen mit einem C-Rohr. Als 
Perus Botschafter, Dr. Enrique Fernandez de 
Paredes, gegen 5.20 Uhr in der Mozartstraße 
eintraf, durfte die Feuerwehr auch ins Haus. 
Nach Angaben Wennings bekamen die Män- 
ner den Brand schnell unter Kontrolle und 
konnten ein Ubergreifen der Flammen auf 
benachbarte Häuser verhindern. Unter einem 
Heizkörper in dem Kellerraum, der als 
Büroraum diente und in dem Akten und 
Bücher gelagert waren, fand die Feuerwehr 


widerstand 


Brandanschlag auf die peruanische Botschaft 


den Fuß einer alten Milchflasche. Die Polizei 
ermittelte, daß die Unbekannten vermutlich 
die mit einem Brandsatz gefüllte Flasche 
durch das Kellerfenster geworfen hatten. 

Über dem Fenster war ein rotes Transpa- 
rent mit folgendem Text in schwarzen 
Buchstaben angebracht worden: „19. Juni 
1987. Das vergossene Blut wird niemals 
vergessen werden. Haltet das Gedenken der 
in Peru ermordeten revolutionären Gefange- 
nen hoch." Offenbar bezogen sich der oder die 
Täter auf die Gefangenenrevolten in Lima vor 
einem Jahr, bei denen rund 250 Häftlinge ums 
Leben gekommen waren. Ein am Transparent 
befestigter Gegenstand mit heraushängen- 
den Kabeln stellte sich nach der Untersu- 
chung eines Feuerwerkers aus Düren als ein 
in einem Leinenbeutel verpacktes leeres 
Marmeladenglas heraus. 

Die Staatsanwaltschaft wurde in den Fall 
eingeschaltet, Beamte des 14. Kommissariats 
begannen mit ihren Ermittlungen. Sie bitten 
um Hinweise (© 152191 oder jede andere 
Polizeidienststelle) und fragen: „Wer hat am 
Samstagmorgen gegen 4.25 Uhr verdächtige 
Personen in der Mozartstraße beobachtet, 
und wer hat zur fraglichen Tatzeit einen 
Mann in Richtung Viktoriabrücke weglaufen 
gesehen?‘ Bei dem Brand entstand nach 
‚Angaben nur geringer Schaden; Einsatzleiter 
Wenning schätzte ihn auf 5000 bis 10000 
Mark. 


General Anzeiger 22.06.1987 


Von ROLF H. TANSKI 
exp Bonn - Eine Stunde 
nach Mitternacht war In der Alt- 


und inten Hauswände. 
Gegen 1.30 Uhr rückte die Poli- 
zei an. Großeinsatz! 


In der Heerstraße hatten sich 
die ganz in Schwarz gekleideten 
und mit Springerstiefein ausge- 
statteten Randalierer zusammen- 
gerottet. Eine Hausfrau später: 
„Das muß in Kreuzberg ganz 
ähnlich gewesen sein." 


Die Jugendlichen warfen wahl- 
los Fensterscheiben von Geschäf- 
ten und Privathäusern ein. Auch 
die große Glasfront der Sparkasse 
ging zu Bruch. Auf den Hauswän- 
den hinterließen sie ihre Parolen 
„RAF lebt" und „Rache für Frei- 
burg" (In Freiburg war es vor 
etwa zwei Wochen zu heftigen 
Auseinandersetzungen zwischen 
Jugendlichen und der Polizei ge- 
kommen) 


Auch in Bonn rückten die Ord- 
nungshüter mit 19 Streifenwagen 
an, Gewalttätige Ausschreitungen 


gab es jedoch nicht. Kaum waren 
die Beamten auf der Bildfläche er- 
schienen, zerstreuten sich die Ju- 
gendlichen in alle Richtungen 
Die Polizei: „Zumindest teilweise 
kamen die Randalierer aus der 
Punker-Szene.“ 

14 von ihnen waren nicht 


Die Polizei nahm 14 Randalierer fest 


schnell genug. Die Polizei faßte 
sie und nahm sie vorläufig fest. 
Alle waren 18 oder 19 Jahre alt. 

Inzwischen sind sie wieder auf 
freiem Fuß. Die Polizei hat jedoch 
Anzeige wegen Landfriedens- 
bruch und Sachbeschädigung er- 
stattet. 


Beschmierte Hauswände und zerschlagene Fenster blieben nach 
der nächtlichen Randale in der Altstadt. 


widerstand 


100 000 Mark Schaden - Täter maskiert 


14 Kö-Fenster 
zertrümmert 


Nach den jüngsten Krawallen in Berlin ist es auch an der KS zu 
Ausschreitungen gekommen. Etwa 30 bis 35 Vermummte zer- 
trümmerten Montagabend die Schaufenster von 14 Geschäften 
zwischen Stein- und Königstraße. Als die Polizei eintraf, waren 
die Täter bereits in die Altstadt geflüchtet, Sachschaden: über 


worden. 

23 Uhr am Kö-Center: Pas- 
santen flanieren, betrachten 
die Auslagen der Geschäfte. 
Plötzlich stellen sich mit 
„Sturmhauben” Maskierte in 
einer Reihe auf. Zeugen hören 
Schreie, Steine fliegen, dann 
klirrt es... 

Im nächsten Augenblick wa- 
ren die jungen Täter schon 
wieder verschwunden. Zurück 
ließen sie Sturmhauben, Stei- 
ne, Hammer und mehrere Flug- 
blätter mit der Überschrift: 
„Solidarität mit den Kämpfen 


EIN KAMPF —EIN ZIEL 


100 000 Mark. In die Ermittlungen ist das 14. Kommissariat, zu- 
ständig für politische motivierte Straftaten, eingeschaltet 


in Westberlin 1" 

Trotz einer sofort eingeleite: 
ten Fahndung fehlt von den 
Steinewerfern noch jede Spur. 
„Wir tappen im Dunkeln“, er- 
klärte gestern ein Sprecher im 
Polizeipräsidium. 

Die Polizei sicherte die be- 
troffenen Geschäfte und ver- 
ständigte noch in der gleichen 
Nacht die , Geschäftsleute. 
Nach den bisherigen Erkennt- 
nissen der Kripo wurde nichts 
von den Auslagen entwendet. 

MM. 


SOLFDARITAT MIT DENKÄMPFE NDEN MENSCHEN 
IN WESTBERLIN 5 


“OIE NACHRICHT ENSPERRE DURCHBRECHEN — 
Я DEN REVOLUTIONÄREN WIDERSTAND 


ORGANÓ SIEREN 


GEGEN DIE MENS CHEN VERNICHTE NDE 
HERR,SCHAFT VON NATO , STAAT UND 


KAPITAL — 
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Bisher einmaliger Überfall in Düsseldorf 


Vermummte stürzten 
mit Hämmern auf 
Geschäfte an der Kö 


100 000 Mark Schaden/Chaoten aus Berlin? 
Krawalle auf 
der Königsallee NRZ 17.06.87 


Düsseldorf. Rund drei 
Dutzend vermummie Ran- 
dalierer haben in der Nacht 
zum Dienstag die Scheiben 
von 14 Geschäften 
Düsseldorfer Kö: 
eingeworfen. Die 
ten verschwanden danach 
In Richtung Altstadt; dort 
verstreuten sie Flugblatter, 
in denen sie zur „Solidari- 
tät mit den Berliner Kämp- 
fern“ aufriefen. 


. Die Aktion war, dafür sprechen 
\ alle Indizien, von langer Hand vor- 

bereitet und geplant worden: Mehr 
als 30 vermummte Personen haben 
am Montagabend gegen 23 Uhr an 
der Königsallee die Schaufenster- 
scheiben von 14 Geschäften zer- 
trümmert oder zumindest stark be- 
schädigt. Auch die anschließende 
Flucht in Richtung Altstadt war of- 
fenbar kein Zufall - bis zur Wall- 
straße fanden Polizeibeamte „Aus- 
rüstungs-Gegenstände” der Chao- 
ten-Truppe, die auf dem Gehsteig 
der Königsallee noch einige Flug- 
blätter hinterließ. 


BURN FASCHO, BURN - 


KOMMANDOERKLARUNG 


Wir haben in der Nacht zum 25. Juni 1987 mit 
dem Antifaschistischen Kommando Siegbert und 
Lotte Rotholz eines der wichtigsten Zentren der 
FAP in Niedersachsen mittels Brandanschlag an- 
gegriffen. 

Es handelt sich um das Haus von Karl Polacek 
(52, arbeitsloser Schiffselektriker), Schriftführer 
der FAP und führender Organisator der Nazi- 
Szene. Seit 1981 baute Polacek seine Position 
im Nazizusammenhang aus. Seit dieser Zeit be- 
suchen Ihn kontinuierlich an den Wochenenden 
rechtsradikale Jugendgruppen, vorwiegend aus 
dem norddeutschen Raum, von der Wiking-Ju- 
gend bis zu Nazi-Skinheads. Bis 1984 war Pola- 
cek vornehmlich für die NPD aktiv. In der NPD 
bekleidete er zeitweise den Posten des stellver- 
tretenden Krelsleiters, in Duderstadt versuchte 
er zu dieser Zeit einen Nazi-Buchladen aufzu- 
bauen um im Zusammenhang mit dem göttinger 
NPD-Funktionär Hans-Michael Fiedler die NS- 
Bewegung zu vergrößern. Auf Grund öffentlichen 
Drucks und wirtschaftlicher Schwierigkeiten 
mußte Polacek seinen Laden aber bald wieder 
schließen. 

Im Europa-Wahlkampf des gleichen Jahres trat 
Polacek als NPD-Aktivist zusammen mit seinem 
Sohn Rüdiger in Erscheinung. Zusammen mit 
diesem und dem heutigen göttinger Kreisvorsit- 
zenden der NPD, Waldemar Meier, schlug er 
beim Plakatieren für die NPD einen interessier- 
ten Zuschauer zusammen. 

Ab 1985 wendete sich Polacek der FAP zu, 
ohne dabei seine NPD-Kontakte abzubrechen. 
So fungiert sein Sohn (ein Karate-Fred) zeit- 
welse als Leibwächter für den schon genannten 
Hans-Michael Fiedler. Außerdem stand Polaceks 
Telefonnummer ganz oben auf einer Liste, die 
auf Fiedlers Schreibtisch gefunden wurde, als 
die NPD-Zentrale in Göttingen Ende November 
1986 von entschlossenen Antifaschisten gestürmt 
und zerstört wurde, 

Selt die FAP bei Polacek ein organisatorisches 

Zentrum erhalten hat, steigerte sich die öffent- 
liche Aktivität der Faschisten im Raum Göttin- 
gen. Von Klebezettelaktionen bis zu Terror auf 
der Straße, immer mehr. 1986 kam es zu meh- 
reren Überfällen von Nazis in Göttingen. U.a. 
schlugen FAP-Skins einen Schwulen brutal zu- 
sammen. Bei ihrer polizeilichen Vernehmung 
stellten sie sich als deutsche Patrioten dar, die 
Ihrer "väterländischen Pflicht" nachkamen. 
Bei der späteren Gerichtsverhandlung ließ es 
sich der vorsitzende Richter nicht nehmen, auf 
die Nazis einzugehen. Sie, die Faschos, sollten 
doch mit den Schwulen zusammenhalten, schließ- 
lich wären doch beides Minderheiten. 


In Meckenrode veranstalteten die Nazis regel- 

rechte uniformierte Aufmärsche und terrorisierten 
die Dorfbevölkerung. Vorläufiger Höhepunkt war 
die Sonnenwendfeler im Dezember 1986. Nachdem 
die Nazis In einem Steinbruch ein riesiges Feuer 
entfacht hatten, marschierten sie, größtenteils 
zugesoffen, durch das Dorf und terrorisierten 
die Dorfbewohner und sprühten Hakenkreuze u.a. 
an die Kirche. Eine daraufhin einberufene Einwoh- 
nerversammlung verabschiedete eine Resolution, 
in der sie Polacek mitteilte, daß er Im Dorf uner- 
wünscht ist. 
Selt dem Zeitpunkt gehen die Nazis etwas unauf- 
falliger vor. Doch das schmälerte den vehementen, 
stetigen Aufbau von Polaceks Anwesen zum Fa- 
scho-Zentrum zu keiner Zelt. 

Ат 16.1.1987 jagte sich das NPD-Mitglied Ingo 

Kretschmann In seiner Wohnung in Göttingen mit 
einem selbstgebastelten Sprengsatz in die Luft. 
Die Zündung erfolgte glücklicherweise zu früh. 
Kretschmann war ein guter Freund von Polacek 
jun. und hatte eine Zeit lang in Meckenrode ge- 
wohnt. 
Neun Tage später verübten Nazis einen Brandan- 
schlag auf das Jugendzentrum Lohmühle in Gottin- 
gen, das überwiegend von türkischen Jugendlichen 
besucht wird. Das Jugendzentrum brannte so gut 
wie vollständig ab. 

In Göttingen bekamen die FAP'ler dann auch 
mal was aufs Maul, als sie am 20.3.87 im städti- 
schen Jugendfreizelthelm Godehardstraße eine 
Fete felern wollten. Die Polizei ging dabei mit 
allen thr zur Verfügung stehenden Mitteln gegen 
die Antifaschist(inn)en vor. 

Am Vorabend des "Führergeburtstages”, am 
20. April 1987, kam es In Northeim zum bisherigen 
Höhepunkt der Eskalation, für die Polacek zeich- 
net. 

40 Faschos, zumeist Skins aus Northeim und Ber- 
lin, provozierten in der northeimer Innenstadt 
Schlägereien mit türkischen und deutschen Ju- 
gendlichen. Die Auseinandersetzungen, die von 
der Presse als "regelrechte StraBenschlachten" 
bezeichnet wurden, dauerten die ganze Nacht. 
Danach zogen sich die Nazis zu Polacek nach 
Meckenrode zurück. 

Die Polizei ging bei den Auseinandersetzungen 
entschieden gegen die türkischen Jugendlichen 
vor. Die Nazis aus Northeim fuhren sie nach der 
"Verhaftung" nach Hause, damit sie sich eine 
Stunde später wieder erholt in die Schlägereien 
einmischen konnten. 

Gegen Polacek wurde und wird selbstverständ- 
lich nichts unternommen. Bei ihm finden bis heute 
immer häufiger Nazi-Treffen statt. Als letztes 
erst wieder am 29.5.1987 Treffen der "Deutschen 
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Frauenfront". 
Dieser kleine geschichtliche Abriß zeigt, wie 
kontinulerlich die Nazis In der Nähe von Göt- 
tingen ein wichtiges Zentrum errichten können 
und wie sie dabei staatlicherseits Unterstützung 
finden. 
Allein schon durch die Tatsache, daß sie sich 
ganz offen und legal treffen können, dokumen- 
tiert diese Unterstützung. Doch mehr noch. Po- 
lacek wurde bzw. wird von den Bullen zu Dees- 
kalationsgesprächen, sozuschreiben als Fach- 
mann, bestellt, um sich in Northeim zusammen 
mit Jungfaschos an einen Tisch mit Türken zu 
setzen. Dabei kann er dann alles ins "rechte" 
Licht rücken. 
Darüberhinaus versucht der Staatsapparat z.B. 
die Auseinandersetzung in Northeim zu entpoli- 
tisleren. Damit werden die Nazis unterstützt. 
Denn sie sind ja gar nicht schuld und nicht so 
schlimm. 

Es ist eben so, daß die Faschisten nichts 
welter sind als die verlängerte Staatsmacht. Um 
Torkenladen einzuhauen können sie momentan 
schlecht ein paar Bereitschaftsbullen abstellen. 

Wenn wir etwas gegen Faschisten machen 
wollen, müssen wir es selber tun. Dabei müssen 
wir uns klar machen, daß der Kampf gegen die 
Faschisten auch immer gleichzeitig ein Kampf 
gegen das imperialistische System ist. Denn die- 
ses System organisiert den Faschismus und die 
Faschisten. 


Göttinger © Tageblatt 
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Brandanschlag auf 
FAP „Gau-Kassierer“ 


Mackenrode (ucg). Auf das Haus 
des sogenannten „Gau-Kassen- 
warts“ der rechtsextremen „Frei- 
ichen Deutschen Arbeiterpar- 
`АР) in Mackenrode, verübten 
unbekannte Tater am frihen Don- 
nerstagmorgen einen Brandan- 
schlag. Mit Hilfe eines Rrandbe- 
schleunigers, so vermutet die Poli- 
a, legten oi Tater in Gr unver- 
schlossenen Garage im Unterge- 
schoß des Hauses Feuer. Dabei ver- 
brannte der Audi 80 des FAP-Kassie- 
rers völlig. 


Nur das schnelle Eingreifen der 
Freiwilligen Feuerwehren Macken- 
rode und Waake verhinderte, daß 
das gesamte Holzhaus in Flammen 
aufging. Die Kripo bezifferte den 
Schaden mit rund 8000 Mark. Auf 
den Bürgersteig vor dem Haus wur- 
de mit Goldfarbe ein fünfzackiger 
Stern und der Schriftzug „zerschlagt 
die FAP“ gesprüht. 


Nach mehreren Zwischenfallen, 
unter anderem bei „Sonnenwendfei- 
ern“, war es in den jangenen 
Monaten zwischen dem ierer 


Spannungen 


platz verwickelt. 


und Bewohnern der Gegend zu 

gekommen. Über 
Ostern besuchten mehrere Berliner 
FAP-Mitglieder den Mackenröder 
und waren in eine Schlägerei mit 
Türken auf dem Northeimer Markt- 


Die FAP hat nach Informationen 
der Polizei im Raum Göt 
kaum mehr als zehn Mitglieder. Bei 
den Landtagswahlen '86 gelang es 
der Partei nicht, die nötigen 100 Un- 
terschriften für den Zulassungsan- 
trag zusammen zu bekommen. 


Im Keller von Polaceks Haus befindet sich seine 
Garage. Da sind wir rein. Vor der Garage haben 
wir noch zwei alte Autoreifen gefunden, die wir 
als Brennmaterial neben Polaceks Auto gestellt 
haben. Dann haben wir den Raum mit Benzin und 
Diesel gut getränkt - und ab ging der Fisch. 
Auf den Bürgersteig vor dem Haus haben wir 
die Parole "Zerschlagt die FAP" gesprüht. 
Direkt vor Polaceks Bude war ein weinroter Golf 
mit münchener Kennzeichen geparkt. Wir haben 
ihm den linken Vorderreifen entlaftet, um uns 
vor möglicher Verfolgung zu schützen. Wir haben 
dieses Auto deshalb nicht zur Sau gemacht, weil 
wir nicht wußten, ob es eine Nazi-Klitsche ist. 


Zerschlagen wir die 
Faschisten! 


Infrastruktur der 


Antifaschistisches Kommando SIEGBERT und 
LOTTE ROTHOLZ 


Slegbert und Lotte waren jüdische antifaschisti- 
sche Widerstandskämpfer aus der Arbeiterklasse. 
Als Kommunisten gehörten sie zum illegalen Wi- 
derstand im Nazi-Reich. 1942 wurden sie verhaf- 
tet. Am 4. März 1943 wurde Siegbert durchs Fall- 
bell getötet, Lotte wurde im Vernichtungslager 
Auschwitz-Birkenau vergast. 


tingen 


psychologische kriegsführung 
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Karlsruhe. (dpa) Die Rote- im Jahr 1984 seien „noch keine 
Armee-Fraktion (RAF) wird befriedigenden Ermittlungs- 
nach Einschätzung des Gene- und Fahndungserfolge“ gelun- 
ralbundesanwalts Kurt Reb- gen, stellte Rebmann fest. Es 
mann ,in absehbarer Zeit neue miisse davon ausgegangen wer- 
Verbrechen begehen“. Reb- den, daß sich die deutschen 
mann sagte gestern auf seiner Terroristen im westlichen Aus- 
Halbjahres-Pressekonferenz in land Ruheräume und Aus- 
Karlsruhe, die personelle Basis gangsbasen für inländische Ak- 
дег  „Kommandoebene“ der tionen geschaffen haben. Die 
RAF sei ungeschmälert. „Auch RAF-Terroristen hätten viele 
der Vorrat an Waffen und Geld Verbindungen zu Mitgliedern 
dürfte ausreichend sein.“ der französischen Terrorgruppe 

Zahlreiche Erkenntnisse wie- „Action Directe“ und zu den 
sen darauf hin, daß sich die Ter- italienischen „Roten Brigaden“. 
roristenihreseitJahrenerhobe- Er halte es für dringend 
ne Forderung nach „Zusammen- prea der im Bereich der 
legung der Gefangenen aus RAF Strafverfolgung tätigen Polizei 
und Widerstand“ als Nahziel ge- „für ganz Westeuropa Ermitt- 
setzt haben. Mit „Widerstand“ jungs- und Fahndungskompe- 
bezeichnen sich Inhaftierte, die tenzen einzuräumen“. Erneut 
dem linken Spektrum zugerech- vertrat der Generalbundesan- 
net werden, aber nicht RAF- walt die Auffassung, daß die 
Bilge’ sind. Gefährdet seien Einführung einer Kronzeugen- 
nach wie vor die „Militärmaschi- Regelung eine Chance wäre, 
пе“, Industrie, Wirtschaft und „den harten Kern der RAF oder 
der „staatliche Machtapparat”, jedenfalls das sie unmittelbar 


Еа OOD 
Rebmann warnt vorneuen Terrorangriffen 


Personele und finanzielle Basis der RAF ungeschmälert — Kein organisierter Rechtsextremismus 


nicht allein mit den Mitteln des 
Strafrechts zu bekämpfen. Aber 
„mit dem Angebot zum Dialog 
mit Terroristen, wie ihn die 
Herren von Braunmühl nach 
der Ermordung ihres Bruders 
vorgeschlagen haben, lassen 
sich die für uns gefährlichsten 
Terroristengruppierungen al- 
lerdings nicht aufbrechen“. 

Der Generalbundesanwalt 
kritisierte die Entscheidung der 
Brüder von Braunmühl, den 
Geldbetrag aus der Verleihung 
des Gustav-Heinemann-Preises 
an den Rechtshilfefonds zugun- 
sten des verurteilten früheren 
RAF-Mitglieds Peter-Jürgen 
Boock zu spenden. 

Zum Rechtsterrorismus teilte 
Rebmann mit, daß alle deut- 
schen rechtsterroristischen 
Vereinigungen in den vergan- 
genen zehn Jahren zerschlagen 
werden konnten. Derzeit führe 
seine Behörde nur ein Verfah- 
ren gegen einen Rechtsterrori- 


Verdachts des versuchten Mor- 
des an einem US-Soldaten so- 
wie der Beteiligung an vier 
Raubüberfällen angeklagt. 
Nach Angaben Rebmanns Ва 
seine Behörde іт Bereich 
„Strafsachen gegen die innere 
Sicherheit“ (Terrorismus) 1987 
bisher 143 neue Ermittlungs- 
verfahren eingeleitet und 238 
Vorermittlungs- und Beobach- 
tungsvorgänge angelegt. Im Be- 
reich „Strafsachen gegen die 
äußere Sicherheit“ (Spionage) 
seien bis zum 30. Juni dieses 
Jahres 188 neue Ermittlungs- 
verfahren eingeleitet worden. 
Rebmann verlangte ferner 
ein Verbot von Vermummung 
und passiver Bewaffnung — 
„damit die bei militanten De- 
monstrationen zu vermutenden 
terroristischen Strukturen, ins- 
besondere unter reisenden Tä- 
tern, besser und schneller er- 
kennbar werden. Gewalt gegen 
Personen und Sachen sind häu- 


sage Rebmann. 
it der „Neurekrutierui 
der Kommandoebene“ der 


Seit 1968 hat die ETA fast 3500 At- 
tentate verübt und dabei rund 400 
Personen getötet. Dabei ging sie 
ähnlich rücksichtslos, brutal und 
blutig wie die Rote-Armee-Fraktion 
vor. Die Motivation ist jedoch ver- 
schieden. Josef Horchem, Direktor 
des Instituts für Terrorismusfor- 
schung: „Die dritte und vierte Gene- 
ration der deutschen Terroristen ist 
an Ideologie nur noch geringfügig 
interessiert. Für sie ist der Marxis- 
mus nur noch ein argumentatives 
Hilfsinstrument“ 

Die Unterschiede der Terrorgrup- 
pen beginnen beim Mitgliederauf- 
bau. Horchem hält die Etarras, wie 
sie in Spanien genannt werden, trotz 
der großen Anzahl ihrer Opfer für 
„durchaus normale und psychisch 
intakte Menschen“, die der Gesell- 
schaft nicht entfremdet seien. Die 
Etarras seien, völlig anders als die 
‚deutschen Terroristen, tief in der 


umgebende Umfeld aufzubre- 
chen“, Rebmann erklärte, Ter- 
rorismus sei auf Dauer zwar 


Kultur ihrer Umgebung verwurzelt, 
für deren Rechte sie zu kämpfen 
vorgäben. 

Während mehr als 90 Prozent der 
Etarras Männer sind (der Einsatz 
von Frauen wird nur in Einzelfällen 
mit großer Zurückhaltung gebil- 
ligt),siehtesbei der RAF gerade um- 
gekehrt aus. In der Kommandoebe- 
ne wirken Frauen — einmaliginder 
Terrorszene der Welt — nicht nur 
als Helfer, Informanten und Kund- 
schafter, sondern als „aktive Kämp- 
ter, die unter dem Mantel oder in ih- 
rer Handtasche Pistolen bis zum 
Kaliber von 9 mm mitführen“ (Hor- 
chem). 

Der ehemalige Präsident des Lan- 
desamtes für Verfassungsschutz in 
Hamburg: „Viele von ihnen handeln 
nicht nur gleichberechtigt, sondern 
prägend.“ 

Die starke Dominanz der Frauen 
in der RAF hat nach Horchem dazu 


sten — Odfried Hepp. Ihn habe 
er am 27. Mai vor dem Oberlan- 
desgericht Frankfurt wegen des 


Spaniens ETA ist mit der RAF nicht zu vergleichen 
u.sBiedermanner, die 
den Terror pflegen 


Von unserem Redaktionsmitglied DIETMAR WITTMANN 


BONN (NZ). — Daß zwischen der RAF und der baskischen Seperati- 
stenorganisation ETA Kontakte geknüpft worden sind, wird in bundes- 
deutschen Sicherheitskreisen heute nicht mehr abgestritten. Verdächtig 
viele Reisen von Aktivisten aus dem RAF-Umfeld nach Spanien deuten 
auf eine zumindest logistische Zusammenarbeit hin. Doch eine ,,Liebes- 
heirat“ wird es wohl kaum werden: die Unterschiede zwischen den beiden 
Terrororganisationen könnten kaum größer sein, wie das neugegründete 
Institut für Terrorismusforschung in Bonn jetzt herausgefunden hat. 


fig 
den 


führt, daß die Männer in der 

гирре „brutaler und besessener“ 
seien als Terroristen in anderen 
Gruppen. Horchem: „Wenn Fr 
mehr „macho“ sind als Männer, 
dann müssen Männer im Wettbe- 
werb mit den Frauen genauso brutal 
sein.“ 

Das Institut für Terrorismusfor- 
schung hat bei den Etarras Ähnlich- 
keiten mit den „Illegalen Militanten 
der RAF“ und den Revolutionären 
Zellen entdeckt. Die ETA habe ihre 
Kämpfer in rund 95 Prozent der Fäl- 
le entweder aus den Reihen von Ar- 
beitern, die fast immer beschäftigt 
waren, oder unter den Studenten an 
ge rekruiert. Eine 


gro der sog. „Legalen“ 
habe ihre Tätigkeit unauffällig in 
der Industrie oder an den Universi- 


täten auch nach der Rekrutierung 
fortgesetzt. 


Der Rekrutierungsprozeßistnach 
den Erkenntnissen Horchems 
grundsätzlich langfristig angelegt. 
Zahlreiche spätere Etarras hätten 
sich monatelang, einige sogar meh- 
rere Jahre, der Forderung zum be- 
waffneten Kampf widersetzt. Nach 
dem Eintritt in die Organisation 
habe sich das Leben der meisten 
Etarras „nur unwesentlich“ verän- 
dert. 

Die überwiegende Mehrheit der 
Etarras, so der Ex-Verfassungs- 
schutzpräsident, gehe weiter ihrer 
Arbeit nach und unterbreche ihr 
normales Leben nur für kurze Zeit, 
um sich an gewaltsamen Aktionen 
zu beteiligen. Die meisten würden 
nur wenige Jahre in der Organisa- 
tion arbeiten, auch das ein wesentli- 


ische Einstiegsdelikte in 
'errorismus, zumindest in 
das terroristische Umfeld“. 


Меп werden 


af Vergeltungsmaß- 
sie ergri 


chem: „Sie verlassen die ETA trotz 


cher Unterschied zur RAF. Hor- 
der Drohung, 


nahmen gegen 
könnten.” 


nschlag auf 
raz Nato-Flugplatz 
in Siidbaden 


bhr. STUTTGART, 6. Juli. Bei einem 
Brandanschlag auf den kanadischen Mili- 
tärflugplatz im südbadischen Lahr nahe 
der Autobahn Basel-Karlsruhe-Frankfurt 
ist am Montag ein Schaden von mehreren 
Millionen Mark entstanden. Vermutlich 
sind Terroristen für den Anschlag verant- 
wortlich. Schreiben mit Selbstbezichtigun- 
gen sind bei der Polizei bislang nicht 
eingegangen. Gegen 5.30 Uhr war in 
einem Treibstofflager im nördlichen Teil 
des Flugplatzes ein Sprengsatz detoniert. 
Dadurch wurden weitere kleine Explosio- 
nen und ein Brand ausgelöst, der auf 
gefüllte Treibstoffkanister und sieben gep- 
anzerte Militärtransporter übergriff. Vier 
Fahrzeuge wurden weitgehend zerstört, 
die drei anderen erheblich beschädigt. Bei 
den Löscharbeiten zog sich ein Feuerwehr- 
mann eine Rauchvergiftung zu. Die Täter 
sind offenbar von der nahegelegenen 
Autobahn durch einen Zaun auf den 
Flugplatz gelangt. In den Zaun hatten sie 
ein Loch geschnitten. Der Leiter der 
Staatsschutzabteilung beim Landeskrimi- 
nalamt in Stuttgart sagte, die Polizei habe 
ein Kabel sichergestellt, das durch das 
Loch im Zaun hindurch zu den Tankanla- 
gen geführt habe. Vermutlich haben die 
Täter einen oder mehrere Sprengsätze 
über Kabel ferngezündet. Generalbundes- 
anwalt Rebmann hat das Landeskriminal- 
amt Stuttgart angewiesen, ihn über den 
neuesten Stand der Ermittlungen auf dem 
laufenden zu halten. Die Ermittlungen, die 
das baden-württembergische Landeskrimi- 
nalamt zusammen mit kanadischen 
Dienststellen führt, dauern noch an. Die 
Polizei hofft auf Hinweise von Autofah- 
rern. die am frühen Montagmorgen die 
Autobahn Basel-Karlsruhe benutzt und 
dabei möglicherweise die Täter gesehen 
haben. Die vom Flugplatz aufsteigenden 
Flammen waren weithin zu sehen. 


Brandanschlag auf den kanadischen Militärflughafen Lahr / Tanks explodiert, sechs Panzerwagen 


еп Sachschaden / Zunächst keine Bekennerschreiben / LKA ermittelt mit 


fillion 


Mi 


widerstand 


m großen Knall begann 


Dazu kommen noch etwa 10.000 
Familienangehörige und Zivilan- 
gestellte. Wegen des „Canada- 
Days“, dem jährlichen Jahrestag 
der Unabhängigkeit Kanadas von 
«867, hatten die meisten kanadi- 
schen Soldaten in Lahr gestern 
frei. 


am gestrigen Montag der „Cana- 
ау“ auf dem kanadischen 

ilitärflugplatz im südbadischen 
Lahr: 


ze 


Mehrere Treibstoffbehälter 
gingen am frühen Morgen infolge 
eines Brandanschlages in die 
Luft; sechs in der Nähe stehende 
gepanzerte Mannschaftswagen 
fingen Feuer und wurden teils 
schwer beschädigt. Gegen halb 
sechs hatten Soldaten im Bereich 
des Treibstofflagers das Feuer 
entdeckt. Nach ihren Angaben 
gab es eine große Explosion, auf 
die weitere kleinere folgten. 
Zahlreiche im Freien abgestellte 
Treibstoffkanister verpufften. 
Ein Feuerwehrmann wurde bei 
der Bekämpfung des Feuers leicht 
verletzt. Den Sachschaden 
schätzten kanadische Militärs auf 
rund drei Millionen Mark; etwa 
10.000 Liter Treibstoff seien ver- 
brannt und verpufft. Beim Lan- 
deskriminalamt in Stuttgart, das 
zusammen mit kanadischer und 
deutscher Militärpolizei die Er- 
mittlungen übernahm, hieß es bis 
Mittag noch: „keine Täterhinwei- 
зе“ 


Eigentlich wird dieser Feiertag 
jeweilsam 1. Julibegangen; dasie 
aber wegen eines deutsch-kanadi- 
schen Freundschaftsfestes an die- 
sem Tag Diensthatten, durftendie 
Militärs ihren „Сапайа-Рау“ ge- 
stern nachholen. 

Auffallend war die Pressef- 
reundlichkeit der Canadian For- 
ces. Während Flugplatzbesuche 
von Journalisten normalerweise 
lange vorher beantragt und geneh- 
migt werden müssen, erhieltendie 
Presseleute gestern umstandslos 
grünes Licht und durften am 
Brandplatz nach Herzenslust foto- 
grafieren. AlsvorgenauzweiMo- 
naten im nahegelegenen Renchen 
ein kanadischer Düsenjäger am 
Ortsrand abstürzte, war das um- 
liegende Gelände für Öffentlich- 
keit und Medien zunächst streng- 
bewachtes Sperrgebiet. 

TAZ 07-07-87 


‚Auch seien bis zu diesem Zeit- 
punkt keine Bekennerbriefe oder 
-anrufe eingegangen. Vorgefun- 
„Є dene Kabelreste ließen jedoch auf 
einen ferngezündeten Anscl 
schließen. Am Mittag war die 
Spurensicherung vor Ort noch 
nicht abgeschlossen. 

In Lahr unterhalten die „Cana- 
dian Forces Europe“ neben ihrem 
europäischen Hauptquartier zwei 
NATO-Airfields und eine um- 
fangreiche Anzahl von Panze- 
reinheiten. Insgesamt sind rund 
7.500 kanadische Berufssoldaten 
in der BRD stationiert, davon al- 
lein 5.000 in Lahr. 


/ 


verbrannten / Dre 


RZ 


Berliner Asylbehörde abgebrannt 


Brandanschlag vernichtete 6.000 Ausländerakten / Noch keine Bekennerschreiben / Neuauflage 
der Asylverfahren wegen fehlender Duplikate erforderlich / Längere Schonfrist für Flüchtlinge 


Berlin (taz) — Auf die Berliner 
Asylbehörde ist in der Nacht zum 
Dienstag ein Brandanschlag ver- 
übt worden. Rund 6.000 Auslän- 
derakten wurden vernichtet. Am 
frühen Morgen konnte die Polizei 
nur noch einen kleinen Stapel ver- 
kohlter Aktenordner und ange- 
schmorter Karteikästen aus den 
qualmenden Trümmern bergen. 
Die Asylstelle, vordersichtäglich 
lange Schlangen von Flüchtlingen 
bildeten, die Aufenthaltsgeneh- 
migungen bekommen wollten, ist 
durch den Brand völlig vernichtet 
worden. Bekennerschreiben gab 
es gestern noch nicht. Vermutlich 
hatten die Tater Benzin auf das 
Flachdach des Fertigteil-Gebäu- 
des gegossen. Sechs 20-Liter-Ka- 
nister wurden an der Brandstelle 
gefunden. Der Sachschaden wird 
auf fünf bis sechs Millionen Mark 
geschätzt. Gravierender dürften 
die Auswirkungen aufdie Auslän- 
derpolitik sein. Der Innensenator 
kündigte an, daß die vernichteten 
Akten nun aus anderen behörd- 
lichen Unterlagen rekonstruiert 
würden. Weil es von den meisten 
der verbrannten Akten keine Du- 
plikate gibt, werden viele Asyl- 
verfahren noch einmal völlig von 
vorne beginnen müssen. Für 
Flüchtlinge, die mit einer Ableh- 
nung ihres Asylantrags und Ab- 
schiebung rechnen müssen, be- 
deutet dies zumindest eine längere 
Schonfrist. Völlig „in die Anony- 
mität verschwinden“ könne nie- 
mand betonte Innensenator Kewe- 


nig. Zumindest Name und An- 
schrift der rund 6.000 in der Asyl- 
stelle registrierten Personen seien 
auchbeianderen Behörden festge- 
halten. Im Februar war ein Brand- 


„Revolutionäre Viren“ sorgen 
für Abschiebestopp 


Berlin (taz) — Einen Tag nach 
dem Brandanschlag auf die Berli- 
ner Asylbehörde, bei dem 6.000 
Asylakten vernichtet wurden, hat 
sicheine „Jugendorganisation der 
RZ, die Revolutionaren Viren“ zu 
der Tat bekannt. In einem Beken- 
nerschreiben drücken sie die 
Hoffnung aus, daß der Anschlag 
„für viele Flüchtlinge hoffentlich 
die positive Folge hat, daß die 
menschenverachtenden Maßnah- 
mender Ausländerbehörde verzö- 
gert werden“. Gefordert wird die 


Abschaffung der Abschiebehaft 
und ein Abschiebestopp für alle 
Flüchtlinge. Ganz Berlinsolle „zu 
einer Fluchtburg“ werden. Für 
die Berliner Asyl-und Abschiebe- 
politik hat der Brandanschlag tat- 
sächlich gravierende Folgen: 
Asylverfahren werden sich mona- 
telang verzögern, erklärte der 
Berliner Innensenat. Da auch 
Hunderte von Pässen verbrann- 
ten, können viele Flüchtlinge 
nicht so schnell abgeschoben wer- 
den mow 


anschlag auf die benachbarte So- 
zialhilfestelle fir Asylbewerber 
verübt worden. Damals hatten 
sich Revolutionäre Zellen zudem 
‚Anschlag bekannt. 


mow 
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DEN ANGRIFF GEGEN DAS HERZ DES STAATES FUHREN 
Klassenjustiz als Instrument der Konterrevolution 


präventive gesellschaftliche konterrevolution rischen maßnahmen in formaljuristische kategorlen| 
in der imperialistischen krise mit ihrem zwang (darunter fällt auch herolds "verpolizeilichung} 
zur ökonomischen restrukturierung erfolgt die des krieges"), z.b. gesetze zur "inneren sicher. 
zentralisation des kapitals als nationales finanz- heit", politische prozesse mit grundsatzurteile: 
kapital, d.h. unterordnung aller anderen kapital- sowie entscheldungen des bverfg. 
fraktionen unter die dominanz der "fortschritt- die "strategie der verrechtlichung" in der brd 
lichen" teile der monopolbourgeoisie (mik, tele- hat zwei ausgangspunkte: 
kommunikation etc.). sie bewirkt eine "transfor- - counterinsurgency-konzeption (kitson usw.) 
mation des staates" als funktionsträger dieser ziel aller maßnahmen ist es, die politische loya: 
telle des finanzkapitals lität der bevölkerung zu erhalten bzw, wieder z 
- International in der interimperialistischen gewinnen. das bedingt eine entpolitisierung de: 
konkurrenz (iwf, gatt) und in den hegemonis- auseinandersetzung und die funktlonalisierung| 
tischen staatenketten (nato, eg), d.h. als von justiz und medien. ("da wir die politische 
staatliche absicherung und reaktion auf die kriminalität möglichst im keim ersticken wollen,) 
| weltmarktbedingungen des kapitals geht unser bestreben in erster linie dahin, die) 
- national zur durchsetzung der gesellschaftli- gesellschaft zu immunisieren … in der ruhigen 
| chen umstrukturierung Infolge der veränderun- und entschlossenen behauptung des kaa 


gen in der kapitalakkumulation, konkret als stands." brandt, 9.12.1974) 
versuch, einen gesellschaftlichen konsens - die notstandsverfassung der brd 
durch zurückdrängung bzw. funktionalisierung die notstandsverfassung mit den entsprechenden! 
aller politischen äußerungen der nichtmonopo- gesetzen 1968 ist der (vorläufige) schlußpunkt 
listischen klassen und verhinderung ihrer po- einer historischen entwicklung, in der die brd- 
litischen organisation bourgeoisie nach der niederlage 1945 die politische 
herzustellen. handlungsfähigkeit zurückerlangte. vorher unterlag 
das zentrale politische projekt der imperialis- die brd dem besatzungsstatut (bis 1955), danach 
tischen bourgeoisie In der brd ist daher die (bis 1968) existierten die "alliierten vorbehalts- 
"transformation des staates" durch herausbildung rechte", die durch die notstandsverfassung abge- 
nicht-öffentlicher entscheidungsgremien unter löst wurden. aber auch diese souveränität besteht 
formaler beibehaltung der parlamentarisch-demo- nur unter einen vorbehalt. das Inkrafttreten der 
kratischen staatsapparate, die ihre innere struk- notstandsverfassung bedeutet die übertragung der 
tur ändern, und durch zentralisation der admi- staatlichen gewalt in der brd auf militärische 
nistrativen apparate. einrichtungen, die der nato-kommandostruktur 
in der krise und der innerimperlalistischen unterstehen, d.h. einen legallsierten nato-militär- 
konkurrenz heißt das tendenziell: militarisierung putsch. In verbindung mit dem saceur-abkommen 
der gesellschaft und aufbrechen von gegensätzen von 1978 kann die notstandsverfassung nach art. 
zwischen der monopolbourgeoisie und den übri- 80a, abs. 3 gg durch den nato-oberbefehlshaber! 
gen klassen. europa direkt in kraft gesetzt werden. 
grundlage der "verrechtlichung" ist also ein 
die repression in der brd - "strategie der ver- langfristig angelegtes counterinsurgency- programm 
rechtlichung" zur entpolitisierung des widerstands, um die loya-| 
die repression Ist eine zentrale achse, um die lität der bevölkerung zu erhalten, und die behaup- 
herum sich der imperialistische staat brd rekon- tung eines politischen normalzustands, um die 
strulert. repression ist die administrative aus- klassenherrschaft der brd-bourgeoisie zu sicher! 
prägung der präventiven gesellschaftlichen kon- und ihre absetzung durch nato/us-militär zu ver, 
terrevolution, entpolitisierung der politischen hindern, d.h. um den preis ihrer politischen exis- 
auseinandersetzung, kriminalisierung von wider- tenz. | 
stand und vernichtung seiner organisationen aus diesem grund ist die brd der vermutlich! 
(allgemeiner charakter der repression in der einzige staat der welt, der die folter (durch urteill 
brd). des bgh, 22.10.1975 und des bverfg, 21.1.1976) und 
der besondere charakter der repression, d.h. den staatsstreich/ausnahmezustand (par. 31-38) 
ausdruck des allgemeinen charakters, ist die eggvg, 30.9.1977) verrechtlicht hat. 
"verrechtlichung". die "strategie der verrechtlichung" zwingt den 
unter "verrechtlichung" verstehen wir die brd-staat zu einer Immer schwierigeren gratwan- 
überführung von politischen/polizeilichen/milita- derung zwischen der notwendigen effektiven be- 
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kämpfung von politischem widerstand und der 
formalen aufrechterhaltung von (innerstaatlichen 
und völkerrechtlichen) rechtsnormen. sie reißt 
damit genau die widersprüche auf, die eigentlich 
überbrückt werden sollen, d.h. die "verrechtli- 
chung” bleibt In ihrer dialektik gefangen. 

"in der verrechtlichungsstrategie des neuen 
faschismus tritt das sondergesetz an die stelle 
der legitimität und soll sie durch das rei- 
bungslose funktionieren des repressiven und 
ideologischen staatsapparats ersetzen. der 
legitimitätschein, den die prozedur vermitteln 
soll, vermittelt sie nicht, wenn das gesetz 
selbst von ihr gebrochen wird - wenn die 
maschine selbst nur noch im rechtsbruch 
und durch ihn funktioniert." (christine kuby, 
18.1.79, prozeßerklärung) 


der prozeß der faschisierung westeuropas - der 
ische rechtsraum" 

das konzept eines "westeuropäischen rechts- 
raums" ist die zweite achse der rekonstruktion 
des Imperlalistischen staates brd, ein mittel, um 
den politischen und ökonomischen hegemonismus 
der brd über westeuropa abzusichern und auszu- 
weiten, gleichzeitig zur stabilisierung der brd- 
herrschaft gegen nato-strukturen. die staats- 
schutzmaschine (bka/baw) transformiert dadurch 
zum zentrum der politischen macht in der brd 
lund westeuropa. 

eckdaten dieses prozesses sind: einrichtung 
trevi (1976), einrichtung der "wiener gruppe" 
(1978), "europäische konvention gegen den ter- 
гогізтиѕ" (1977), mittlerweile von allen staaten 
des europarats unterzeichnet. die "konvention" 
hat zentrale bedeutung bei der durchsetzung ei- 
nes "westeuropäischen rechtsraums": art. 1 defi- 
niert "terroristische handlungen” im sinne der 
konvention, die unterzeichnerstaaten haben kel- 
пе möglichkeit, die handlungen als politisch an- 
zuerkennen, d.h. es gibt Insbesondere auch kei- 
пе möglichkeit, asyl zu gewähren. art. 6 und 7 
verpflichten jeden staat zur verfolgung von 
handlungen nach art. 1, bei nichtauslieferung 
muß er selbst ein strafverfahren durchführen. 
art. 8 regelt die "gegenseltige Juristische hilfe". 


der "modified style" der nato/us-imperialisten- 
der "kampf gegen den internationalen terroris- 
тиз! 


"was sich verändert hat seit der politischen 
und militärischen niederlage der vereinigten 
staaten in vietnam Ist, daß ihre aggressivität 
zugenommen statt abgenommen hat. Ist, daß 
die völker der welt mit einer neuen amerika- 
nischen offensive konfrontiert sind, die 
gleichzeitig einen qualitativen sprung marklert 
in der entwicklung des kräfteverhältnisses 
zwischen revolution und konterrevolution.- 
oder wie wir gesagt haben: im weltrevolutio- 
nären prozeß der einkreisung der städte durch 
die dörfer." (raf, kommando andreas baader, 


zum angriff auf nato-oberbefehlshaber haig, 

25.6.1979) 
diese globalstrategie - "kampf gegen den interna- 
tionalen terrorismus" - ist materiell der versuch, 
befreite und neu konstituierte nationalstaaten und 
nationale befrelungsbewegungen der vollständigen 
herrschaft des imperialismus zu unterwerfen, 
= ideologisch die installation eines imperialisti- 
schen "weltrechts", das die militärischen aktionen 
rechtfertigen und die vorherrschaft der usa welt- 
weit absichern soll. 

nicht nur der begriff der "terroristischen welt- 
verschworung", gegen die sich dieser kampf an- 
geblich richtet, steht in faschistischer kontinuitat| 
(der deutsche außenminister ribbentrop bezeichne- 
te so den VII. weltkongreß der kommunistischen 
internationale), sondern auch die konzeption von 
großmacht-rechtsräumen, die auf das "ius Inter 
impera" des faschistischen staatsrechtlers carl 
schmitt zurückgeht. 

kern dieses "anti-terrorismus” der usa ist ein 
angebliches (groBmacht-)recht "zur humanitären 
intervention im namen der menschenrechte" (wein- 
berger), dem ein bericht des us-state departement! 
vom februar 1978 Ober "mißachtung der menschen- 
rechte durch staaten und terroristen" zugrunde 
liegt. unter berufung auf dieses "recht" wurde 
die nationale souveränität anderer staaten gebro- 
chen (z.b. uganda 1976, iran 1980), konterrevolu- 
tionäre banden ausgerüstet (z.b. nicaragua), staa- 
ten militärisch angegriffen (libyen) und besetzt 
(grenada), bis hin zu entführungen (eines palästi- 
nensischen kommandos, das die "archille lauro" 
besetzt hatte) und plänen amerikanischer "gegen- 
geiselnahmen" im nahen osten (vgl. spiegel, 22.12. 
1986 und faz, 6.2.87). 

die us-strategie des "kampfs gegen den Interna- 
tionalen terrorismus" operlert gegen das geltende 
völkerrecht, indem, unter berufung auf die "men- 
schenrechte", der antifaschistische kampf der 
anti-hitler-koalition, die un-charta, die antiimpe- 
rialistischen/antikolonialen kämpfe an der periphe- 
rie, negiert, ausgelöscht und in ihr gegenteil 
verkehrt werden sollen. 

der "anti-terrorismus" wird zur politik der impe- 
rlalistischen staatenketten unter us-dominanz, 
tendenziell unter funktionalisierung der natostaa- 
ten, Indem die einzelnen konzepte, us-linie der 
"prävention und vergeltung", "westeuropäischer 
rechtsraum" und die politik der einzelnen staaten, 
in der praxis einander ergänzen und aufeinander 


einwirken. d.h. politische vereinheitlichung bei 
gleichzeitiger differenzierter umsetzung der kon- 
zepte, was je nach gewicht und stellung innerhalb 
der kette schärfer konturiert und teilweise wider- 
sprüchlich ausfällt. 


dazu ein beispiel: im sommer 1986 hatten, 
nach dem us-angriff auf libyen, amerikanische 
und zionistische pläne eines präventivschlags 
gegen syrien konjunktur, eine höhepunkt war im 
september ein "kolloquium zum arabischen terro- 
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rismus” in los angeles, u.a. mit dem israelischen 
botschafter in den usa. im oktober wird nezar 
hindawi in london wegen eines versuchten an- 
schlags auf eine el-al-maschine verurteilt, 
großbritannien bricht daraufhin die diplomati- 
schen beziehungen mit syrien ab (26.10.), die 
usa und kanada rufen ihre botschafter aus da- 
maskus zurück. am 28,10. lehnt die epz es ab, 
ähnliche schritte zu unternehmen, der französi- 
sche außenminister raimond distanziert sich so- 
gar ausdrücklich davon (11.11.). am 17. novem- 
ber verhängen die usa drastische sanktionen ge- 
gen syrien. im gleichen monat findet vor dem 
berliner kammergericht der prozeß gegen ahmed 
hasi und faruk salama wegen eines bombenan- 
griffs auf die "deutsch-arabische gesellschaft" 
statt. das urteil am 26.11. bedeutet objektiv eine 
"verrechtlichung" der us-propaganda der "зуг!- 
schen unterstützung des terrorismus", entgegen 
sogar der annahme von brd-geheimdienstkreisen 
(spiegel, 1.12.1986). d.h. das berliner kammerge- 
richt hat die bisherigen amerikanischen behaup- 
tungen zu juristischen fakten gemacht und den 
us-imperlalisten eine blanko-vollmacht für mili- 
tärische aktionen ausgestellt, was aber für die 
brd-politik keine unmittelbaren auswirkungen 
hat. der rückruf des westdeutschen botschaf- 
ters aus syrien wurde bereits im februar 1987 
wieder rückgängig gemacht. 

die widersprüchliche transformation der euro- 
pälschen staaten In hegemonisierte gebilde durch 
"verrechtlichung" darf daher nicht von der exis- 
tenz innerimperialistischer widersprüche ablen- 
ken, ebenso falsch wäre es, nach einer siegrei- 
chen und einer unterlegenen linie in der politik 
der imperlalistischen staatenkette zu suchen. 
diese widersprüche werden niemals antagonis- 
tisch, sondern bleiben innerhalb eines politi- 
schen projekts komplementär. 


tendenzen In der entwicklung der "inneren si- 
cherheit" in der brd 
in der brd sind zwei tendenzen in der gesetz- 
gebung zur "inneren sicherheit" erkennbar, die 
die transformation der staatsschutzmaschinerie 
zum staatlichen machtzentrum vorantreiben. 
langfristig wird mit einem "paket" von sieben 
"sicherheitsgesetzen” die (qualitative) zentralisa- 
tion der repressionsapparate verstärkt, insbeson- 
dere durch das "zevis-gesetz" (1.1.1987), das den 
zugriff auf den datenbestand des kraftfahrtbun- 
desamtes ermöglicht, und das geplante "zusam- 
menarbeitsgesetz" (ZAG), das die informelle ver- 
bindung von polizei, geheimdiensten, staatsan- 
waltschaften, und, über das "amt für nachrichten- 
wesen der bundeswehr", der nato-geheimdienste 
formalrechtlich installieren soll. 


ergänzt wird dieses langzeitprogramm durch 
kurzfristige schubweise zentralisation der repres- 
зіопзкотреѓепгеп in form von ausweitungen der 
zuständigkeit von bka/baw. so bedeuten die von 


der schäuble-kommission am 23.10.1986 vorgelegten 
gesetzentwürfe, die am 1.1.1987 in kraft traten, 
die ausweitung der zuständigkeit von gba rebmann 
auf die "guerilla diffusa" (neufassung des par. 
129a stgb), was dieser wiederholt gefordert hatte. 
auch die ermittlungskompetenz der baw gegen den 
"internationalen terrorismus", der sich gegen den 
"äußeren und Inneren bestand" der brd oder der 
nato richtet (änderung des par. 120, abs. 2 gvg), 
geht auf einen vorschlag rebmanns zurück. аи! 
seiner pressekonferenz am 22.7.1986 hatte er 
bedauert, daß er bei anschlägen wie gegen diel 
berliner diskothek "la belle” nicht ermitteln könne! 
(us-zuständigkeit). 

bereits In zwei fällen hat die beschriebene 
entwicklung praktische auswirkungen gehabt: seit 
dem 27.1.1987 ermittelt die baw gegen mohammed 
ali und abbas hamadei wegen "nötigung von ver- 
fassugsorganen" (die "organisation der unterdrück- 
ten der erde” fordert ihren austausch gegen zwei 
deutsche gefangene im libanon), seit dem 23.3. 
gegen die ira wegen eines bombenanschlags auf 
das hauptquartier der britischen rheinarmee in 
mönchengladbach. 


zu den prozessen der letzten zeit 

"in den politischen prozessen kommt ja am 

besten zum ausdruck, wie die justiz als ein 

instrument der politik gehandhabt wird." 

(georgi dimitroff, 1.8.1933) 
in der "verrechtlichungsstrategie" des brd- imperia- 
lismus haben politische prozesse eine zentrale 
funktion zur bekämpfung des widerstands, insbe- 
sondere durch grundsatzurtelle, die unmittelbar 
die form.und das terrain der aufstandsbekämpfung 
durch den brd-staatsschutzapparat bestimmen. 

neben vermehrten revisionsverfahren (z.b. gisela 
dutzi, rolf-clemens wagner), die eine formaljuris- 
tische taktik sind, um den "rechtsstaatlichen” 
charakter der verfahren zu demonstrieren, und der 
juristisch verschleierten form der internierung 
durch prinziplelles verhängen von führungsaufsicht 
gegen gefangene aus der guerilla (volker staub, 
stefan frey, barbara ernst) als vorstufe der prin- 
zipiellen sicherungsverwahrung für "terroristen", 
die seit den siebziger jahren immer wieder gefor- 
dert wird, dienten die prozesse der letzten zwei 
jahre einem projekt: 

kriminalisierung des hs 84/85 und allgemein der 
zl-forderung, verrechtlichung des konstrukts "raf 
im knast", 


da die brd einen prozeß gegen 38 gefangen, die 
am hs 84/85 teilgenommen haben, politisch nie- 
mals durchgehalten hätte, wurde die kriminali- 
sierung in einzelnen prozessen schrittweise 
durchgesetzt: 
- prozeß gegen claudia wannersdorfer (olg| 
stuttgart, oktober/november 85) claudia wurde 
verurteilt wegen "unterstützung einer terroristi- 
schen vereinigung und herbeiführung einer 
sprengstoffexplosion", wobel die "unterstützung" 
sich auf die "ideelen ziele der raf" bezog. 
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- prozeß gegen thilo schlepper und walter herr- 
mann (olg koblenz, januar 1986). thilo hatte 
sich als inhaftierter in der jva saarbrücken dem 
hs angeschlossen, seine erklärung hatte walter 
öffentlich gemacht. das gericht sah in der teil- 
nahme am hs eine unterstützung der raf, da der 
hs eine aktion der raf gewesen sei mit dem ziel, 
durch die zusammenlegung die "fortsetzung der 
terroristischen aktivitäten" zu ermöglichen. 

- prozeß gegen carlos grosser (olg stuttgart, 
september-november 86). das gericht sah es in 
einer erklärung als "offensichtliche tatsache" 
an, daß gefangene aus der raf eine "terrorlsti- 
sche vereinigung in der haft" bildeten. 

- prozeß gegen ingrid barabaß und mareille 
schmegner (olg frankfurt, august 1986 - märz 
1987). ingrid wurde der "eintritt in die raf" zu 
einer zeit, als sie wegen mitgliedschaft in der 
"bewegung 2. juni" inhaftiert war, zur last ge- 
legt; die teilnahme am hs 1981 war für das olg 
eine "mitgliedschaftliche betätigung für eine 
terroristische vereinigung". der versuch der baw, 
die kommune karl marx", eine gruppe von ge- 
fangenen aus grapo und pce(r) in spanien, als 
"kriminelle vereinigung" verurteilen zu lassen, 
scheiterte an der Internationalen mobilisierung 
zu diesem prozeß. (dieses beispiel zeigt auch, 
daß es möglich ist, konkrete vorstöße des 
staatsschutzes zu verhindern). 

- prozeß gegen fünf kalserslauterner antiimpe- 
rlalist/Inn/en (olg koblenz, februar/märz 1987). 
den genoss/inn/en aus kalserslautern wurde die 
"mitgliedschaft In einer kriminellen vereinigung 
zur unterstützung einer terroristischen" vorge- 
worfen. neben der exzessiven ausweltung des 
par. 146 stpo wurde der aufruf zur demo In 
karlsruhe (25.1.85) als "werbung für eine terro- 
ristische vereinigung" kriminalisiert. dieses ur- 
teil wurde durch die vorhergehenden grundsatz- 
urteile (hs-unterstützung der raf) möglich, hier: 
unterstützung der forderung nach zl ist per se 
kriminell. 


mit diesen urteilen ist nicht nur die krimina- 
lisierung jeder forderung nach änderung der 
haftbedingungen für die politischen gefangenen 
möglich, sie schaffen auch die juristischen vor- 
aussetzungen, beim nächsten hs das kontakt- 
sperregesetz anwenden zu können. 

"par. 31: besteht eine gegenwärtige gefahr 
für leben, leib oder freiheit einer person, 
begründen bestimmte tatsachen den verdacht, 
daß die gefahr von einer terroristischen ver- 
einigung ausgeht, und ist es zur abwehr die- 
ser gefahr geboten, jedwede verbindung von 
gefangenen untereinander und mit der außen- 
welt einschließlich des schriftlichen und 
mündlichen verkehrs mit dem verteidiger zu 
unterbrechen, so kann eine entsprechende 
feststellung getroffen werden.” (einführungs- 
gesetz zum gerichtsverfassungsgesetz, eggvg) 
bereits während des hs 84/85 wurde die anwen- 


dung des "kontaktsperregesetzes" diskutiert, u.a. 
von baum, emmerlich (spd-"rechtsexperte"), wer-| 
nitz (vorsitzender des innenausschusses des Бип- 
destags) (vgl. dazu die presseerklärung der anwäl- 
te vom 9.1.1985). begründet wurde diese diskussio 
mit dem konstrukt " zellensteuerung". durch diel 
urteile In den prozessen seit dem hs ist dieses 
konstrukt überflüssig geworden, da der hunger-| 
streik an sich jetzt als "aktion der raf" gilt. 

es Ist zu erwarten, daß die bundesanwaltschaft 
bei einer anklageerhebung wegen der aktione 
gegen die shape-school in oberammergau und 
mtu/bdli-chef zimmermann versuchen wird, diesel 
aktionen іп verbindung zum hs zu bringen. sollte] 
ein solcher zusammenhang In einem urteil "festge-| 
stellt" werden, könnten die gefangenen im hs für 
die aktionen draußen verantwortlich gemacht und 
er kontaktsperre unterworfen werden. 

d.h. der justiz- und aufstandsbekämpfungsappa- 
rat der brd könnte sich so die option für eine! 
permanente verrechtlichung des geiselstatus ver- 
schaffen, in dem dann, in verbindung mit der 
Rue lang, tote gefangene übrig bleiben sol- 
еп. 


unmittelbare aufgaben für den antlimperial istischen| 
widerstand 
wir halten es fOr wichtig, in der politischen 
diskussion jetzt zu elner strategie gegen die zen- 
tralen achsen zu kommen, um die herum sich der 
imperialistische staat brd rekonstrulert. 
konkret meinen wir: 
eine breite mobilisierung zum prozeß gegen eva, 
luitgard und christian und zum prozeß gegen vier 
genoss/inn/en aus duisburg. im ersten prozeß ist 
eine anklage wegen oberammergau/zimmermann zu 
erwarten, im zweiten der versuch der baw, "ille- 
gale militante” als "legalen teil der raf" juris- 
tisch zu konstruleren. diese aktuellen vorstöße 
müssen verhindert und so auch dem zentralen im- 
perialistischen projekt ein schlag versetzt werden. 
darüber hinaus ist es von zentraler bedeutung, 
Initiativen zu entwickeln, um haftbedingungen 
nach den mindestgarantien der genfer konventio- 
nen durchzusetzen. 
"gegen die institutionalisierung von folter 
und kriminalisierung in den nato-demokratien 
ist das die politische forderung, für die die 
kriegsgefangenen gemeinsam kämpfen, und 
der mögliche schutz." (aus der hungerstreik- 
erklärung 1984) 


die forderung nach anwendung der mindestga- 
rantien der genfer konvention bedeutet nicht! 
nur eine mobilisierung gegen die haftbedingun-| 
gen der gefangenen revolutionäre auf Interna- 
tlonaler ebene, um das brd-projekt der "ver- 
rechtlichung" anzugreifen. die forderung trans- 
portiert auch den politischen begriff der ausein- 
andersetzung, den antifaschistischen und antiimpe- 
rialistischen kampf (die genfer konventionen sind| 
direktes ergebnis des kampfs gegen den nazi- 


gegen den Internationalen terrorismus". 


aus Neumarkt stammende Andreas S 


ш Beide sollen zwei selbstgefertigte Metall- 
anker an der Bahnoberleitung befestigt haben, 
um vorbeifahrende Lokomotiven zu beschädigen 
und den Zugverkehr zu stören. Zwei Züge waren 
damals in die Hindernisse gefahren, der Sach- 
schaden wurde auf mehrere tausend Mark ge- 
schätzt. Nach Angaben des LKA hätten durch 
den Anschlag mehrere Feldlängen der Oberlei- 
tung beschädigt und Masten umgeknickt wer- 
den können. Die Folge wäre eine mindestens 
achtstündige Sperrung der Strecke gewesen. 

B Wie es hieß, hätten sich nach zeitaufwendi- 
gen und schwierigen Ermittlungen des LKA in 
Zusammenarbeit mit der Staatsanwaltschaft 
Regensburg mehr und mehr Verdachtsmomente 
gegen Wolfgang L. und AndreasS _herauskri- 
stallisiert. Gegen beide Männer erging beim 
Amtsgericht Regensburg Haftbefehl wegen ei- 
nes gemeinschaftlich begangenen Verbrechens 
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K. H. Beckurts — Keine Spur von 
MÜNCHEN — Das Marterl an der Straße 
nach Straßlach wird noch immer fast jeden Tag 
mit frischen Blumen geschmückt — im Geden- 
ken an Karl Heinz Beckurts, das Siemens-Vor- 


ler, die vor genau einem Jahr einem Atten- 
r RAF-Terroristen zum Opfer fielen. 

Auf der Fahrt zum Dienst sprengten die At- 
tentäter den Wagen des 56jährigen Beckurts und 
des 42 Jahre alten Groppler in die Luft, Beide wa- 
ren auf der Stelle tot. Doch die bundesweite 
Fahndung des Bundeskriminalamtes (BKA) in 
Wiesbaden nach den Tätern blieb bis heute ol 
konkretes Ergebnis. Nach 1600 Hinweisen aus 
der Bevölkerung und monatelanger Arbeit der 
7Oköpfigen Sonderkommission mute ein Spre- 
cher des BKA eingestehen: „Die berühmte heiße 
Spur war nicht darunter“. 


nur Randerfol; 
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faschismus, die zusatzprotokolle ergebnis des anti- 
kolonialen/antiimperlalistischen kampfs). sie rich- 
tet sich damit direkt gegen den versuch der brd, 
westeuropa als "rechtsraum" ihrem hegemonismus 
zu unterwerfen, und die us-linie des "kampfs 


Neumarkter auf Rhodos gefaßt 
Anschlag auf Bahnlinie geklärt 


Erfolg des Landeskriminalamtes / 19jähriger Komplize ist noch flüchtig 


Neumarkt/München (wi). Die vom Bayerischen Landeskriminalamt (LKA) gebildete 
Sonderkommission „Energie und Bahn“ hat den Anschlag auf die Bahnlinie Nürnberg-Regens- 
burg vom 16. Oktober 1986 bei Beratzhausen offenbar geklärt. Nach umfangreichen Ermittlungen 
wurde der 18jährige arbeitslose technische Zeichner Wolfgang L. aus Neumarkt auf der Insel Rho- 
dos unter dringendem Tatverdacht festgenommen. Als mutmaßlicher Mittäter wird der ebenfalls 
(19) gesucht, der sich zuletzt in Berlin aufhielt. 


des gefährlichen Ein- 
griffes in den Bahnver- 
kehr. Die Festnahme 
von Wolfgang L. auf der 
Insel Rhodos erfolgte 
durch griechische Si- 
cherheitsbehörden. Die 
Staatsanwaltschaft be- 
treibt derzeit ein Aus- 
lieferungsverfahren. 
Durchsuchungen in 
Wohnungen und in ei- 
ner Werkstatt, zu denen 
die Beschuldigten Zu- 
tritt hatten, hätten zur 
Auffindung von Beweis- 
mitteln geführt. Entsprechende kriminaltechni- 
sche Auswertungen laufen. Der Präsident des 
LKA, Dr. Helmut Trometer, nahm die Klärung 
des Verbrechens zum Anlaß, der Bevölkerung 
für die wirkungsvolle Unterstützung zu danken. 


№ 


Gesucht: Andreas 5 


Heute jahrt sich das Attentat auf das Siemens-Vorstandsmitglied 


den Tätern 


Im Rahmen der Ermittlungen konnte im 
‚August vergangenen Jahres die Terroristin Eva 
Haule-Frimpong in Rüsselsheim gefaßt werden. 
Abgeklärt in den Akten des BKA ist auch die Ge- 
wißheit, daß der zum RAF-Kern zu zählende 
Horst-Ludwig Meyer in Straßlach beteiligt gewe- 
sen ist. Doch mehr als diese Erkenntnisse konnte 
die Polizei bis heute nicht sammeln. Die Sonder- 
kommission ist längst aufgelöst: „Was nicht 
heißt, daß der Fall zu den п gelegt worden 
ist", wie ein BKA-Sprecher betonte. Vor Ort in 
Wiesbaden ist das Rasternetz, in dem sich die At- 
tentäter itgendwann einmal verfangen sollen, 
weiter ausgelegt. 


Der bei dem Attentat verwendete Sprengsatz 
hatte aus mindestens fünf Stahlflaschen — zwei 
Butangas-, zwei Gas- und einer asfla- 
sche — bestanden, die mit etwa 50 Ki 

eines Selbstlaborats (Chlorat-Zucker-Gemisch) 
gefiillt waren. Gleiche Butangasflaschen aus 
einer Sonderanfertigung fiir die Bundesbahn 
seien von den Terroristen mehrfach — vor und 
nach diesen Attentat — bei Sprengstoffanschlä- 
gen der „Kommandos“ und der „Illegalen Mili- 
tanten“ der RAF sowie des miltanten RAF-Um- 
feldes verwendet worden, erklärte der BKA-Be- 
amte. - 


NN 09.07.1987 


kommunikee 
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"Terroristen sind der amerikanische Imperialismus und die amerikanischen Völkermörder" 


Die Geschichte zeigt, daß die Strategie des Im- ten Erklärungen und Drohungen. Vor allem die 
perialismus schon immer in dem Grundsatz von nachträgliche Versicherung, daß sie selbst früh- 
"teile und herrsche" bestand. Dementsprechend zeitig die Sismik gestoppt hatten, als ob sie sie 
hat er zusammen mit den ansässigen Reaktionä- hätten stoppen können (wenn sie es wirklich 
ren Oligarchien afrikanische und arabische getan haben), wenn sie nicht selbst die Fäden in 
Kleinstaaten eingerichtet, in denen es ständig der Hand gehabt hätten. 
zu Spannungen und militärischen Zwischenfällen Welche Beweise braucht es noch, wenn selbst 
kommt, von denen einzig und allein der Imperi- der Ministerpräsident, der seit 6 Jahren dafür 
alismus, und heute speziell der amerikanische "kämpft", die amerikanische Herrschaft im Land zu 
Imperialismus profitiert. sichern und ihre Interessen dabei umsichtig und 
Diese Strategie ist verantwortlich für die tragi- effektiv vertritt, ihnen selbst offiziell die Verant- 
sche Situation wie sie seit 30 Jahren auf Zypern wortung für die Krise zuschiebt, die Stilllegung 
besteht. Nachdem das imperialistische Ziel nicht des Stützpunktes in Nea Makri ankündigt und 
nur die Fortschreibung ihrer militärischen Prä- überhaupt damit droht, alle Basen der Amerikaner 
senz aufgrund der geographischen Lage der In- zu schließen. Praktisch beweist dies den totalen 
sel ist, sondern darüberhinaus auch die Um- Bankrott seiner Politik, beweist, daß die Militär- 
wandlung der Insel In einen wichtigen Vorposten basen eben nicht nationalen Interessen dienen, 
der terroristischen Kräfte im Mittleren Osten, und daß weder die nationale Unabhängigkeit, ja 
hatten sie In enger Zusammenarbeit mit den fa- noch nicht einmal die elementarste Verteidigung 
schistischen Militärs und wichtigen Teilen der des Landes gesichert Ist, solange die 5. Phalanx 
griechischen Bourgeoisie den Trumpf "Türkei" der amerikanischen Basen in Funktion Ist. 
ausgespielt. (Es ist bekannt, daß Karamanlis Die Politik, die sich auf den weiteren Verbleib 
1955 von den Amerikanern als Führer der Rech- der Basen und der Natomitgliedschaft stützt, um 
ten ausgewählt wurde, nachdem er den fatalen einen Zusammenstoß mit der Torkel zu vermeiden, 
Verträgen von Zürich und London zugestimmt ist vollständig gescheitert, dies hat selbst Papan- 
hatte.) dreou durch seine Reaktion zugegeben. 

So wurde ein eher zweitrangiges Problem der Diese Politik hat das Land in die entsetzliche 
50er Jahre, das Problem einer auf alle Dörfer Situation gebracht, wo es sich nur noch der Ge- 
дег Insel verstreuten Minderheit von 18% türkl- walt des amerikanischen Imperialismus beugen 
scher Bevölkerung, die zudem noch ohne größere kann. Entweder beugt es sich nach örtlich und 
Schwierigkeiten In den griechischen Gemeinden zeitlich begrenzten bewaffneten Zwischenfällen in 
lebten, zum Hauptproblem erhoben. Den ersten der Ägais (man muß hier unterscheiden zwischen 
Schwierigkeiten folgten Provokationen, Bombar- einem Krieg allgemein, der nicht in Frage kommt, 
dierungen 1964 und 1974 die Besetzung und die und örtlichen Zusammenstößen, die höchstens 2 
Teilung der Insel. oder 3 Tage dauern, und die das Ziel des amerika- 
So ist es dem amerikanischen Imperialismus ge- nischen Imperialismus sind, wie seine Sprachrohre 
lungen, aus dem wenn auch begrenzten antikolo- verlauten lassen, und was sehr wahrscheinlich ist), 
nialistischen anti-imperlalistischen Kampf von die zu Verhandlungen führen, um angeblich einen 
1950, den angeblich ewigen Gegensatz zwischen Krieg zu verhindern. 

der Türkei und Griechenland zu konstruieren, Verhandlungen, ohne daß Griechenland Bedingun- 
wobei Amerika dabei angeblich den neutralen gen stellt, über alle Punkte, so wie 12 Meilen- 
Richter spielt. Es ist ihnen also gelungen, ihr Zone, Luftraum, Inseln, amerikanische Basen und 
seit 1950 bestehendes Ziel zu erreichen und im Beendigung der Zypernfrage. Oder es beugt sich 
türkischen Gebiet Militärstützpunkte einzurich- schon heute mit der Billigung eben dieser Ver- 
ten, handlungen nur auf der Grundlage der Drohung 
In der Agais wiederholt sich gerade die Ge- vom 27.3.87, ohne daß auch nur eine Kugel abge- 
schichte. Es gibt im ganzen Land keinen einzi- schossen wurde. Diese Unterhandlungen bleiben im 
gen Menschen, der nicht davon überzeugt wäre, Geheimen, während Papandreou das Volk an der 
daß hinter den Forderungen und Drohungen der Nase herumführt, sie dementiert und offiziell 
türkischen Militärs, hinter der jüngsten Krise erklären wird, daß er keine Verhandlungen akzep- 
der amerikanische Imperialismus steckt. Über tieren wird, solange sie nicht bilateral sind. Diese 
dies braucht es keine anderen Beweise mehr als Politik hat das Land in eine ausweglose Situation 
die von Pearl und Weinberger selbst vorgebrach- geführt. 


Aus dieser Lage kann sich das Land nur durch 
grundsätzliche politische Veränderungen befrei- 
en, durch die sofortige Stilllegung aller ameri- 
kanischen Basen, den Abbau der 164 Atom- 
sprengköpfe und den Austritt aus der Nato. Eine 
solche Veränderung der Politik kann sich nicht 
mit Bitten, diplomatischen Schritten, verbalen 
und harmlosen Verlautbarungen durchsetzen. 

Sie kann nur mit breitester Mobilisierung der 
Massen und dem Kampf der Massen gegen die 
amerikanische imperialistische Präsenz errungen 
werden. An diesem Punkt hat sich auch gezeigt, 
daß die KKE in Bezug auf die nationale Unab- 
hängigkeit und die unmittelbaren sozialen Käm- 
pfe und Forderungen zum Fortsatz der großbür- 
gerlichen Klasse geworden ist. So haben dieje- 
nigen, die sich selbst im Kampf um die nationa- 
le Unabhängigkeit in die erste Reihe gestellt 
haben, den Schwanz eingezogen, sind träge und 
passiv geworden. Sie haben die einzige Gelegen- 
heit ungenützt vorbeigehen lassen, am Tag der 
Krise Hunderttausende vor die amerikanische 
Botschaft und genauso viele in Nea Makri zu- 
sammenzuziehen und gegen den amerikanischen 
Imperialismus zu demonstrieren und den anti-im- 
perlalistischen und kämpferischen Gelst des 
Volkes zu stärken. Sie wollen gegen die politi- 
sche Situation kämpfen, warten aber darauf, bis 
die bürgerliche Klasse die Initiative ergreift. 
Mit dieser Taktik hat sich die KKE zum Lakaien 
der großbürgerlichen Klasse und von Papandreou 
gemacht. Alle diejenigen, die glanzvoll den 
langjährigen, blutigen und oft bewaffneten 
Kampf um die nationale Unabhängigkeit geführt 
haben, führen ihn heute mit würdevoller Passi- 
vität auf dem Papier mit unverfänglichen Erkla- 
rungen und klatschen befriedigt, wenn Papan- 
dreou nach Sofia reist. 

Die KKE vertritt heute nicht mehr die Interes- 
sen der Arbeiterklasse, obwohl eine Teil von 
ihr noch in der Arbeiterklasse verwurzelt ist 
und Einfluß auf sie hat. Die jüngsten Manifesta- 
tionen des Klassenkampfes haben gezeigt, daß 
sle sich über ihre Gewerkschaftsfunktionäre in 
ständigem Widerspruch zu den Arbeitern in den 
Fabriken und den Konkursunternehmen und auf 
allen gesellschaftlichen Ebenen befindet. Sie 
vertritt die Interessen eines gesellschaftlichen 
Komplexes, der sich aus den Schichten der Ar- 
beiteraristokratie, d.h., hochbezahlten Arbeitern 
und Gewerkschaftlern, und der neuen kleinbar- 
gerlichen Klasse der Liberalen, Demokraten, 
Akademikern, Ärzten, Ingenieuren, Technikern, 
Rechtsanwälten, Journalisten, Ökonomen, Beam- 
ten, Bürohengsten usw. rekrutiert. Diese Schicht 
ist freilich nicht großbürgerlich oder privile- 
giert, obwohl ein Teil sicher zu den Privilegier- 
ten gehört, ist aber auch nicht wie die Arbei- 
terklasse in der Produktion tätig oder arbeits- 
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los. Es sind diejenigen, die es geschafft haben, 
sich eine bestimmte Position In der Hierarchie 
zu sichern, und als solche riskieren sie bei einer 
wirklichen Mobilisierung oder einem wirklichem 
Kampf um nationale Unabhängigkeit oder irgendein 
anderes soziales Problem nicht nur ihre "Ketten", 
sondern auch ihr gesichertes Einkommen, ihren 
Job, ihr neues Auto, Ihr Ferienhaus zu verlieren. 
Deshalb kann es nicht in ihrem Interesse liegen, 
wirklich zu kämpfen. 

Es gab in den letzten zwei Jahren harter Enthalt- 
samkeit keinen einzigen wirklichen Streik (kein 
Volksfest wie der letzte, um dem Volk Sand in die 
Augen zu streuen), um den Lebensstandard der 
Arbeiter zu verteidigen, der um die Hälfte gesun- 
ken ist. Daher kann man feststellen, daß die poli- 
tische Linie der KKE darin besteht, Streiks zu 
brechen, die wirklichen Arbeiter davon zu über- 
zeugen, die Verkürzung ihres Lohnes, Prämien und 
Entlassungen zu akzeptieren. Es ist bezeichnend 
wie sich der ganze Parteiapparat bis hin zum 
Parteisekretär In die Bresche geworfen hat, um 
den Streik der Bankangestellten zu brechen, der 
im Falle einer Verlängerung gefährliche Folgen 
für die PASOK und ihre Wirtschaftspolitik gehabt 
hätte, 

Deshalb ergibt sich die Frage nach einer neuen 
Vertretung der Arbeiterklasse, nach einem neuen 
politischen Ausdruck der Interessen der proletari- 
schen Arbeiterklasse. Es Ist nicht unsere Aufgabe, 
vorauszusehen, wie dieses Problem gelöst werden 
wird noch, welche Strukturen eine solche Vertre- 
tung haben wird. Wir können nur sagen, daß alle 
echten Basiskräfte der Arbeiterschaft, Arbeiter- 
komitees und Gruppen, die unmittelbar aus dem 
Klassenkampf hervorgegangen sind, unzertrennlich 
mit ihr verbunden sein müssen, da sie unmittelbar 
die Klasseninteressen ausdrücken, welcher Art sie 
auch immer sind, und sich in Widerspruch zu den 
herkömmlichen Parteikräften, die sich aus der 
Arbeiteraristokratie und dem Kleinbargertum zu- 
sammensetzen, befinden. 

Wir haben uns dazu entschlossen, einen Anschlag 
auf die militärischen Kräfte des amerikanischen 
Imperialismus zu verüben, indem wir einen Trans- 
portbus der lohnabhängigen Soldaten in die Luft 
sprengten. 

Wie wir schon früher erklärt haben "sind diese 
Kräfte militärische Besatzungsmächte und alle 
diejenigen, die In ihrem Dienst stehen und dafür 
bezahlt werden (nicht als Müllmann oder Straßen- 
kehrer) tragen zu Ihrem reibungslosen Funktionie- 
ren bei, sind sich ihres verbrecherischen und 
terroristischen Charakters und der Rolle, die 
sie dabei spielen bewußt und wissen, daß sie mit 
dem Leben ganzer Völker im Umkreis spielen mit 
den Raketen und den Sprengköpfen angesichts der 
Tatsache, daß sie die Interessen der amerikani- 
schen Monopole und des internationalen west- 


lichen imperialistischen Establishments vertre- 
ten, und sie sich einen Dreck dafür interessie- 
ren, was aus den betroffenen Völkern wird. 
Folglich tragen alle, die an dieser Macht parti- 
zipleren, Verantwortung, so wie alle, die an der 
nazistischen Besatzungsmacht partizipiert haben. 
Wir werden unsere Anschläge ohne Vorankündi- 
gung ausführen, egal ob es sich um höheres, 
mittleres oder unteres Personal der Basen han- 
delt, außer freilich dem untersten griechischen 
und amerikanischen Personal." 

Da wieder die unterschiedlichsten Scharlatane 
von "mysteriösen Terroristen" und dergleichen 
mehr reden werden, erinnern wir daran, daß die 
Beschäftigten, die die Kader der Basen darstel- 
len, den Beruf des professionellen Killers ge- 
wählt haben, und daß ihresgleichen Länder be- 
setzen und unschuldige Bürger töten, wie in 
Grenada, daß sie mit den Contras zusammenar- 
beiten und Nicaragua mit dem Einmarsch dro- 
hen, und daß sie letztes Jahr eine ganze Stadt, 
Tripolis in Libyen, bombardiert haben, bis hin 
zu Wohnhäusern, Krankenhäusern, und damit Al- 
te, Kinder und die unbewaffnete Bevölkerung 
getötet und verletzt haben. 

Diese nazistische, faschistische, terroristische 
und mörderische Invasion gegen das unschuldige 
und unbewaffnete Volk eines souveränen Staates 
beweist ganz klar und ohne Zweifel, daß der 
erste Terrorist und Mörder des Volkes der ame- 
rikanische Imperialismus ist, und daß der Kampf 
gegen ihn - nicht nur In unserem Land, sondern 
International - die wichtigste Angelegenheit un- 
зегег Zeit Ist, weil es ein Kampf gegen Aufrüs- 
tung, Kernwaffen, Weltraumwaffen, gegen Aus- 
beutung und Hunger in der Dritten Welt, die 
Ihnen die Arbeitslosigkeit und die fortgeschrit- 
tene Verelendung in den entwickelten Ländern 
finanziert. Es ist nicht nur ein Kampf der revo- 
lutionären Bewegungen, sondern aller pazifisti- 
schen Kräfte für eine andere Gesellschaft, eine 
Gesellschaft, in der Frieden nicht auf dem 
Gleichgewicht des Schreckens beruht. 

Wir überstellen herzliche Kampfgrüße an alle 
anti-imperlalistischen Kräfte des Umkreises, an 
das Brudervolk Türkei, von dem uns nichts 
trennt, an die kurdischen und türkischen Käm- 
pfer im bewaffneten Kampf gegen die faschisti- 
sche Diktatur und deren Boss, den amerikani- 
schen Imperialismus, an alle revolutionären Or- 
ganisationen Westeuropas und alle anti-imperia- 
listischen Massenbewegungen, und wir rufen sie 
auf, den Kampf mit allen Mitteln auszudehnen. 


ERKLÄRUNG DER ORGANISATION 17. NOVEMBER 


GRIECHENLAND; TÜRKEI; PALÄSTINA - ES WIRD 
KEIN AMERIKANER BLEIBEN! 
AMERIKANISCHE IMPERIALISTEN; DAS VOLK 
WILL EUCH NICHT! NEHMT EURE BASEN UND 
VERSCHWINDET! 

ALLE AMERIKANISCHEN BASEN RAUS! 
KERNWAFFEN RAUS! RAUS AUS DER NATO! 
ALLE MACHT DEM VOLK! SOZIALISMUS! 
DER KAMPF GEHT WEITER! 


Athen, 9.4.87 


PS 1) Wir hatten den Text schon abgeschlossen, 
als Presseveröffentlichungen und inoffizielle Ver- 
lautbarungen aus Regierungskreisen alle hier auf- 
geführten Punkte und frühere Erklärungen in 
Bezug auf die amerikanischen Stützpunkte bestä- 
tigten. Es wird nämlich verkündet, daß der Stütz- 
punkt in Nea Makri 2 Zerstörer zum Zeitpunkt! 
der Krise in der Agais durch falsche Angaben auf! 
Ihrem Radar lahmgelegt hatte. Außerdem gäbe es 
die Möglichkeit, jedes Schiff und jedes Flugzeug 
lahmzulegen, das den Radar und die elektronischen 
Geräte, die automatisch funktionieren, auf ahnli- 
che Weise täuscht. Genau das geschah 1974 wäh- 
rend dem türkischen Einmarsch auf Zypern. 


PS 2) Ein anderer Bericht eines Journalisten, der 
enge Beziehungen zu verschiedenen Geheimdiens- 
ten unterhält, bestätigt, was wir im vorliegenden 
Text über das griechische Militär gesagt haben: 
Daß es keine nationale Verteidigung gibt, solange 
die Generäle und Offiziere, die die Schlasselposten 
besetzen und das Militar unter Kontrolle haben, 
von Agenten der amerikanischen und westlichen 
Imperlalisten durchsetzt ist. So kann selbst ein 
richtiger Befehl eines Generals durch einen ande- 
ren General dieses Netzes, dessen Maschen so eng 
gezogen sind, daß alle Schaltstellen und Stäbe 
kontrolliert werden können, aufgehoben werden. 
Genau dies ist während der Krise in der Agais 
geschehen, wie der Journalist ohne es zu wollen 
eingesteht, Indem er versucht, den Leser in Bezug 
auf alle wirklichen Motive und die angeblichen 
Folgen dieser Aktivitäten irrezufahren und sogar 
die Angehörigen des Generalstabs dafür verant- 
wortlich zu machen. Was 1974 geschah, als die 
verschiedenen Juntamarionetten der Amerikaner 
die Befehle der anderen aufhoben, geht heute 
unverändert weiter. 


11.4.87 


Organisation 17.November 


Anschläge der Organisation 17. November Veloutsos 

03.03.84: Mißglücktes Attentat auf den ameri- 
kanischen Leutnant Tsjantes, der nur leicht 
verletzt wurde. 

21.02.85: Hinrichtung des Herausgebers der 
"Apojevmatini" N. Momferatos und seines Fah- 
rers J. Pousetis. 


Die revolutionäre Organisation 17. November 
verübte bis heute folgende Hinrichtungen und 
Mordanschläge: 


23.12.75: Hinrichtung des CIA-Chefs in Athen 
Welsch - 26.11.85: Bombenanschlag auf einen Bus der 
14.12.76: Hinrichtung des pensionlerten Poli- MAT in Kaisariani, wobei ein Polizist getötet 
zisten Evangelos Mallios und viele andere verletzt wurden. 

16.01.80: Hinrichtung des Oberbefehlshabers -~ 08.04.86: Hinrichtung des Industriellen D. An- 
des MAT Petros und seines Fahrers Stamoulis gelopoulos 

15.11.83: Hinrichtung des Chefs des Jasmak - 04.02.87: Attentat auf den Chefarzt Z. Kapsa- 
Kapitän George Chantis und seines Fahrers lakis, der dabei leicht verletzt wurde. 


4 лРО ПЕРА, 


ПРОГ AGHNA 


Fatah Revolutionary Council 


FAZ 


ATHEN, 29. Juni. Die seit zwei Jahren 
verbesserten Beziehungen zwischen Grie- 
chenland und den Vereinigten Staaten sind 
empfindlich gestört. Der griechische Mini 
sterpräsident indreou hat Washington 
aufgefordert, „förmlich und öffentlich die 
falschen Behauptungen zurückzuziehen, 
die griechische Regierung unterhalte Kon- 
takte zu terroristischen Organisationen“. 
Anderenfalls werde es weder ein neues 
Abkommen über die amerikanischen 
Stützpunkte in Griechenland noch einen 
Volksentscheid in dieser Angelegenheit 
‚geben. 

Papandreou reagierte damit auf eine 
Veröffentlichung 

am Wochenende. 

tung, die sich auf Quellen де! erikani- 
schen Botschaft in Athen stützt, hatte 
berichtet, der amerikanische Botschafter 
Keeley habe während eines Treffens mit 
dem griechischen Außenminister Papouli- 
as am vergangenen Donnerstag dagegen 
protestiert, daß Griechenland nach Infor- 
mationen des amerikanischen Sicherheits- 
dienstes mit dem Führer der nicht in der 
PLO vertretenen palästinensischen Split- 
tergruppe „Al Assit Abu Nidal, und 
mit der armenischen Terrororganisation 
„Azala“ verhandelt habe, um terrori 
sche Anschläge auf griechischem Gebiet zu 
vermeiden. 


Spannungen zwischen Athen und Washington 


Papandreou verärgert / „Terroristen“ / Von Anke Weig 


Die griechische Tageszeitung „Elefthe- 
rotypia“ legte in ihrer Sonntagsausgabe 
dar, aus der amerikanischen Botschaft sei 
zu erfahren, daß der Chef des griechischen 
Nachrichtendienstes, Tsimas, Abu Nidal 
Mitte Juni bei einer Zwischenlandung auf 
dem Athener Flughafen getroffen habe. 
Nach Informationen der „Eleftherotypia“ 
sollen die amerikanischen Sicherheitsdien- 
ste Fotos von diesem Treffen besitzen. 
Abu Nidal sei nicht in Griechenland 
gewesen, dementierte Regierungssprecher 
Roubatis am Montag. Der zweite An- 
sprechpartner für Abu lal soll nach 
Angaben von „Eleftherotypia“ der Abge- 
ordnete der Regierungspartei Pasok und 
Mitglied des Europäischen Ausschusses 
zur Bekämpfung des Terrorismus, Marko- 
poulos, sein. Sowohl Tsimas als auch 
Markopoulos haben jeglichen Kontakt 
mit Terrororganisationen bestritten. 

Der griechische Regierungschef Papan- 
dreou hat zu den amerikanischen Vorwür- 
fen gesagt, Washington täusche sich, wenn 
es glaube, Griechenland mit derartigen 
Anschuldigungen dazu zwingen zu 
nen, ein neues Abkommen über d 
amerikanischen Stützpunkte zu unter- 
zeichnen. „Nach sechs Jahren Pasok- 
Herrschaft müssen wir die Vereinigten 
Staaten bitten, daß wir Erpressungen nicht 
akzeptieren“, sagte Papandreou. 


Avamapdaraon тпс BoAopoving єтӨёсєшс̧ and rov NT. ANAZTAZONOYAO 


Griechische Terroristen 
erweitern ihre.Zielgruppe 


Welt 
02.07 


Anschlag auf Gewerkschaftsführer gibt Polizei Rätsel auf 


E. ANTONAROS, Athen 


Nach dem Anschlag auf den grie- 
chischen Gewerkschaftsführer Geor- 


gios Raftopoulos tappt die Athener 
Polizei weiterhin im Dunkeln. Die ur- 
sprünglichen Hoffnungen auf eine 
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heiße Spur im bisher erfolglosen] 
Kampf gegen die Linksterroristen| 
sind nicht in Erfüllung gegangen. 
Zwei Tatverdächtige, die nur wenige 
Stunden nach dem Attentat aufgrund 
einer Augenzeugenaussage festge- 
nommen worden waren, mußten 
nach Angaben eines Polizeisprechers 
wegen Beweismangels wieder freige- 
lassen werden. 

Bei einem der Festgenommenen 
handelte es sich um den Bruder eines 
Terroristen, der im Oktober 1977 ei- 
nen Bombenanschlag auf die Athener| 
AEG-Niederlassung verübt hatte und 
einige Jahre später bei einem Schuß- 
wechsel mit Polizisten ums Leben 
gekommen war. Daraufhin hatten 
Sympathisanten eine Terroristen- 
gruppe gebildet, die zahlreiche Atten-| 
tate verübt. 

Mit Raftopoulos, der am Montag! 
nachmittag beim Verlassen seiner| 
Wohnung in einem Athener Vorort 
von zwei Terroristen mit drei Schüs- 
sen schwer verletzt wurde und seither 
in Lebensgefahr schwebt, haben sich! 
die Li risten zum erstenmal 
ein Opfer ausgesucht, das nicht dem 
bürgerlichen Lager angehört. Als en- 
gagierter Sozialist steht das 47jährige 
Opfer seit 1982 an der Spitze des Ge- 
werkschaftsbundes GSEE. Raftopou- 
los war in den letzten Monaten von 
Kommunisten und sozialistischen 
Gesinnungsgenossen unter Beschuß 
geraten, weil er nahezu kritiklos die 
von den Gewerkschaften bekämpfte 
Sparpolitik der Regierung Papandre- 
ou unterstützt. Mitte letzten Jahres 
war es zu einer Spaltung der griechi- 
schen Gewerkschaftsbewegung ge- 
kommen. 


Die Verantwortung für den Mord- 
anschlag übernahm in Flugblättern, 
die am Tatort gefunden wurden, eine 
bisher unbekannte Gruppe mit dem 
Namen „Revolutionäre Organisation 
1. Mai“. Die Flugblätter ähneln jenen 
der Terrorgruppe „17. November“, 
auf deren Konto die meisten spekta- 
kulären Terrorakte der letzten 13 Jah- 
re gehen. Daher schließen die Ermitt- 
lungsbehörden nicht aus, daß es sich 
bei den Terroristen möglicherweise 
um ehemalige Angehörige vom „17. 
November“ handelt, die ihre Stamm- 
organisation aus ideologischen Grün- 
den verlassen haben. 

Erste handfeste Beweise dafür, daß 
Querverbindungen zwischen den 
griechischen Linksradikalen und 
Gleichgesinnten in verschiedenen 
Ländern Westeuropas bestehen, er- 
hielten die griechischen Stellen 
durch die Festnahme des italieni- 
schen Rotbrigadisten Maurizio Folini 
bei griechischen Freunden vor kur- 
zem in Athen. Folini, Ende der 70er 
Jahre in Italien in Abwesenheit zu 
einer 28jährigen Freiheitsstrafe ver- 
urteilt, gilt nach Erkentnissen der ita- 


lienischen Polizei als erfahrener Waf- 
fenbeschaffer und wichtiger Kontakt- 
mann vieler westeuropäischer Terror- 
gruppen wie die Roten Brigaden. Da- 
zu gehören möglicherweise auch die 
französische Action directe und die 


palästinensischen Lager erhal- 
ten haben und im Sold des KGB ste- 
hen soll. (SAD) 


Der neue Terrorakt 


№ 3.7 in Griechenland 

Der am Montag in einem Athener Vorort auf 
offener Strasse verübte Anschlag auf Griechen- 
lands Gewerkschaftschef Giorgos Raftopoulos 
ist das jüngste Glied in einer Reihe von Terror- 
akten, deren Hauptmerkmal im Bestreben der 
Gewalttäter besteht, ihrer jeweiligen Aktion 
«paradigmatischen» Charakter zu verleihen. 
Wie schon oft in der Vergangenheit haben die 
Terroristen auch diesmal aus einer Person eine 
«negative Symbolfigur» gemacht. Raftopoulos, 
dessen Gesundheitszustand nach Auskunft der 
Ärzte wegen der schweren Verletzungen besorg- 
niserregend ist, hat seit Oktober 1985 bei allem 
Wenn und Aber die in den Arbeitnehmerkreisen 
nicht gerade populäre Sparpolitik der Regierung 
Papandreou unterstützt. Die «Revolutionäre 
enge 1. Mai», die sich zum Anschlag 
bekannt hat, erblickt deshalb in ihm gleichsam 
die Personifikation der «Fäulnis» im griechi- 
schen Gewerkschaftsleben. 


Bisher war die «Revolutionäre Organisation 
1. Mai» unbekannt. Doch das ist eher von ge- 
ringer Bedeutung, denn es gibt manche Anzei- 
‚chen dafür, dass die Terroristen je nach der Si- 
tuation den Namen ihrer Gruppe wechseln. 
‚Ausserdem gibt es Verflechtungen zwischen ver- 
schiedenen Organisationen. Die gesamte politi- 
sche Welt Griechenlands verurteilt den 
rismus. Insofern sind die Gewalttäter isoliert. 
Links von den im Parlament vertretenen Par- 
teien indessen lässt sich auch das Vorhanden- 
sein einer Grauzone feststellen, in der be- 
stimmte Verfechter «sozialrevolutionärer» bzw. 
«antiimperialistischer» Thesen — meistens ver- 
klausuliert - für die Terroristen Sympathie oder 
«Verständnis» zeigen. Zum Teil schlägt sich dies 
in Zeitungsberichten nieder. 


Die Behörden haben bis heute in der Be- 
kämpfung des Terrorismus keine ins Gewicht 
fallenden Erfolge erzielen können. Das scheint 
teils mit der technischen Ineffizienz der Sicher- 
heitspolizei zusammenzuhängen, teils aber auch 
mit den Zuständen in der erwähnten Grauzone. 
Die Frage einer allfälligen Kooperation zwi- 
schen griechischen und ausländischen Gewalttä- 
tern wurde kürzlich erneut aufgeworfen, als die 
hiesige Polizei auf Ersuchen Italiens den Italie- 
ner Maurizio Folini verhaftete, dem die italieni- 
schen Behörden terroristische Aktivitäten vor- 
werfen. Im Zusammenhang mit der Festnahme 
Folinis war in Athener Zeitungen davon die 
Rede, dass dieser Beziehungen zu Регзойеп un- 
tethattin’ habe, die ideologisch-politisch in’der 
griechischen Regierungspartei (Pasok) beheima- 
tetst¥erroder in der Vergangeriheit dieser Partei 
angehört hätten. ar 
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Beamte informierten Italiens Gewalttäter 


Terror-»Maulwiiriec | 
in Roms Ministerien 
Der Polizei gelangen durch bessere Koope- 
ration mit andern Ländern Europas Erfolge 


VON UNSEREM KORRESPONDENTEN 
HORST LITTER 
NN 23.6 „rl 


ROM — Das furchtbare Attentat von Barce- 
lona hat das Problem des Terrorismus wieder in 
die Schlagzeilen gehoben. Zum letztenmal 
machte es von sich reden, als in Rom während 
des Venedig-Gipfels zwei Anschläge auf die ame- 
rikanische und britische Botschaft verübt wur- 
den. Die Sieben reagierten in der Lagunenstadt 
mit der einsamen Erklärung, die Mittel zur 
Bekämpfung dieser Plage müßten perfekter und 
der Kampf gegen die Gewalttäter müsse koordi- 
niert werden. Gerade in Italien ist dieser Tage 
deutlich geworden, daß sich die Zusammenarbeit 
über die Grenzen hinweg verbessert. Sichtbares 
Ergebnis war der schwere Schlag gegen die 
„Union kämpfender Kommunisten“ (UCC), die 
als jüngster Zweig am Baum der Roten Brigaden 
gewachsen war. 


Anfang des Jahres schien es noch so, als gehe 
Italien einer neuen Welle politischer Gewalt ent- 
gegen — so wie im Unglücksjahr 1978, als nach 
einer Kette tödlicher Anschläge der christdemo- 
kratische Spitzenpolitiker Aldo Moro entführt‘ 
und zwei Monate spiiter ermordet wurde. Am 22. 
Januar 1987 gelang es der Polizei zwar nach aus- 
gedehnten Ermittlungen, im Quartiere Nomen- 
Чапо, einem östlichen Stadtteil Roms, drei Mit- 


General erschossen 


Doch die Antwort der UCC ließ nicht lange 
auf sich warten. Einen Monat später überfielen 
Rotbrigadisten einen Geldtransport der Post, 
machten reiche Beute und töteten zwei Polizi- 
sten. Ende März erschossen zwei Mitglieder 
der „Union kämpfender Kommunisten" von 
einem Motorrad aus den 62jährigen Luftwaf- 
fengeneral Licio Giorgieri. Ähnlich wie bei An- 
schlägen in Frankreich und in der Bundesre- 
publik war das Opfer eine Symbolfigur der Rü- 
stungspolitik und der militärisch genutzten 
Raumfahrt, was die Meuchelmörder wenige 
Tage später in einem Flugblatt ausdrücklich 
bestätigten. 

Die Republik empfand den Schlag schmerz- 
lich. Waren die Roten Brigaden wieder aufer- 
standen? Gerade in dieser kritischen Zeit aber 
verbesserte sich die Kooperation der europäi- 
schen Sicherheitskräfte. Vor wenigen Jahren 
noch konnten italienische Gewalttäter, wenn sie 
sich nur den Anschein revolutionärer Überzeu- 
gung gaben, ohne Schwierigkeiten in Paris un- 
tertauchen. Doch seit den blutigen Attentaten 
der. Extremistenorganisatian „Action directe", an 
denen oft Italiener mitwirkten, greift die franzö- 
sische Polizei auch eingewanderte Terro- 

isten hart durch rani und Ermittlungs- 
ichter profitieren davon. 

Am 29. Mai gehen drei UCC-Aktive der Poli- 
zei ins Netz. Dabei stellt sich heraus, daß der 
37jährige Daniele Mennella seit Jahren im Ar- 
chiv des Innenministeriums gearbeitet und sei- 
nen Komplizen wichtige Informationen gesteckt 
hat. Gleichzeitig entdecken die Beamten nahe 
der Cestius-Pyramide einen Schlupfwinkel der 
Verschwörer. Drei Verhaftungen in Bologna füh-, 
ren auf die Spur von fünf weiteren Terroristen, 
denen kurz darauf die Polizei in Paris Hand- 


schellen anlegt. Und wieder Rom: Fast zur selben 
Stunde überwältigen Carabinieri den nicht vor- 
bestraften Maurizio Fallone. Auch er ist ein 
„Maulwurf“ aus dem Innenministerium. Als 
Schlüsselfigur der UCC aber fungiert Aldo Bal- 
dacci, der nun auch einsitzt. Baldacci arbeitete in 
Bologna als Beamter des Ministeriums für öf- 
fentliche Arbeiten. Der dritte „Maulwurf“. 


Versteck am Stadtrand 


In der Hosentasche Fallones findet sich ein 
Sesam-öffne-dich: der Schlüssel zu einer Garage 
am östlichen Stadtrand von Rom. Hier kommt al- 
les ans Tageslicht, was die „bewaffnete Partei” 
für ihren Krieg gegen die bürgerliche Gesell- 
schaft braucht — Waffen und Munition, Fahr- 
zeuge und kugelsichere Westen, Flugblätter und 
Dokumente, Autoschilder, Ausweisformulare 


stolen, Gewehren und Schnellfeuergewehren be- 
findet sich auch die Tatwaffe. Inzwischen gilt als 
sicher, das Francesco Maietta und Maurizio Lo- 
custa die Ausführenden des Verbrechens waren. 


Mehr als Waffen und Munition wird der be- 
schlagnahmte Berg von Papier den Fahndern zu 
tun geben. Manche Dokumente zeigen eine klare 
Linie, die zurückführt zu den alten „Brigaden“. 
Andere beweisen, daß schon im Januar die Ent- 
führung einer prominenten Persönlichkeit ge- 

lant, aber dann verschoben worden’ war. 
hlieBlich belegen Aufzeichnungen, daß in 
mehreren Städten des Landes Terroristenzellen 
aufgebaut werden sollten. Doch nur in Rom ge- 
lang der Plan. . 

Die Untersuchungsrichter sind von den jiing- 
sten Polizeiaktionen offensichtlich beeindruckt. 
„Eine Niederlage des Terrorismus, die nicht 
mehr umzukehren ist“, sagt einer von ihnen. 
Schon am Wochenende haben Staatsanwalt Do- 
menico Sica und Richter Rosario Priore mit der 
Vernehmung der 13 in Rom und Bologna gefaß- 
ten UCC-Mitglieder begonnen. Die vier noch in 
Paris festgehaltenen Verdächtigen werden bald 
folgen. Ein weiterer wurde gestern in Athen ge- 
taßt. Über Einzelheiten des Verhörs wird entg: 
gen früheren Gewohnheiten nichts bekannt 
geben. Im Laufe der Jahre 


künftig verhindern können, von „Maulwürfen“ 
unterwandert zu werden. 


Am 20.5.87, nach fast dreijähriger 
Untersuchungshaft, wurde der 
ehemalige General Otelo de Car- 
valho in Lissabon zu 15 Jahren Mi- 
litärhaft verurteilt. Der Prozeß 
setzte den (vorläufigen) Schluß- 
punkt unter die portugiesische 
„Nelkenrevolution’ vom 25. 
April 74, mit der das seit 1932 eta- 
blierte faschistische Regime der 


Diktatoren Salazar bzw. Caetano 
beseitigt wurde. Die „Symbolfi- 
gur” Otelo wurde im Rahmen ei- 
nes Massenverfahrens abgeurteilt, 
das für die überwiegende Zahl der 
Angeklagten mit mehrjährigen 
Freiheitsstrafen — bis zu 15 bzw. 
17 Jahre — endete. (Anm. 1) Zelia 
Afonso, Witwe des Revolutions- 
sängers José, charakterisierte in 
Übereinstimmung mit allen unab- 
hängigen Beobachtern den Prozeß 
als „politischen, moralischen und 
juristischen Skandal” (taz, 25.5.). 


AK 284 — 29. Juni 1987 
Revolution, Konterrevolution 


Otelo, 1936 in Mosambique — damals 
Pe Kolonie — geboren, 

аце während seiner Militärlaufbahn 
über die Stationen Angola und Guinea 
Kontakte zu antifaschistischen Offi- 
zierskreisen aufgenommen. Die Bil- 
dung der MFA seit 1973 bereitete den 
Sturz des Regimes in Portugal vor. 
Otelo war für den Operationsplan der 
unblutig verlaufenden Revolution ver- 
antwortlich. Die Eliteeinheit Otelos, 
COPCON, begann seine politischen 
Vorstellungen umzusetzen: Verbin- 
sang уа Volk und Militär, Auf- und 
Ausbau basisdemokratischer Struktu- 
ren. Otelo unterstützte z.B. Landbeset- 
zungen und die Bildung von Koopera- 
tiven, die Übernahme von Betrieben 
durch die Belegschaft, die Bildung von 
Arbeiter-, Wohn- und Kasernenkomi- 
tees. 

Im Herbst 74 kommt, auf Betreiben 
Otelos und Samora Machels — Führer 
der Befreiungsbewegung Mosambi- 
ques, danach Staatsprasident — der 
Vertrag von Lusaka zustande, der die 
Unabhängigkeit Mosambiques vorbe- 
reitet. 


En о 
Abrechnung mit der Nelkenrevolution 


Otelo de Carvalho zu 15 Jahren Knast verurteilt 
mm 


Portugals Staatspräsident General 
Spinola versucht am 28.9.74 einen er- 
sten konterrevolutionären Putsch; die 
Niederschlagung gelingt den MFA vor 
allem durch das Eingreifen des COP- 
CON. Spinola flieht nach Rom; Mario 
Soares, Führer der gröBten nicht- 
faschistischen Partei, der Sozialdemo- 
kraten (SP), der bis dahin mit der KP 
kooperiert hat, leitet nach einem USA- 
Besuch den Bruch mit der KP ein. 
CIA-Vizedirektor Walter damals über 


Soares: ,,eine Garantie für das demo- 
kratische System in Portugal”. Ex- 
Präsident Spinola versucht im März 
75, mit Hilfe ehemaliger Salazar-| 
Kräfte und gedeckt durch die USA, er- 
neut einen Putsch. Wieder scheitert) 
а an MFA und COP-| 


Der als Reaktion auf die konterrevo-| 
lutionäre Gefahr gebildete militärische] 
„‚Revolutionsrat”” (‚höchstes Staatsor-| 
gan’) vereinigt — noch — auseinander-| 
strebende Kräfte: KP, Basissozialisten| 
(um Otelo), Sozialdemokraten, Mitte, 
Rechte. Kurz darauf gewinnt Soares’ 
SP mit 38% die Wahlen zur Verfas-| 
sungsgebenden Versammlung (КР: 
13%, revolutionäre Linke: 4%). 


Ende des COPCON 


Unter zunehmendem Druck von außen 
(USA,BRD) und innen (reaktionäre 
Kommandos, Katholische Kirche) wird 
von der ‚gemäßigten’ „Gruppe der 
Neun” Ende 75 zunächst der KP- 
Einfluß in Militär und Staat zurückge- 
drängt; Otelos Einheit widersetzt sich 
dem Kurs, woraufhin COPCON zu 
politisch kompromittierenden Einsät- 
zen gegen revolutionäre Projekte (z.B. 
den Arbeiter-Sender ,,Radio Renas- 
cenca"’) befohlen wird. Schließlich 
wird COPCON im Oktober 75 aufge- 
spalten. Einige Fallschirmspringerein- 
heiten versuchen daraufhin am 25. No- 
vember 75 einen vergeblichen Auf- 
stand; Otelo unterstellt sich mit dem 
Rest-COPCON dem Generalstab. Un- 
mittelbar danach wird COPCON vol- 
lends aufgelöst, Otelo tritt als General 
ab, das MFA suspendiert ihn von allen 
militarischen Funktionen und er wird 


_ da angeblich "in den 
Fallschirmspringer-Aufstand ver- 
wickelt — in Untersuchungshaft ge- 
nommen. 

„Revolutionsheld”, 
Verhaftung 


Ohne organisierte politische Basis (und 
ohne KP-Unterstützung) erreicht Otelo 
bei der folgenden Präsidentschafts- 
wahl im Juni 76 des zweitbeste Ergeb- 
nis, 16,5%. Gewählt wird General Ea- 
nes aus der „Gruppe der Neun”, der 
sich im weiteren als letzte Bastion ge- 
gen die Restauration erweisen wird. 
Otelo, als offensichtlich nur allzu po- 
pulärer Repräsentant der Revolution, 
wird wegen seiner Präsidentschafts- 
kandidatur, die Militärs angeblich ver- 


boten war, bestraft: Versetzu 
Reserve. Im Zeichen 


ng in die 
Re- 


dienst und Oberstleutnant — die FUP; 
Parlamentswahlen im Oktober stehen 


lzen: bei den neuen 


gen gehören: 
Die Einführung der ,,terroristischen 


Vereinigung” (§ 288) ins ah 
sche En Vorbild Ж 


genehmer 

Aussage Straferlaß bzw. Freispruch er- 
warten kann. 

‚Am 19./20. Juni 84 werden Dutzen- 

de nn vorgenommen, dar- 

unter etliche FUP-Mitglieder — und 


gte 
unbekannt) erfolgt nach § 288, d.h. 
„Bildung einer Gruppe mit dem Ziel, 
die verfassung: lige, demokratische 
Ordnung mit Waffengewalt durch eine 
andere zu ersetzen.” 


dt wird, wie im Prozeß ge- 
gen die PRP 1978 vorexerziert, das 
Prinzip der „moralischen Urheber- 
schaft”. Das bedeutet, irgendwelche 
erg Tatbeteiligun- 

brauchen it nachgewiesen zu 
Warden: Vielmehr gehen Anklage und 
Gericht (vor ProzeBbeginn bereits in 
Einklang gebracht) von folgender Kon- 
struktion aus: 


— die dort ve 
tisch mit der FP-25. (Zusätzlich wird 
auch eine Identität, zumindest in Tei- 
bse zwischen FP-25 und FUP behaup- 
tet.) 

(— Die FP-25 aber habe bekannter- 


winden zu 
264, S.31) Der erste dieser Prozesse 
läuft its, mit Otelo auf der Ankla- 
gebank. 


Vorveröffentlichung der Anklage- 

Bau in en Presse, Behinderung des 

erteidiger-Zugangs zu wichtigen Ak- 
zahlreiche 


ten, Presseinterventionen 
des Untersuchungsrichters, um Otelos 
Schuld zu ji lache 


en, ihn 
zu brin- 
gen, … usw., usf, 

Im Kern beruht das Konstrukt von 
Staatsanwalt und Gericht jedoch ledig- 
lich auf den Aussagen der Kronzeugen. 
ee und Indizien sind re- 

in sich zusammengefallen: 
— Otelos Notizbuch, in dem das 
„Globale Projekt” skizziert wurde, 
cobs betas Hinweise auf die FP- 


menhang 
„Globalem Projekt und FP-25 sowie 
das Protokoll eines FP-25-Treffens 
plus Verlautbarungen von FUP und 
FP-25, dann Autopapiere und Schlüs- 
sel und — Waffen! Leider konnte 
nicht festgestellt werden, woher der 
Koffer stammt; die Finderin starb 
noch vor ihrer Vernehmung; die Poli- 
zeiprotokolle über den Fund wurden 
offiziell als Fälschungen erklärt. Die 
federführende ,,Anti-Terror-Brigade”’ 
DCCB versicherte letztlich, von dem 
Koffer nie gehört zu haben. 


unter strenger Bewachung der DCCB 


— fiel drei Tage vor Prozeßbeginn (22. 
Juli 85) einem Anschlag zum Opfer. 


folgte, diente dem 
schnell gefundenen neuen Kronzeugen 
Correia dazu, reichlich Aussa- 
gen zu machen. Macedo gibt an, FP-25 
Mitglied zu sein, Otelo erklart er zum 
„politischen Fuhrer” der FP-25. Dar- 
überhinaus weiß Macedo (Spitzname 
„der Dichter") Erstaunliches zu be- 
richten: So habe Otelo den Sturz des 
Präsidenten Mobutu von Zaire ge- 
plant, wobei ihn der französische Pra- 
sident Mitterand habe unterstützen 
wollen...! Während des Prozesses gibt 
Macedo dann zu, schon länger mit der 
Polizei in Kontakt gestanden zu haben. 
Er wird — gefunden wurden bei ihm 
Waffen und Munition, er hat gestan- 
den, an Banküberfällen beteiligt gewe- 
sen zu sein — zu 20 Monaten verur- 
teilt, kommt aber, weil ihm seine 
U-Haft angerechnet wird, sofort frei. 

Alexander Figueira, der zweite 
Haupt-Kronzeuge, ist der Komplize 
des verstorbenen Barradas. Beide wur- 
den im Februar 83 bei einem Banküb- 
erfall verhaftet; sie haben Waffen bei 
sich — und im Auto-Kofferraum FUP- 
Flugblätter! Seine Gefängnisstrafe 
(vier Jahre) wird umgehend gestrichen, 
da er durch seine Aussagen dazu beige- 
tragen habe, Entwicklung und Organi- 
sation der terroristischen Vereinigung 
Otelos zu zerschlagen. 

Von einem dritten Zeugen, einem 
Drogenabhängigen, berichtet ie 
C.E.D.R.l.-Prozeßdokumentation 
(s.u.), daß er „von der Polizei sichtlich 
unter Druck gesetzt worden war", 


Juristische, politische 
Reaktionen 


Kennzeichnenderweise konnte sich 
selbst einer der drei Richter dem Ur- 
tellsspruch nicht anschließen. Einer der 
Verteidiger, der ehemalige Justizmini- 
ster (SP) Prof. Salgado Zenha, formu- 
lierte: „In keinem demokratischen 
Land der Welt würde ein solcher Pro- 
zeß akzeptiert.” Unabhängige Prozeß- 
beobachter kommen zu entsprechen- 
den Schlüssen. Schon beim PRP- 
Prozeß 78 kritisierte der französische 
RA Antoine Comte (Vereinigung De- 
mokratischer Juristen und Bewegung 
Katholischer Juristen) das Prinzip der 
„moralischen Urheberschaft’: es wi- 
derspreche „vollständig den Prinzipien 
des klassischen Strafrechts”. Armin 
Golzem, der den Prozeß gegen Otelo 
und andere für den Republikanischen 
Anwaltsverein und das „Europäische 
Komitee zur Verteidigung der Flücht- 
linge und Gastarbeiter”” (C.E.D.R.1.) 
beobachtete, faßt Vorgehen und Inten- 
tionen der portugiesischen Justiz zu- 
sammen: ,,Den Täter haben wir, die 
Tat wird sich schon finden.” Die Be- 
deutung von Prozeß und Urteil ist of- 
fensichtlich: ,,Wir befürchten”, for- 
muliert ein Appell an Präsident Soares 


äußerst zurückhalte: ler von ver- 
schiedenen Prominenten vor allem aus 
der BRD unterzeichnet ist, ‚„‚daß hier 
der Versuch unternommen wurde, das 
Rad der portugiesischen Geschichte 
auf den 24, April 1974 zurückzudre- 
hen.” (Anm. 2) Oder, deutlicher: Es 
geht um die Zerschlagung des letzten 
— symbolischen —Restes der Revolu- 
tion. 


Neben dem juristischen саит 
(Revision wurde sofort eingelegt), des- 
sen Chancen angesichts der Folgepro- 
zesse allerdings oe günstig ausse- 
hen, steht die politische Reaktion auf 
den Prozeß. In der portugiesischen Öf- 
fentlichkeit (Presse) wurde nur kurze 
Zeit berichtet, die Linke schweigt weit- 

gehend. Soares — derzeit Staatspräsi- 
Sent — äußerte sich dahingehend, es 
gäbe „zwei Orelos”’, einen der ,,Nel- 
Kenrevolution” und einen anderen, 
„der später Straftaten begangen 
‚habe. (taz, 25.5.87) Allein die kleine 
Linkspartei UDP (Stimmanteil ca. 2%) 
hat das Urteil als „„Einschüchterungs- 
versuch der Rechten ‚gen die „Leute 
vom 25. April’ bezeichnet.” 

Zur näheren Information wäre v.a. 
die C.E.D.R.l. zu kontaktieren, die zu 
erreichen ist über die Schweizer Adres- 
se: Missionsstraße 35, Postfach 2780, 
CH-4002 Basel; oder die österreichi- 
sche : Lobnik 16, A-9135 Eisenkappel. 


Die „taz” (22.5.87, S.7): 64 Aransas, 16 


Frelspracne. 

R.. jeklagte, davon fünf 
і 14 Jahren, sieben 
bis neun Jahren verurteilt, zwei zu 
Milde” für vier Kronzeugen. 
Zu den Unterzeichnern bren ue. 
. , В. Engelmann, die гет, 
Hannover, Kempf, die Ром рег! Isola 


(AUS) und v.Oertzen, Ebermann, 
Wetzel, Heinrich , v. Plottnitz. 


MFA: 1973 unter Otelos Beteili- 
gung gebildete „Bewegung der 

енка пе". die деп Sturz des 
Faschismus am 25.4.74 durchführ- 
ten. Nach Spinolas versuchtem 
Putsch vom März 75 bildete sich 
der ,,Revolutionsrat” (24 Armee- 
chefs), der „von nun an das höch- 
ste Organ” im Staat (Pris. Go- 
mez) sein sollte und verschiedene 
Strömungen, einschließlich Otelo, 
verband. Die später gebildete 
„Gruppe der Neun” — bestehend 
aus ‚gemäßigten’ Mitgliedern des 
„‚Revolutionsrates’’ — gewann die 


springer, dessen Führung Oteo 
nach dem 25. April 74 (bis zur 
Auflösung Nov. 75) hatte, Neben 
ea ` дает _ 
у.а. liederschlagu: liver- 
sen Putschversuche лов _ 
wurde COPCON als politische 
Truppe bei Infrastrukturmaßnah- 
men Sr Armenvierteln, гарне. 
sierungskampagnen, juristischen 
Aufklärungsaktionen u.ä. einge- 


setzt. 

Globales Projekt: Von Otelo skiz- 
zierter Plan einer Machtübernah- 
me. Darin vorgesehen: 

ODM — Massenorganisation des 
Volkes, als рі Teil. Im April 
78 als OUT (Einheitsorganisation 
der Arbeiter), ab Januar 1980 als 
FUP organisiert. 

ECA — вежае Zivilstruktur, 
weiterer Teil des ,Globalen Pro- 
Jektes’, bestehend aus politischen 
Aktivisten, die im Untergrund ar- 
beiten sollten, ebenso wie die ,,Ka- 
sernen”, d. iche Soldaten und 
Truppenteile, die im Militär — mit 
Zugang zu Waffen — arbeiten 
sollten. 

FUP: Vereinigte Volkskräfte, von 
Otelo im Jan. 80 gegründet. Sie or- 
ganisierte — als basisdemokrati- 
sche Linkspartei — vor allem Mit- 
glieder aus dem Umkreis der PRP 
wie der unabhängigen Linken 
überhaupt. 

PRP: klei linksrevolutionäre 
Partei (1980 aufgelöst). 1978 у 
suchte die Justiz in 

gegen Isabel do Carmo und Carlos 


„Revolutionsrat’”’. Nach dem 25. 
Nov. 75 verfügte der ,,Revolu- 
tionsrat”’ die Auflösung der von 


Le des cn Prana der ere 

Der skandalöse 
eri führte zur Einstel- 
lung einiger Verfahren; Ende 79 
wurde der gesamte Prozeß, ge- 
stützt auf ein Amnestie-Gesetz, 
eingestellt. Beide PRP-Kader er- 
klärten sich damals ausdrücklich 
gegen das Konzept des bewaffne- 
ten Kampfes und gegen terroristi- 
sches Abenteurertum. 

Beim Zerfall der PRP wurden 
Isabel und Carlos ausgeschlossen; 
viele Mitglieder verli die рае 
tei. Spätere Vermutungen gehen 
davon aus, daß die Polizei hinter 

terroristischen PRP-Aktionen 
stecken könnte; verschiedene Ex- 
PRP'ler tauchten dann als Aktive 
der FP-25 wieder auf. 
FP-25: Propagierte seit April 1980 
den „revolutionären, bewaffneten 
Kampf ab sofort” und erklärte 
sich für diverse Anschläge und 
Morde verantwortlich. Sofort 
wurde der Verdacht laut, die FP- 
25 seien eine Schöpfung ‘der Poli- 
zei, um die geplante 
+»Anti-Terror’’-Gesetzgebung 
usw. zu rechtfertigen. Die ,,Kron- 
zeugen’ Barradas, Figueira und 
Correia traten im Prozeß gegen 
Otelo und andere als FP-25- 
Mitglieder auf. Otelo hat Kontakte 
zu FP-25-Leuten nicht 
bestritten,es ging ihm offenbar um 
den Versuch der Einflußnahme ge- 
gen die provokatorischen FP-25- 
Aktionen, zumal sie den Aufbau 
der FUP gefährdeten. 
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Q.: Who will be the partici- 
pants in the World Confer- 
ence? Have you any famous 
names? Will there be only 
personalities participating. or 
also other movements, or 
fepresentatives of other 
peoples? 

A.: As I mentioned at the end 
of the Statement, historians, 
politicians, professors from all 
over the world are coming. 


Q.: If there is war between 
Greece and Turkey, how will 
ASALA benefit from it? 

A.: The Armenians and the 
Greeks have been in the same 
situation under Turkish op- 
pression. Greeks, after many 
revolutionary attempts, finally 
attained their independence. 
We are glad they did. But still 
they are not secure. It is 
wrong to say that there is 
security as long as there is no 
war between Greece and 


Islands, which is a policy 
backed by the USA. NATO. 
England and France, which 
stand behind this policy of 
Turkey. If you follow closely 


PRESS CONFERENCE IN GREECE 


On Thursday 141 of May, 1987, 
& press-conference was held with 
Levon Yergat, a member of the Central Couacil 
of the Armenian Popular Movement, 
at the offices of the Movement in Athens. Before the 
journalists and reporters started asking questions, Levon 
Yergat who had arrived Athens from the USA, read a Political 
Statement presenting the situation of the Armenian people 
throughout the world, their persecution in Turkey today, and 
the latest developments of the Armenian Question in 
connection with the new Armenian 
national liberational struggle. 
The press-conference, organized as part of a series of 
activities held within the scope of the 
FT Interastioasl Meeting of Solidarity 
with the Armenisn People, 
was widely echoed by the Greek press and radio. 


‚niernational politics you will 
see what kind of policy is led 
by NATO in Turkey's interest, 
against Greece, Cyprus, the 
Balkans, Bulgaria, as well as 
against Arabs, Kurds and 
Armenians. 


Here, I want to mention a book 
printed in the USA in 1986 by 
Bolles, an important authority 
in the field of political and 
military affairs. In his book, 
Mr. Bolles explains clearly that 
the next war will start because 
of pan-Turkish Turanism; 
from Anatolia to the Ural 
mountains. He mentions that 
massacres of Armenians and 
Georgians must take place for 
the realisation of this aim. 

The same that happened in 
Armenis will also happen in 
Cyprus, Greece and Bulgaria, 
says Bolles. 


Q.: But my question is: how 
will ASALA benefit from a war 
between Greece and Turkey? 

A.: ASALA's position is with 
Greece against Turkey. Greece 
is like a motherland for us. We 
feel as the same nation, 
because of what 1 said above, 
about the two peoples’ similar 
situation under Turkish 
oppression. 


Q.: I am not asking about 
ASALA's position. I am asking 
how ASALA may take advan- 
tage of a war between Greece 
and Turkey? 

A.: In such a situation, what is 
important for ASALA is the 
defense of Greece, as it would 
be for any country or nation 
under Turkish oppression. ОГ] 
course, in case of such a 
conflict, ASALA will be with 
Greece, because Greece's Case 
is the Case of Armenia 
ASALA's profit will be thel 
same as that of Greece. 


Q.: You mentioned in the 
Statement that there are 
differences between the 
Armenian Diaspora and other 
diasporas. What are they? 

A.: Armenians in different 
countries differ according to 
the conditions imposed upon 
them by the given country 
where they are present. But 
they feel the same politically; 
for example, in regard with 
Cyprus, Greece, or the Kurds. 


Q.: But what is, for example, 
the difference between the 
Armenian Diaspora and the 
Palestinian Diaspora? 

A.: The Palestinians, in their 
majority still live in the 
Arab countires surrounding 
Palestine and within con- 
ditions that fascilitate the 
development of their culture; 
while Armenians are scattered 
in the four corners of the 
world, and face the danger 
of complete assimilation and 
losing their national and 
cultural identity, or what we 
call the White Genocide. This 
is why we talk about the 
characteristics of the Armen- 
ian Diaspora. 


Q.: You mentioned in the 
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Political Statement that there 
emerged two trends in the 
Diaspora. One is ASALA's. What 
about the other? Who are 
they? 

A.: There are always differ- 
ences and disagreements 
within each and every people. 
For example, here in Greece, 
there is a number of political 
parties and organizetons. The 
same applies to the Armenian 
people, where we find a 
number of organizations.Yet, 
almost all of them support 
ASALA, with one main excep- 
tion: Dashnagtsoutioun. 


Q.: What is Dashnagtsoutioun? 
And what is its relationship 
with the Armenian National 
Committee? 

A.: Dashnagtsoutioun and the 
Armenian National Committee 
are one and the same. 


Q.: What are the differences 
between the policies of these 
two trends? 


A.: There is а big difference 
between the policies of the 
two. ASALA is a socialist 
organization and supports 
other socialist organizations. 
While Dashnagtsoutioun had a 
policy before 60-70 years, and 
until today it continues this 
policy, namely standing by the 
side of the Western Alliance. 


Q.: There are groups that seek 
dialogce with Turkey. Are the 
reasons for this policy their 
assimilation in the different 
societies they live in, or are 
there special interests that lie 
behind this? 

A.: If we take into consider- 
ation the Armenian reality, we 
see that Western Armenia is 
occupied by Turkey. There- 
fore, it is illogical to talk about 
dialogue. There is nothing to 
bargain for between us, 


Armenians and Turkey. Such а 
dialogue would be a great 
political mistake. Dashnag- 
tsoutioun seeks a dialogue with 
Turkey, but it is not logical: we 
want our lands. 


Q.: How do you explain the 
recent developments in the 
Armenian Question and their 
relationship to ASALA? 

A.: Таш speaking here in the 
name of the Armenian Popular 
Movement. But through what 
we have read during this last 
years in different public- 
ations, we have come to know 
about ASALA and what it did. 
We, the Armenian Popular 
Movement, are with ASALA 
with all our hearts because it 
has chosen the right path to 
struggle for the Armenian 
Cause, and it is working to that 
effect. 


When we lost our lands, 70 
years ago - of course we now 
have Soviet Armenia- and we 
came to the Diaspora, the 
Armenian parties did nothing 
for the liberation of the terri- 
tories of Western Armenia. 


ASALA is the first organization 
which really worked for the 
Armenian Cause. All the other 
Armenian organizations did 
nothing in 60 years. You all 
know what ASALA did: 
through force or through 
actions, all its deed were in 
line with the struggle for the 
liberation of Armenia. ASALA 
is the reason that today the 
world knows about the 
Armenian Question. I can 
announce the following: All 
Armenians, even some among 
the Dashnag Party, are proud 
of what ASALA did. Part of the 
Dashnag Party is with ASALA. 
They all know that ASALA is 
carrying out the right work 
for the liberation of our 


664 


‚this talk about friendship is 


homeland. 


Q.: What is your opinion about 
the Greek-Turkish Friendship 
Committee? 

Й.: As an Armenian, I don't 
believe in Turkish friendship. 
And I can tell you as to а com- 
patriot:Don't believe in Greek- 
Turkish friendship. The fact is 
obvious: as long as Cyprus is 
divided and Turkish armies are 
Present there, there can be 
no Turkish friendship. In 
politics there is no honour, 
especially Turkish honour. 


0.: The Committee is for the 
friendship between the two 
peoples, not the governments. 
Do you believe the same for 
the people too? 

A.: We are not against a 
friendship between the Turk- 
ish and the Greek peoples. But 
with the given realities, 
namely the bleeding wound of 
Cyprus, and the Turkish 
aggression in the Aegians, all 


nonsensical. Talking about 
friendship now would be the 
same as talking about friend- 
ship between the Greek people 
and the Nazis during the 
period of Nazi occupation of 
Greece. It would be absurd to 
work along such a line as that 
of these committees at present. 
These committees try to 
function in a period when 
Turkey constitutes great 
danger in the East Medi- 
terranean. This is why we 
think that these commits are 
а grave political mistake. 
Concerning this friendship, 
again I will suggest that you 
read Bolles’ book. He mentions 
that as long as there is the 
plan of pan-Turanism, the 
targets are, from the west, 
Cyprus, Greece and Bulgaria, 
and from the east, Armenia 
and Georgia. 
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0. : (Athens News Agency) - 
Ш military activities be part of 
e Committee's work? Will the 
activities of the Committee be 
violent? 


practical steps in the formation 
of а common front against the 
common enemy; а front which 


international conferences are 
always of a political nature. 


0. : (BBC/Russian Service) - 
What are the methods you use for 
the realization of your sims? 


actions and activities bear a 
political nature. It purposes to 
systematize on а political level, 


tical activities. Its activities until 


CONFERENCE 


gem nn nn nme nn nn | 
On May 21, 1987, the day following the concluding session of the 
World Conference On the Armenian Question 
and Turkish Erpsnsionism, 

a press-conference took place at the Center of the Foreign Press 
Association in Greece, where Armenian, Greek and foreign 
newspapers press agencies and radio-stations were present. 

At the beginning of the press-conference , Comrade Minas 
ian, a member of the Central Council of the APM (Armenian 
Popular Movement) read a press release dealing with 
the two-day World Conference. 

Father Spiros Tsakalos, в member of the Draft Committee formed at 
the end of the World Conference, presented to the journalists and 
reporters the Statement drafted by the Committee. 

The press conference was given by three members of the Central 
Council of the Armenian Popular Movement: Comrades Minas 
Bedrossian, Antranig Aghanian and Levon Yergatian; as well as 
Father Spiros Tsakalos and the famous Bulgarian-Armenian writer 
Sevda Sevan, both members of the Draft Committee. 

Below we present extracts of the questions and answers brought 
forth at the press-conference which revolved around the World 
Conference, the Armenian Question and the new Armenian armed 
liberation struggle. 


today, namely its publications, 
the organization of international 
meetings and conferences bear 
ample evidence. 


0. : (Thesaloniki- daily) - 
What do you think about this 
common front? Besides popular 
forces, are state forces going to 
participate also in this front? 

A. : Minas Bedrossian - 
Through this Commiuee the 
Armenian Popular Movement 
will try to co-ordinate such a 
common front, but I doubt that a 
movement be able to co-ordinate 
state forces. 


0. : (Acropolis- daily) - 
Can you give any information 
about the Armenian combatants 
in the Diaspora? 

A. : Minas Bedrossian - 

The Armenian people has given 
many combatants, martyrs and 
political prisoners. At a certain 
time, there were a great number 
of Armenian political prisoners 
in many countries of the world. 
However as result of the pressure 
exercised by both the Armen- 
ian and the international public 
opinion, the Armenian people 
succeeded to secure the release of 


а certain number of these pri- 
soners. The latest is the case of 
the ASALA combatants released 
from French prisons. Another 
case is that of another ASALA 
combatant who was released in 
Beirut. At present, there are im- 
prisoned ASALA combatants in 
England, France and Switzerland. 


0. : (Acropolis- daily) - 

Are you going to carry out 
operations as long as there are 
such prisoners? Are there organ- 
ations which will set about to 
carry out this work? 

A. : Minas Bedrossian- 

There exists the Commitee for 
the Defense of the Armenian 
Political Prisoners which works 
on securing the release of these 
political prisoners. 


Q. : (Vradini- daily) - 

It is said that the Armenian 
national identity is threatened by 
the danger of assimilation. What 
efforts do you shed to preserve 
this identity? 


A. : Minas Bedrossian - 
Being aware that the assimilation 
of the Diaspora Armenians is one 
of the gravest problems facing 
our people, we try to preserve 
this national identity through 
our publications and our regular 
activities. But it is not possible to 
completely preserve the identity 
of any people which is living 
away from its homeland. In 
Soviet Armenia, our people con- 
tinues to build а marvellous 
civilization, whilst the same 
people is not able to do so in the 
Diaspora where the Armenians 
are subject to the influences, 
habits and traditions of the coun- 
tries they inhabit, and to gradual 
assimilation. This is what we call 
the White Genocide. 


0. : (Ethnos- daily) - 
What is the position of the APM 
vis @ vis the issue of Turkey's 
membership in the FEC? 


В. : Minas Bedrossian - 
Certainly the APM is against such 
a participation, as it is against 
any attempt made to strengthen 
Turkey. 

Antranig Aghanian - 

In 1915, Europe played Pilate's 
role and washed its hands. If 
today Europe comes to wash 
Turkey's bloody hands, it adopts a 
very wrong position It is accoun- 
table for 1915 and it would be 
better if it accounts for it. 


0. : (Ethnos- daily) - 

What has ASALA achieved until 
today? 

A. : Minas Bedrossian - 

The mere fact that today you have 
ali come here to hear us and to 
convey our word to the Greek 
people means that one of ASALA's 
basic objectives, namely the re- 
opening of the dossier of the 
Armenian Question, has been 
achieved. Also, ASALA's decisive 
role in the revival of the Armen- 
lan national awareness must not 
be forgotten, 


0. : (Acropolis- daily) - 
Delegations from opposing trends 
participated in this Conference. 
Hov, in your opinion is this front 
going to be formed, and how will 
it succeed? 

A. : Minas Bedrossian - 
When opposing trends come to 
participate in a Conference on 
Turkish expansionism and the 
Armenian Question, it means that 
these issues unite these forces in 
a common point, against Turkish 
expansionism which threatens 
Greece as well. 


0. : (Acropolis- daily) - 

Why were there no Kurds in the 
participating organizations? 

A. : Antranig Aghanian - 
Naturally the Kurds were present 
and they followed the program of 
the Conference till the end. If 
you read the program carefully 
you will notice that it included а 
Kurdish section. 


0. : (Reuter) - 
How many members does the APM 
count, together with ASALA? 


A. : Minas Bedrossian - 

The APM is a political organiz- 
ation, whereas ASALA is a secret 
one. The APM exists all over 
the Armenian Diaspora. Here, 
in Greece we have no diffi- 
culties as Greece understands our 
grievances. In certain countries 
“Armenian” is tantamount to 
something forbidden. This is why 
in those countires the APM can- 
not enjoy the same freedom 
which it has in friend countries 


0. : (Reuter) - 

Which are the friend countries? 
A. : Minas Bedrossian - 
There are certain European 
countries which do not unde- 


rstand the peoples of the East 
Mediterranean. 


Q. : (UPI) - 

You say that Soviet Armenia is 
very important for you. But you 
do not mention the political 
Prisoners in Soviet Armenia. 
Why is Soviet Armenia so im- 
portant for you? 

A. : Minas Bedrossian - 

The APM and the entire Armen- 
ian people realise that Soviet 


Armenia is the guarantee of their - 


existence in the world. 

Antranig Aghanian - 

Soviet Armenia is the homeland 
of the Armenian people; of 
course it is only a part of its 
homeland. Naturally certain Arm- 
enians may think differently 
about the regime existing in 
Soviet Armenia. That does not 
change the fact that Soviet 
Armenia is the homeland of the 
Armenian people. Now, whether 
inside or outside Soviet Armenia 
there might be people who have 
different approaches. But here, 
we ask “Newsweek” which wrote 
about those few Armenians, how 
many pages has it offered to the 
two million Armenian victims? 
So, here the issue is not that of 
Armenian dissidents. The issue is: 
what interests does the West 
pursue when it brings up and 
abuses these issues? 


Q. : (UPI) - 
Do you have any connection with 


ASALA / Armenié 


these prisoners? Do they belong 
to another movement? 

A. : Levon Yergat - 

We do not consider the dissidents 
Armenians. They are paid by 
governments. Concerning this 
matter we possess absolute proofs: 
What are their sources? How 
are they financed as dissidents 
against the interests of the 
Armenian people? They are very 
small in number and I do not find 
it necessary to mention by whom 
they are paid. I think it is not 
unknown to you too. 


0. : (Acropolis- daily) - 

Is the aim of the APM to liberate 
Western Armenia only, or does it 
also aim at annexing it to Soviet 
Armenia? 

A. : Minas Bedrossian - 

We consider Soviet Armenia a 
liberated Armenian homeland. 
Our struggle is against the 
state which committed genocide 
against the Armenian people, 
usurped its land and forced it to 
live in the Diaspora. As to what 
shall happen after the liberation 
of Armenia, the Armenian people 
possesses the right to self- 
determination. Soviet Armenia is 
one of the Soviet republics and 
according to the Constitution of 
the Soviet Union, it has the right 
to come out of the Soviet Union. 
Sevda Sevan - 

Itis wrong when they call Soviet 
Armenia “Russian Armenia’. | 
have been in Soviet Armenia 
four times. It is not Russian. 
Soviet Armenia is Armenian. In 
the Soviet Union it has the 
highest percentage of Armenian 
population. How can you say 
that there is oppression from 
Moscow when Armenian life and 
Armenian culture flourish in 
Soviet Armenia. 

Aramais Mirzakhanian - 

I have learned my Armenian in 
Soviet Armenia. I have grown up 
in Persia. | have come to know 
my national identity in Soviet 
Armenie. I have learned our 
history and literature in Soviet 
Armenia. There is such free- 
dom in Soviet Armenia as is not 
found in any develo; 
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country today Let me take Sweden Soviet Armenia, in particular in 
as example. The Kurds in Soviet this last period when extensive 
Armenia have their radio- material dealing with Turkish 
program, schools and news- expansionism and Pan-Turanism 


papers The Armenians in Sweden 
can hardly have such possibi- 
lities. Soviet Armenia has all the 
state-institutions. It is Western 
Armenia which is occupied. I 
wish you would write more about 
that issue. 


0. : (Acropolis- daily) - 
What are the latest achievements 
of the APM? 


A. : Minas Bedrossian - 


was registered yesterday. That 
success is the Conference. Any 
success registered by an Armen- 
jan organization is also the 
success of the entire Armenian 
people. 


Q. : (Acropolis- daily) - 


is published. 


0. : (Acropolis- daily) - 
There is a campaign which 
accuses the APM of collaborating 
With western reactionary forces 
and of being connected with the 
Greek secret services. What is 
your opinion about it? 

A. : Minas Bedrossian - 

1 find it ridiculous. 

Antranig Aghanian - 

We are only the agents of our 
Armenian people. We want you to 
understand this. 


Q.:(Eleftheros Typos-deily)- 
Despite the fact that the Dashnags 


are small in number, their pro- 
are А Tatkey waich vocations and the disturbances 


they create affect your Move- 
мая en A ment. How do you confront such 


living in Turkey? 
A. : Antranig Aghanian - 
Certainly, in Turkey there are 


provocations? It seems that there 
is a certain confusion in the 
public opinion between the Arm- 
enian National Committee and the 
Armenian Popular Movement. 


A. : Minas Bedrossian - 


rt; "Question, He believe The Armenian National Com- 
that in the near future there will Mittee should not serve Turkey's 
be a much stronger cooperation, interests. We were expecting that 
through the common front we Turkey would react against 
talk about today, because, in the the Conference, but we did 
first place the Turks themselves 20t expect an Armenian-named 
are the victims of Turkish Organization to react against the 


expansionism. 


Q. : (BBC/ Russian Service) - 
if there exist good relations 
between the Armenian Popular 
Movement and Soviet Armenia, 
hy was there no official repre- 
sentative from Soviet Armenia at 
the Conference? 
A. : Antranig Aghanian - 
Soviet Armenia is in our hearts. 
We are one people, whether 


represents Soviet Armenia. I also 
jwant to add that what takes place 
here on an academic level con- 
cerning Turkish expansionism, 
also takes place inside 


Conference. 
(Armenia Nr.138/16 7th'87) 
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THE SOCIALIST 

PROGRESSIVE PARTY 
On the occasion of the 38 anni 
of the foundation of the Socialist 
Progressive Party, our organization 
sent a telegram dated Мау |, 1987, 
congratulating comrade Walid Joumblat 
and all the cadres and members of the 


In the telegram, ASALA greeted the 
struggle of the party, and its resistance 
to all the attempts made to supress it; а 
line established by its martyr leader 
Kamal Joumbiat. The telegram also made 
an appeal to the reinforcement of 
relations in order to attain the aims 
aspired to, and to reduce to failure 
all the conspiracies directed against 
end peoples and progressive 
nds. 


TELEGRAMS SENT BY ASALA TO: 


KURDISTAN DEMOCRATIC UNION 


- COMMANDING COMMITTEE - 
ASALA sent a message of congratulation 
to the Kurdistan Democratic Union- 
Commanding Committe, on the occasion 
of the 10™ an, of the incep- 
tion of the Union, and of its revolution- 
ary struggle for the realisation of real 
autonomy in Iraqi Kurdistan. 


THE JAPANESE RED ARMY 

Our organization also sent a message of 
Congratulation to the Japanese Red 
Army on the occasion of the 15 

anniversary of its foundation, and 
encouraged it to shed efforts for the 
sake of developing the solidarity ties 
within struggling peoples, and thus 
Presenting an iron fist against the 
common enemy of oppressed peoples, 
namely international imperialism and 
its allies. 


ALLIES... FRIENDS... ENEMIES... 


The demands of the Armenian people are: 

1. The recognition of the fact of the Armenian Genocide. 

2. Compensation for damages done and the recognition of 
the right of the Armenian people to return to their 
liberated homeland. 

3. Supporting the Armenian struggle ON PRACTICAL 
GROUNDS. 


We consider those who recognize all of the three 
demands, the allies of the Armenian people. 

We consider those who recognize the first two demands, 
our friends. 

While those who do not recognize any of the demands, 
We consider them our enemies. 

We consider those who recognize only the Genocide 
MORE DANGEROUS enemies than those who do not 
recognize it, as the purpose of such a policy is to drug 
the Armenian masses with the illusion of a solution of 
the Armenian Question , thus weakening the power of 
their struggle. 


ARMENIAN SECRET ARMY 
FOR THE LIBERATION OF ARMENIA 


VINIMYV dO NOLLVAIGIT SHL 403 AMAV LANDIS NVINIMAV SHL 30 NVOUO 


TO WHOM 


IT MAY CONCERN 


The political and organizational independence of the new 
Armenian national liberational struggle causes resentment both to the 
West and the East. 

Whenever the Armenian national liberational struggle adopts a 
clear and firm stand vis à vis a given political event or situation, 
people from the right and the left hurry to make an attempt to use this 
stand in favour of their non-Armenian interests. 

If those in responsible positions throughout the globe have йог 
yet understood, they must henceforth understand well that the 
Armenian national liberational struggle was born as a result of an 
independent Armenian decision, and waged an unequal struggle 
against the enemy forces with an independent Armenian programme. 
And it is determined to carry on the armed liberational struggle on the 
basis of an independent Armenian (and if you want, Diaspora- 
Armenian) decision. 

The criterion of the stances adopted by the Armenian national 
liberational struggle is neither paying tribute to this or that side, nor 
is it being accountable to this or that side. 

The new Armenian struggle was not born to be subjected to 
conditions and preconditions. 

The Armenian armed liberational struggle was not launched for 
this or that side to use it in favour of its own interests and objectives. 

Dozens of freedom fighters sacrificed their lives on the altar of 
the Armenian liberational struggle, so that this struggle, the struggle 
of the Armenian people demands from everyoze -from everyone 
without erception-the belated debts owed to the Armenian people. 

We are indebted to 20 one. On the contrary 4// are indebted to 
the Armenian people. 

We are accountable to 20 one. On the contrary, #// are 
accountable to the Armenian people. 

We are ready to receive suggestions or advices from ло оле, if 
the authors of these advices are not ready to take even the slightest 
responsibility concerning the struggle of the Armenian people for 
their self-determination, or to express the least understanding 
concerning their basic demands. 

This is the uncompromising stand of the new Armenian national 
liberational struggle and its vanguard organization. 

Those who accept this, are welcome. 
È Those who don't … 


(Moush Nr.13/14 1987) 


ASALA / Armenié 


The Minority Rights Group 
published, in February 1987, а new 
revised edition of its report entitled 
“The Armenians” prepared by David 
Marshall Lang and Christopher 
Jj. Walker, first published in September 
1976, with a number of revised editions 
ever since. 
In the last edition, the report included, 
for the first time, a section on 
“Armenian Terrorism”. Although we do 
Not agree with all the points mentioned 
by the authors, below we present the 
whole section as it is. 


Armenian Terrorism 


Since 1975 some small Armenian groups 
have engaged in terrorism. This has 
usually consisted in the assassin- ation 
of Turkish diplomats, or attacks on 
Turkish airline and other property, 
often resulting in indiscriminate 
killing. Some attacks have taken place 
in Turkey itself. The impetus for this 
campaign undoubtedly came from the 
assassination in Santa Barbara, Cali- 
fornia, of a Turkish diplomat in January 
1973 by Gourgen Yanikian, а 77-year 
old survivor of the massacres of 1915. 
Until that date there had been no 
Armeno-Turkish terrorism since 1922. 
Yanikian's was not the act of a mad- 
man, but of a man who had considered 
matters deeply (if misguidediy) for 
decades and believed that his course of 
action was the only one to resolve a 
sense of desperation. 

A couple of years after Yanikian's 
action, two Armenian groups emerged 
as dedicated to armed action. The first 
to record an incident called itself 
the Armenian Secret Army for the 
Liberation of Armenia (ASALA). Its 
origins can be traced to 1965, to the 
disaffection of young Armenians with 
the three existing political parties; and 
the movement gathered support with 
the general radicalization that occurred 
with the Lebanese civil war. Terrorist 
-or ‘revolutionary'- attacks followed, 
reaching а peak in late 1979, when 
there were 15 attacks in four months. 


THE MINORITY RIGHTS GROUP REPORT ne 32 


Only in 1980 were any ASALA members 
arrested; until then, doubts were ex- 
pressed that the actions were per- 
petrated by Armenians. The Turkish 
government, keen to keep the spotlight 
away from Armenians, preferred to 
ascribe the actions of Greek Cypriots. 
ASALA's political platform was radical, 
rhetorical and third-world leftist. It was 
however unquestionably Armenian, 
and to describe the movement as a mere 
aspect of ‘international terrorism’ is to 
ignore ASALA's essential dynamic, and 
to yield to the pretentious folty of those 
who comment, patronizingty, on ‘inter- 
national terrorism’ as an indivisible 
concept, while ignoring the local 
conditions and historical grievances 
which lead terrorist movements. While 
there is no doubt that ASALA received 
help and advice from other groups, its 
own raison d'etre was always Armenia. 
Another group, the Justice Commandoes 
of the Armenian Genocide, also claimed 
responsibility for attacks from 1975. Its 
programme was largely devoid of leftist 
rhetoric, concentrating on recognition 
of the Armenian lands. In its language 
and communiqués it took a line very 
close to that of the Dashnak party, 
leading some to conclude that it was a 
section of the party. Actions by this 
group also reached a peak in 1980. It 
seems to have disappeared from the 
headlines recently. Another group, 
calling itself the Armenian Revolution- 
ary Army, appears to have taken its 
place. Other shadowy groups, names 
such as the New Armenian Resistance, 
have also surfaced in recent years. 


The main purpose of Armenian 
terrorism would appear to be to make 
Turkey, and the western world in 
general, take note of Armenians, and 
end the guilty and embarrassed silence 
about them. (Terrorism has usually 
been an instrument of publicity, with 
any demands in fact merely a way of 
articulating the group's existence to the 
world's media.) The actions of ASALA 
and the JCAG should be seen primarily 
as dramatizing the Armenian genocide 
-as forcing the issue to the attention of| 
Turkey, and its allies and sponsors in 


L 


experience of 1915 has been written out 
of the script of 20th century political 
consciousness since the time of the 
Treaty of Lausanne, 1923. The terrorist 
groups are by their violent methods 
determined to make the issue a live one 
again, claiming (wrongly) that peace- 
ful methods have failed. (One has only 
to see the inadequacy of Armenian 
original scholarty research on the 
events of 1915 to see how far Armenians 
are from putting over a peaceful case 


competently.) 


Armenian terrorism has abated in 
recent years (as of writing, November 
1986). This appears to be partly because 
of splits within ASALA, after a 
particularty gristy and random series of 
episodes in France in November 1983, 
‘which followed the arrest of an 
Armenian at Orly airport. Partly, too, it 
may result from the Israeli invasion of 
Lebanon in June 1982, which destroyed 
а substantial part of ASALA's training 
facilities and infrastructure. It is 
possible, too, that the airing of the 
Armenian question at the United 
Nations in Geneva in August 1985 has 
deflated the claims of the proponents of 
terror, who insist that Armenians have 
met only with silence for 60 years, and 
that terror is legitimized by the refusal 
of any other party to listen. 
By any standards, even the most 
corrupt, there is in fact no justification 
for Armenian terrorism, since the 
articulation of Armenian claims is still 
in its infancy. Armenians are astonish- 
ingly backward at expressing political 
hopes sensibly and rationally in the 
Political language of today, and in 
supporting any demands with accurate 
fects and figures, and clear and 
Unambiguous historical facts. One is 
often surprised at the amount of 
Outrage expressed over the Armenian 
genocide, when it is placed alongside 
the absence of any coherent research 
telling the sverage uninformed person 
what happened and why it happened, 
backed up with names, dates and places 
The reaction of ' so 
is -to put it mildly. 
premature, when so little straight! 
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Europe and America. The Armenian 


forward research and historical writing 
has been carried out -other than the 
statutory repetition of ‘what great 
Western figures have said about the 
Armenians’, which many Armenians 
mistake for the story of their people in 
their original towns and villages. One 
or two organizations, such as the 
Zoryan Institute of Cambridge, Mass., 
have begun to work on collecting and 
publishing relevant genocide material, 
but their findings have not filtered 
down yet to the consciousness of the 
majority. 


(Armenia Nr.135/15 7th 1987) 
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psychologische kriegsführung 


counter insurgency 


Arbeitet ‚Carlos der Schakal‘ 
für syrischen Geheimdienst? 


International gesuchter Terrorist in Damaskus aufgetaucht 


Welt W.K. Bonn 

Der seit zwölf Jahren von Terrori- 
one = m mit internationalem 
Haftbefehl auch in der Bundesrepu- 
blik Deutschland gesuchte Venezola- 
ner Nich Ramirez Sanchez, genannt 
„Carlos der Schakal“, ist nach Berich- 
ten aus Nahost nach mehrjährigem 
unbekannten Aufenthalt in Damas- 
kus aufgetaucht. Das erklärten zu- 
ständige Stellen in Bonn gegenüber 
der WELT. Welche Rolle der frühere 
‘Student an der Moskauer Lumumba- 
Universität heute in der syrischen 
Hauptstadt spielt, sei jedoch nicht 
bekannt. Carlos diene offenbar einem 
der syrischen Nachrichtendienste 
„mit Rat und Tat“. Daß der 38jährige 
Südamerikaner im Auftrag des sowje- 
tischen Geheimdienstes KGB hande- 
le, dafür gebe es keine Beweise, hieß 
es ferner. 

Das Erscheinen des über ein Jahr- 
zehnt im internationalen Terrorismus 
führend beteiligt gewesenen Venezo- 
laners zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
in der syrischen Hauptstadt löste 
Überraschung aus. In politischen 
‚Kreisen wurde darauf verwiesen, daß 


‚geht man davon aus, die syrische Re- 
gierung werde es nicht zulassen, daß 
Carlos die außenpolitischen „Befrie- 
dungsaktionen* durch neue Anschlä- 
ge vereitelt. 

Daran dürfte auch Saudi-Arabien 
interessiert sein, das zu den Opfern 
des Überfalls eines von Carlos geführ- 
ten Kommandos im Jahre 1975 auf 


Büro des 
Nidal in Damaskus geschlossen, der 
als е schwerer Terroranschlä- 


geal 
Einige Mitglieder der Nidal- 
Gruppe, für die Carlos zeitweise die 
jung von organisiert 


lagsbuchhändler Johannes Weinrich, 
ist dagegen verschollen. 


Büro 
17.6 InDamaskus geschlossen 


spz Washington: Abu Nidals 


einen Sonderbe- 
auftragten nach Syrien zu entsenden. Er soll 
Möglichkeiten zur Verbesserung des Dialogs zwi- 
schen beiden Ländern erkunden. 


авара image die iin ation glaube, 
der Nidal-Gruppe sich jetzt 
nach Libyen begeben hätten. Zu Echter sie 
hätten auch in anderen Mittelmeerländern - dar- 
unter Griechenland - Unterschlupf gesucht, woll- 
te der Sprecher nichts е 
direkte Erwiderung auf rungen des griechi- 
schen Ministerpräsidenten Papandreou ab, der 
eine Entschuldigung für Vorwürfe des US-Bot- 
schafters in Athen, Robert Keeley, gefordert 
hatte. Keeley hatte angebliche Kontakte griechi- 
scher Regierungsbeamter mit Nidal beklagt. 
Großbritannien hat seinen Widerstand gegen 
eine Verbesserung der Beziehungen zwischen 
der EG und Syrien aufgegeben und damit nach 
siebenmonatiger Pause den Weg für die Wieder- 
aufnahme hochrangiger diplomatischer Kontak- 
te zu Damaskus geebnet, teilten britische Regie- 
rungsvertreter mit. London hatte die Europäer im 
Dezember zum Verzicht auf solche Kontakte ge- 
drängt, nachdem es Syrien wegen eines miß- 
glückten Anschlags auf ein israelisches Flugzeug 
in London des Terrorismus beschuldigt hatte. 


Frankreichs verstärkte Terrorabwehr 
Späte Ratifikation der Strassburger Konvention 


Frankreich schickt sich als einer der letzten Signatarstaaten zur Ratifizierung der vor 
zehn Jahren abgeschlossenen Konvention des Europarates über die Bekämpfung des Ter- 
rorismus an. Gegen die Stimmen der Sozialisten und Kommunisten verabschiedete die 


Nationalversammlung ein entsprechendes Gesetz, das zugleich die Ratifikation auch der 
1979 getroffenen ähnlichen Übereinkunft der EG-Staaten vorsieht. 


NZZ Ch. M. Paris, 30. Juni 


Volle zehn Jahre nach Unterzeichnung der 
Konvention des Europarates in Strassburg über 
die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des 
internationalen Terrorismus geht Frankreich als 
einer der letzten Signatarstaaten daran, diesen 
Vertrag endlich zu ratifizieren. Die Nationalver- 
sammlung verabschiedete in der Nacht zum 
Dienstag mit den Stimmen der Regierungspar- 
teien sowie des rechtsextremen Front national 
das dazu nötige Gesetz in erster Lesung. Im glei- 
chen Zuge wurde auch die EG-Übereinkunft von 
Dublin aus dem Jahre 1979 über die Terroris- 
musbekämpfung vom Parlament einer Inkraft- 
setzung in der innerfranzösischen Rechtspre- 
chung nähergeführt. Sozialisten und Kommuni- 
sten votierten geschlossen gegen die Ratifika- 
tion, welche in letzter Instanz nach der endgülti- 
gen Verabschiedung in beiden Kammern durch 
den Präsidenten der Republik vollzogen werden 
muss. 


Einwände der Sozialisten 


Präsident Mitterrand selbst hatte sich noch 


von der Oppositionsbank aus in den siebziger 
Jahren und dann in den ersten fünf Jahren sei- 
ner Amtszeit stets gegen die Ratifikation der 
Strassburger Konvention gestemmt. Die auch 
jetzt wieder von den Sozialisten vorgetragenen 
Haupteinwande drehen sich alle um die Auswir- 
kungen des Vertrages auf die französische Asyl- 
gewährungspraxis. Die Konvention зе die 
Auslieferung von Tätern vor und anerkennt bei 
schweren terroristischen Untaten wie Flugzeug- 
entführungen, Geiselnahmen oder Sprengstoff- 
attentaten in keiner Weise eine mögliche politi- 
sche Motivation als Hinderungsgrund für eine 
Auslieferung. 


Zur Entkräftung der von seiten der Opposi- 
tion und des Präsidenten angemeldeten Vorbe- 
halte machte indes die Regierung Chirac bei der 
jetzigen Ratifikationsprozedur von Artikel 13 
der Konvention Gebrauch. Diese Bestimmung 
räumt jedem Signatarstaat das Recht ein, eine 
Auslieferung zu verweigern, selbst wenn die be- 
gangene Straftat unter jenen von der Konven- 
tion aufgezählten Verbrechen figuriert, bei wel- 


counter 


nsurgency 


chen die Anrufung eines politischen Motivs un- 
zulässig sein sollte. Europaminister Bosson ge- 
lobte zudem, dass die Konvention von Strass- 
burg und die Ubereinkunft von Dublin nicht 
rückwirkend, sondern einzig in Zukunft bei der 
Verfolgung von Straftaten erst nach abgeschlos- 


sener Ratifikation der Verträge angewandt wür- 
den. 


Unklare Fronten 


Begreiflicherweise waren angesichts dieser 
Sachlage, welche die Ratifikation mehr zu einer 
symbolischen Geste als zu einem unmittelbar 
wirksamen politischen Akt werden lässt, die 
Meinungen selbst innerhalb des Regierungsla- 
gers über den Nutzen der ganzen Übung geteilt. 
Der Kommissionsberichterstatter, der frühere 
gaullistische Justizminister Jean Foyer, liess 
seine Skepsis über die Auswirkungen des Schrit- 
tes erkennen und machte kaum ein Hehl aus sei- 
ner Überzeugung, dass mit dieser Ratifikation 
praktisch nichts erreicht werde. Unter den So- 
zialisten anderseits beugten sich einige Anhän- 
ger Rocards sowie auch der frühere Premiermi- 
nister Fabius einzig und allein der Fraktionsdis- 
ziplin, als sie gegen die Vorlage stimmten; im 
[Grunde hätten sie lieber für Frankreichs Beitritt 


psychologische kriegsführung 


zur Zusammenarbeit bei der internationalen 
Terrorabwehr erlaubt. 

Mit der späten Ratifikation der beiden Ter- 
rorabwehrkonventionen hebt die Regierung 
Chirac — wie vor einem Monat mit der Abhal- 
tung eines Spitzentreffens zur Terrorbekämp- 
fung in Paris - immerhin ihre Bereitschaft zu 
verstärkter Zusammenarbeit auf diesem Feld 
hervor. Die vielfältige Verzweigung der nahöstli- 
chen Terroristennetze in Frankreich legt ihr dies 
im nationalen Interesse nahe. Die Aufklärung 
der letztjährigen Attentatswellen schreitet weiter 
voran. Dabei tritt immer klarer die Bedeutung 
iranischer Drahtzieher bei den meisten Bomben- 
anschlägen hervor. Eine Schlüsselrolle spielte 
offenbar ein nicht über den Status eines Diplo- 
maten verfügender Angehöriger der iranischen 
Botschaft in Paris. Wahid Gordji, Sohn eines seit 
zehn Jahren in Paris ansässigen einflussreichen 
iranischen Geschäftsmannes, der zudem als 
Leibarzt Khomeinys während dessen Exils in 
Neauphle-le-Chäteau fungierte, operierte an- 
scheinend als Auftrag- und Geldgeber für Mo- 
hammed Mouhajer und Fouad Ali Salah, die im 
Frühjahr im Zusammenhang mit den letztjahri- 
gen Bombenattentaten festgenommen und an- 
geklagt worden waren. 


Code aus Verlaine-Versen 


Н" Schloß und Riegel 
sind die führenden Mitglie- 
der дег Terrorgruppe Action 
Directe nicht so abgeschnitten 
von der AuBenwelt, wie die Ju- 
stizbehörden geglaubt hatten. 
Bei Razzien in den Zellen wur- 
den in den letzten Tagen ge- 
falschte Stempel sowie Verse 
des französischen Dichters 
Paul Verlaine gefunden, die als 
Code für Geheimbotschaften 
zwischen den Franzosen und 
der bundesdeutschen RAF 
herhalten mußten. 


In französischen Gefängnis- 
sen befinden sich zur Zeit 197 
Terroristen. Da die Haftanstal- 
ten mit 50661 Gefangenen 
überbelegt sind, erweist sich 
die Beobachtung als schwie- 
rig. Neu ist aber die Entdek- 
kung, daß es sogar zwischen 
Action-Directe-Terroristen der 
ersten Garnitur einen regen 
Austausch von einem Gefäng- 
nis zum anderen gibt. 

Erste Überraschung: Bei Ac- 
tion-Directe-Gründer Јеап- 


WaZ 10.07.87 


Marc Rouillan fanden Beamte 
sechs Kautschukplatten, die 
Gefängnisstempeln nachgear- 
beitet waren. Hätte sich der 
AusreiBspezialist mit ihrer Hil- 
fe einen Passierschein herstel- 
len können? Ein Fachmann: 
„Wer weiß, vielleicht wäre die 
Wache darauf hereingefallen.“ 

Mit Bestimmtheit konnte 
Rouillan unkontrollierte Briefe 


Briefverkehr 


verschicken, weil die ausge- 
hende Post mit Stempeln die- 
ser Art als bereits „zensiert“ 
gekennzeichnet wird. 

Die Kautschukplatten befan- 
den sich im Deckel eines Bu- 
ches über Malerei, das aus der 
Gefängnisbücherei entliehen 
war. Alarmiert durch den Fund 
wurden die Zellen der übrigen 
Action-Directe-Führungsmit- 
glieder durchwühlt. Man stieß 
auf unverfängliche Gedichte 
von Verlaine und Texte von 
Heine. Cipriani unterhielt auf 


diesem Niveau Kontakt zur 
Bundesrepublik. 

Das fiel ihm nicht schwer, 
weil dort noch eine Tochter 
von ihm lebt. Der literarisch 
verbrämte Briefverkehr ent- 
puppte sich aber als Basis für 
einen schwer aufzuschlüsseln- 
den Geheimcode. 

Bei einer weiteren Razzia in 
Rouillans Zelle kam der flinke 
Insasse den Beamten zuvor. 
Ehe sie einen Brief an sich neh- 
men konnten, hatte Rouillan 
ihn aufgegessen. Nur der Um- 
schlag blieb übrig. 

Er wies aus, daß der Briefan 
die Anwältin des Action-Direc- 
te-Gründers, Marie-Christine 
Etelin, gerichtet war. Frau Ete- 
lin hat seit Jahren Kontakt zur 
Action-Directe-Szene. Rouillan 
kennt sie aus gemeinsamen 
Studienjahren in Toulouse. Da- 
mals bekämpfte der spätere 
erste Mann der Action Directe 
noch nicht die französische 
Gesellschaftsordnug, sondern 
Franco in Spanien. 

EMIL BÖLTE 


perialismus 


Weltwirtschaftsgipfel 


Stärker als vielleicht jedes Treffen zu- 
vor diente der diesjährige Weltwirt- 
schaftsgipfel in Venedig der Vorberei- 
tung gemeinsamer imperialistischer 
Aggressionen: der Aggression gegen 
die Staaten der Dritten Welt, speziell 
gegen die OPEC und hier speziell ge- 
gen den Iran, der Verstärkung des mili- 
tärischen, politischen und wirtschaftli- 
chen Drucks gegen die Staaten des 
RGW und von weiteren Angriffen auf 
die Arbeits- und Lebensbedingungen 
der Lohnabhängigen in den imperiali- 
stischen Ländern. Vier Schwerpunkte 
der Konferenz waren bei Redaktions- 
schluß dieses Artikels, d.h. vor Veröf- 
fentlichung der amtlichen Ergebnisse 
der Konferenz, erkennbar. 


Imperialistische Militär- 
intervention am Golf 


Eines der Hauptthemen der Konferenz 
war die Vorbereitung einer imperialisti- 
schen Intervention am Golf. US-Regie- 
rungsbeamte sprechen bereits of 
von einem „Präventivschlag“ gegen ira- 
nische Raketenstellungen an der StraBe 
von Hormuz. Die, Behauptung, man 
wolle damit den Ölexport durch den 
Golf гелет ist eine dreiste Lü 
Wessen Ölexporte? Der Irak exportiert 
sein Öl über eine Pipeline zur türki- 
schen Mittelmeerküste. Saudi-Arabiens 
Hauptexporthafen Yanbu liegt am Ro- 
ten Meer. Außer dem Iran benutzen 
nur noch Kuwait und die Emirate die- 
sen Wasserweg für ihre Exporte. 
Tatsächlich geht es den Imperi: 
sten gleich um mehrere Ziele. Sie wi 
len den Iran schwächen und womög- 


lich wieder ihrem Einfluß unterwerfen. 
Gleichzeitig wollen sie ihre Seeherr- 
schaft über den Golf sichern, um jede 
antiimperialistische Revolution in ei- 
nem der umliegenden Staaten sofort 
militärisch angreifen zu können. Sie 
wollen Militärstützpunkte am Golf aus 
denselben Gründen. Das strategische 
Ziel ist, die Ölquellen am Golf wieder 
in das Eigentum der imperialistischen 
Ölkonzerne überführen zu können. 
Die westeuropäischen Imperialisten 
sind an diesen Aggressionsvorbereitun- 
gen vielfältig beteiligt. Die Bundesre- 
gierung hat sofort nach Bekanntwer- 
den der amerikanischen Absichten ihre 
Bereitschaft erklärt, „stellvertretend“ 
für abgezogene US-Einheiten Siche- 
rungsaufgaben in der Nordsee und im 
Atlantik wahrzunehmen. ег den 
„Host-Nation-Support“-Vertrag, der 
eigens für die Vorbereitung solcher 
‚Aggressionen abgeschlossen wurde, ist 
die BRD an jeder größeren Militärag- 


gression der USA in Nahost beteiligt. 
Zusätzlich zu Frankreich und Großbri- 
tannien, die bereits mit Kriegsschiffen 
im Golf vertreten sind, hat nun auch 
die niederländische Regierung ihre 
Bereitschaft erklärt, Kriegsschiffe in 
den Golf zu schicken (Newsweek, 8.6. 
87, 5. 15). 

Wie ernst die imperialistischen Dro- 
hungen gegen den Iran sind, hatte sich 
schon am 11. Mai angedeutet. Da tra- 
fen sich die Wirtschafis- und Energie- 
minister der „Internationalen Energie- 
agentur“ (IEA) in Paris zu ihrer Jahres- 
tagung. Das Bundeswirtschaftsministe- 
rium berichtete über die Ergebnisse: 
„Die Mitgliedsländer, die ihre Reserve- 
haltungspflicht (für Ölvorräte, d. Red.) 
von 90 Tagen nicht erfüllen, wie z.B. 
Portugal, Irland, Luxemburg und die 
Türkei, werden dazu aufgefordert. Die 
Nettoimportländer sollen … ihr Kri- 
senvorsorgesystem verbessern. Hierzu 
gehört auch die Erhöhung der Ölvorrä- 
te. Die Nettoölexportländer sollen ins- 
besondere die technischen Förderkapa- 
zitäten für den Krisenfall erhöhen.“ 
(Aktuelle Beiträge zur Wirtschafts- und 
Finanzpolitik, 15.5.87) Dieser „Krisen- 
fall“ rückt nun näher. Der Persische 
Golf und die umliegenden Länder sol- 
len wieder imperialistischer Militärauf- 
sicht unterstellt werden. ғ 


Fortsetzung der Rüstu: 
gegen RGW und Dritte Welt 


Ein zweiter Schwerpunkt der Verhand- 
lungen in Venedig gilt der Steigerung 
der Rüstung in den imperialistischen 
Staaten. Die von den US-Imperialisten 
geforderten „Konjunkturmaßnahmen“ 
in Japan und der EG bestehen ja we- 
sentlich aus zwei Teilen: Einer Fortset- 
zung und Ausweitung der Steuerrefor- 
men zugunsten der Kapitalisten und 
Reichen, und einer Ausdehnung der 
Rüstungsprogramme. Die japanische 
Regierung hat kurz vor dem Gipfel 
bereits ein Konjunkturprogramm im 
Umfang von 70 Mrd. DM bekanntge- 
geben. Die Bundesregierung sperrt sich 
zwar noch öffentlich, gleichzeitig aber 
mehren sich auch hier die Stimmen, 
die einer Erhöhung der konventionel- 
len Rüstung das Wort reden. 
Tatsächlich hätte eine solche .Steige- 
rung der Rüstung gleich mehrere Vor- 
teile für die Imperialisten. Der militäri- 
sche Druck gegen die Staaten des 
RGW und der Dritten Welt würde 
trotz evtl. Vereinbarungen über den 
Abbau der Mittelstreckenraketen wei- 
ter zunehmen. Den Kapitalisten in den 
imperialistischen Staaten würde eine 
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Von „Entspannung“ keine Spur — in Venedig ging es 
um Rüstung und weitere imperialistische Aggressionen 


Steigerung der Rüstung gerade bei ei- 
nem weiteren Abflachen der Konjunk- 
tur dringend gewünschte Aufträge ver- 
schaffen. Schließlich könnten solche 
staatlichen Rüstungsaufträge auch ge- 
zielt eingesetzt werden, um das US- 
Handelsdefizit zu verringem. Die US- 
Monopole fordern das auch ganz of- 
fen. US-Wirtschaftsminister Baldridge 
beispielsweise verlangte wenige Tage 
vor dem Beginn des Gipfels von der 
japanischen Regierung beinahe ultima- 
tiv, ihre Pläne zum Bau eines eigenen 
Kampfflugzeuges zu stoppen und statt- 
dessen in den USA zu kaufen: „Unsere 
Kampfllugzeuge sind unübertroffen. 
Die Wahl des Verteidigungsgeräts liegt 
in Japans souveräner Verantwortung, 
aber es scheint eine Verschwendung 
knapper Ressourcen zu sein, wenn Ja- 
pan in eigene Entwicklungsvorhaben 
investiert.“ Schließlich hätte eine Stei- 
нр der konventionellen Rüstung 
zur Folge, daß auch militärisch das 
Gewicht der EG weiter steigt und die 
westeuropäischen Imperialisten sowohl 
gegenüber den Staaten Osteuropas wie 
des Mittelmeerraums bedeutend ag- 
gressiver auftreten können. 

Eine solche Steigerung der Rüstun- 
gen in allen imperialistischen Staaten 
wäre auch für die Dritte Welt insge- 
samt bedrohlich. So hat der Vorstand 
der größten US-Bank, der „Citicorp“, 
kürzlich erklärt, man wolle stärker als 
bisher versuchen, Schuldforderungen 
an Staaten der Dritten Welt in Anteil- 
scheine an Bodenschätzen und Fabri- 
ken in diesen Ländern umzuwandeln. 
Dasselbe propagiert Deutsche Bank- 
Sprecher und Kohl-Berater von Herr- 
hausen schon länger. Ergänzung der 
Zinseintreibung durch die direkte Be- 
schlagnahme von Bodenschätzen und 
Fabriken: Dieser Kurs aller Imperiali- 
sten gegenüber der Dritten Welt, über 
den in Venedig auch verhandelt wird, 
würde durch stärkere Rüstungen auch 
militärisch abgesichert. 


Agrar: Bauernlegen 
wird Gipfelthema 


Ein weiterer Schwerpunkt der Ver- 
handlungen in Venedig war die Agrar- 
politik. US-Finanzminister Baker hatte 
am 13. Mai vor der OECD-Winschafts- 
ministerkonferenz erklärt: „Wir wissen, 
daß wir uns in einer Krise befinden 
und eine Reform durchführen müssen. 
Unsere Aufgabe besteht jetzt darin, 
gemeinsam auf diese Reform hinzuar- 
beiten, weil dies ein Bereich ist, in dem 
es die internationale Zusammenarbeit 
für jeden von uns leichter macht, die 


TEEN Daalen Wurde eine fur jeden von uns leichter macht, die} 
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So wurde auf der schon erwähnten 
zu senken. М OECD-Konferenz ат 13. Маі auch ein 
_ Ein solches neuerliches Bauernlegen Bericht verabschiedet, der in allen Län- 
in den imperialistischen Ländern, be- dern der OECD „flexiblere Arbeitsmär- 
trieben durch weitere Senkungen der kte“ verlangt und die Absicht der Im- 
Einkommen der Bauern mittels Preis- perialisten kräftigt, durch weitere Flexi- 
senkungen für ihre Produkte, hätte gra- bilisierung, _Qualifzierungsprogramme 
vierende Folgen. Die Monopolisierung und äftigungsprogramme „einen 
aller Produktionsmittel und Reproduk- neuen Rahmen für die Arbeitsmarkt- 
tionsmittel der Gesellschaft in den politik“ in ihren Ländern zu schaffen. 
Händen der Kapitalistenklasse, genau- Lof ung, weitere Nacht- und 
er: In den Händen weniger großer Wochenendarbeit, „Qualifizierungspro- 
Konzerne, würde weiter voranschrei- gramme“ anstelle von Arbeitslosenver- 
ten. Die wenigen verbleibenden Bau-Sicherung und Zwangsarbeit, wo auch 
егп würden — wie heute schon bei die „Qualifizierung“ sich für die Kapi- 
Milchquoten praktiziert - einer kriegs- talisten nicht mehr lohnt — nach diesen 
wirtschaftliche Züge tragenden Men- Grundsätzen streben alle Imperialisten 
gen- und Preiskontrolle durch staat-eine weitere Besserung ihrer Stellung 
liche Stellen oder direkt durch die gro-in der imperialistischen Konkurrenz 
Ben Nahrungsmittel- und Chemiekon- an. 


und Finanzpoli- 
$ 0518, Amerika- 
rtschaftsdienst, 21.5. und 1.6.; Han- 
ten Preissenkungen für Nahrungsmittel delsblatt, 3.6. bis 6.6. - (rül) 


sofort zum Anlaß nehmen, um auch 
die Löhne entsprechend zu drücken. 
Die Lebenslage nicht nur der Bauern 
selbst, sondern auch der Lohnabhängi- 
gen wäre weiter verschlechtert, ihre 
Abhängigkeit von den Kapitalisten 
noch weiter gesteigert. 
Weitere Flexibilisierungs- 
programme 

Eine Einigung in diesen Fragen — Ag- 
gression gegen den Iran und die 


tende Gläubiger der Dritten Welt, 
könnten auf reiche Beute hoffen und 
sich sowohl von der Steigerung der 
Rüstungen wie von der Senkung der 
Agrarpreise Möglichkeiten zur Aus- 
weitungen ihrer Exporte versprechen. 
Ihr Leistungsbilanzdefizit, im vergan- 
genen Jahr immerhin bei 140 Mrd. 
Dollar (im gleichen Jahr erzielte Japan 
einen Überschuß von 80 Mrd. Dollar, 
die BRD einen von 35 Mrd. Dollar) 


Rolle der BRD 
internationalen Klassenkam 
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aan Beispiel des Aggressionskrieges der USA 


Die BRD in den 
siebziger Jahren 


geblichen Direktiven und Interessen der USA 
mit Hilfe Englands als Projekt der amerikani- 
schen Weltmachtstrategie gegründet. Spielte 
sie bis Mitte der 60er Jahre vor allem die 
Rolle des „Bollwerkes gegen den Kommunis- 
mus”, was seinen Ausdruck in der revanchi-| 
stischen und ungeziigelt nationalistischen 
Politik Bonns gegenüber der DDR und den 
weiteren sozialistischen Staaten fand, so än- 
derte sich ihre Rolle ab Mitte der 60er Jahre. 
Das Territorium der BRD wurde von den USA) 
für ihren Krieg gegen das vietnamesische| 
Volk als Hinterland benutzt; die BRD selbst 
unterstützte massiv den Kolonialkrieg der 
portugiesischen Faschisten gegen die Völker| 
Angolas, Mosambiks und Guineas. 

Das heißt: Die BRD wurde mehr und mehr 
eingebunden in die US- und NATO-Strategie 
gegen die Völker der drei Kontinente, der 
„Ost-West-Konflikt“ trat demgegenüber zu- 
rück. Der Kniefall des damaligen Bundes- 
kanzlers Brandt in Polen und die soziallibera- 
le Koalition waren Ausdruck davon. Eine Poli- 
tik des ökonomischen ,Einkaufs* der RGW- 
Staaten und ihrer ideologischen Aufweichung 
konnte nicht von einer Regierung durchge- 
führt werden, die — wie die CDU/CSU — für 
brutalen und offenen Revanchismus stand 
und deren Politik in den fünfziger Jahren dar- 
auf zielte, die „Brüder und Schwestern heim 
ins Reich” zu holen. 


Vietnam 


gegen das vietnamesische Volk wurde vielen 
der wahre Charakter des Imperialismus klar. 
Die Studentenbewegung 1967/68 hatte eine 
stark ausgeprägte antiimperialistische Politik. 
Im Zusammenhang mit dem Vietnamkrieg 
wurde auch die Rolle der BRD als imperiali- 
stische Macht problematisiert. Vor allem die 
bedingungslose „Treue zu den amerikani- 
schen Freunden“, die „in Vietnam unsere 
Freiheit verteidigen, war Gegenstand der Kri- 
tik und Aktionen. Die Parole hieß damals: 
„Der US-Imperialismus ist der Hauptfeind Nr. 
1 der Völker!“ 

Doch wichtiger noch als diese Erkenntnis 
war das Beispiel des vietnamesischen Volkes 
selber, das der scheinbar übermächtigen 
US-Kriegsmaschinerie widerstand und 
schließlich den Sieg davontrug. „Ein kleines 
Land kann ein großes Land besiegen," Es 
war offensichtlich, daß der Imperialismus 
nicht alles durchsetzen konnte und sogar 
geschlagen werden konnte; die imperialisti- 
schen Truppen ertranken im „Meer des 
Volkskrieges*. Der subjektive Faktor der Re- 
volution wurde durch dieses Beispiel aktuali- 
siert und hatte eine starke Wirkung auf die 
weitere Entwicklung vom Protest zum Wider- 
stand hier in der BRD wie auch in den ande- 
ren westeuropäischen Ländern. 


Der Sieg des vietnamesischen Volkes über 
die US-Aggressoren hatte historische Bedeu- 
tung, weil er das Kräfteverhältnis zwischen 


dem mächtigsten imperialistischen Staat, den 


Kontinente umkehrte und eine neue Perspek- 
tive wies. Christian Klar: „Nach der Konsoli- 


hier nichts mehr hoch, was den heutigen 
Widerspruch zwischen Proletariat und Kapi- 
talsystem richtig sehen und in Kampf und 
Perspektive umsetzen konnte. Das Kapital 
hatte sich weiter internationalisiert und über 
alle Formen des Kolonialismus für die Völker 
im Süden und für die in den Metropolen eine 
unterschiedliche Wirklichkeit geschaffen, sie 
damit sozial gespalten, um sie politisch zu 
spalten. 


Also eine Wirklichkeit, in der das Ausbeu- 
tungsverhältnis in den Metropolen über die 
Intemationalisierung der Produktion mehrere 
Jahrzehnte stabilisiert wurde, und politisch 
zementiert wurde dadurch, бав die Sozialde- 
mokratie und die Gewerkschaften die Arbei- 
terbewegung an den reinen ökonomischen 
Kampf fessetten. 

Dieses relative Gleichgewicht brach erst 
durch den Befreiungskampf des vietnamesi- 
schen Volkes auf. Einmal, weil er als siegrei- 


Kapitalverwertung Grenzen zog. 

Das Entscheidende ist aber, daß der viet- 
namesische Befreiungskampf die politischen 
Bedingungen umwälzte. Weil er als Teil der 
Entkolonialisierung gleichzeitig zur Konfronta- 
tion mit dem US-Imperialismus wurde, hat 
dieser Krieg zum erstenmal seit der Konsoli- 
dierung der Oktoberrevolution die Totalität 
und Einheit des imperialistischen Gesamtsy- 
stems sichtbar gemacht. Das ermöglichte 
hier den Bruch mit der langen Geschichte 
des Revisionismus. 

Vietnam hat die Transformation des welt- 
weiten revolutionären Prozesses von den na- 
Klassenkämpfen 


Alle Kämpfe, die das Kapitalsystem angrei- 
fen, stehen seitdem in diesem Zusammen- 
hang. Sie unterscheiden sich nur durch die 
konkreten Bedingungen, aus denen und un- 
ter denen sie geführt werden.” (Prozeßerklä- 
rung Christian Klar vom 4.12.84) 

Die BRD hatte für die US-Truppen im Viet- 
namkrieg einen äußerst wichtigen Stellenwert. 
Als Beispiel sei das IG-Farben-Haus in Frank- 
furt erwähnt, das auch heute nach wie vor 
strategische Aufgaben für das US-Militär 
wahrnimmt. Dieses Haus fungierte während 
der gesamten Dauer der völkerrechtswidrigen 
Aggression der USA in Indochina als Haupt- 
quartier für mehrere US-Nachrichtendienste. 
Diese Dienststellen hatten „militärstrategische 
Planungs-, Leitungs- Koordinations- und Kon- ren: 
trollfunktionen sowohl im operativen wie im 
logistischen Bereich für den Einsatz des US- 
Militärkontingents in Indochina und für die 
Durchführung von geheimen Operationen der 
US-Nachrichtendienste in Indochina”. (Be- 
weisantrag der Verteidigung am 4. Mai 76 in 


USA, und den kämpfenden Völkern der drei pe) 


der Str.S. Baader, Ensslin, Meinhof und Ras- 


Vom IG-Farben-Haus wurden „die Opera- 
tionen im Rahmen sogenannter provokativer 
Aktionsprogramme gesteuert und kontrolliert 
— von den U2-Flügen über Osteuropa und 
der UdSSR in den 50er Jahren bis hin zum 
‚Zwischenfall‘ im Golf von Tonkin, mit dem 
die USA das Bombardement Nordvietnams 
legitimieren wollten”. (a.a.0.) 

Als die RAF das IG-Farben-Haus in Frank- 
furt am Main und das Hauptquartier der US- 
Armee in Heidelberg mit Bomben angriff, 
wurde vielen die Bedeutung bewußt, weiche 
die BRD als Hinterland für den US-Krieg in 
Indochina hatte. Was allerdings noch wichti- 
ger war: Durch diese Angriffe wurde gezeigt, 
daß es richtig und möglich ist, die Imperiali- 
sten hier, „im Herzen der Bestie”, anzugreifen 
und ihnen Verluste zuzufügen; daß es mög- 
lich ist, ihnen die Ruhe in der Etappe zu rau- 
ben und so einen direkten Beitrag für die 
Befreiungskämpfe der Völker der drei Konti- 
nente zu leisten. 

Hat die BRD zur Zeit der US-Aggression 
gegen Vietnam die Nutzung ihres Territoriums. 
für diesen Krieg „stillschweigend* geduldet, 
so ist diese Entwicklung heute viel weiter. In 
dem am 15.4.1982 in Bonn von den Regie- 
rungen der USA und der BRD unterzeichne- 
ten „Wartime Host Nation Support*-Abkom- 
men (Abkommen zur Unterstützung durch die 
Aufnahmenation in Krise oder Krieg) wird die 
Funktion der BRD als Hinterland der USA für 
Kriegseinsätze überall auf der Welt festge- 
schrieben. Innerhalb der NATO ist die BRD 
der einzige Staat, der ein solches Abkommen 
mit den USA hat. In Artikel 1 heißt es: „Die 
Regierung der Vereinigten Staaten von Ame- 
rika beabsichtigt, im Falle einer Krise oder 
eines Krieges im Einvernehmen mit der Re- 
gierung der Bundesrepublik Deutschland ihre 
in der Bundesrepublik Deutschland stationier- 
ten vier Divisionen und dazugehörigen flie- 
genden Staffeln innerhalb von zehn Tagen 
um sechs weitere gepanzerte, mechanisierte 
und Infanteriedivisionen und dazugehörige 
fliegende Staffeln zu verstärken, um in der 
Bundesrepublik Deutschland nach Möglich- 
keit bei Beginn oder erwartetem Beginn von 
Kampfhandlungen zehn Divisionen und dazu- 
gehörige Staffeln für eine erfolgreiche Vorne- 
verteidigung bereitzustellen. Für Zwecke die- 
ses Abkommens stellen die Vertragsparteien 
gemeinsam fest, wann eine Krise oder ein 
Krieg besteht.“ 

In Artikel 2 heißt es: „Art und Umfang der 
deutschen Unterstützung. Zur Erleichterung 
der Unterstützung der verstärkten US-Streit- 
kräfte und ihres zivilen Gefolges in der Bun- 
desrepublik Deutschland beabsichtigt die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland, 

. der Regierung der Vereinigten Staaten von 
Amerika im Krisen- oder Kriegsfall zu gewäh- 


T . Militärische Unterstützung durch Einhei- 
ten der Bundeswehr, wie in Anhang 1 be- 
schrieben." (nach AIB, Nr. 4/84) 

in diesem Abkommen ist die Umgehung 
des bundesrepublikanischen Parlaments 
schon vorgesehen, da gemäß Grundgesetz 


(Art. 80a und 115a) der Bundestag über den 
„Spannungsfall" oder „Verteidigungsfall” zu 
befinden hätte. Die Funktion der BRD in der 
Globalstrategie des US-Imperialismus wird 
hier offensichtlich. Wir möchten da noch hin- 
zufügen, daß es dabei nicht von wesentlicher 
Bedeutung ist, von welcher Koalition die Re- 
gierung der BRD gebildet wird. Auch die so- 
zialliberale Koalition hat den Kurs des US-Im- 
perialismus gegen die Völker der drei Konti- 
nente immer mitgetragen und durchgesetzt. 
Ihre wesentlichen „Errungenschaften“ passen 
da sehr gut hinein: Stammheim; Mogadischu; 
„Nachrüstungsbeschluß". 


Afrika 


Im Krieg des faschistischen portugiesischen 
Kolonialismus Mitte der 60er bis Anfang der 
70er Jahre gegen die Völker Angolas, Mo- 
sambiks und Guineas hat die NATO kräftig 
mitgemischt. Und hier war es vor allem die 
BRD-Regierung und waren es die bundes- 
deutschen Konzeme, die tief in diese Kolo- 
nialkrieg verstrickt waren. 

Stichwort „Cabora Bassa“. Es ging um den 
Bau eines Staudammes samt Kraftwerk in 
der Cabora Bassa-Schlucht, durch die der 
Sambesi fließt. „Den Fluß, der durch die Ca- 
bora Bassa-Schiucht fließt, den Sambesi, 
kann man grob gesagt als die Grenze zwi- 
schen den afrikanischen Ländern betrachten, 
die unabhängig geworden sind, und den 
Ländern im Süden des Kontinents, die noch 
unter weißer Vorherrschaft stehen.“ (Sietse 
Bosgra, Cabora Bassa) Es ging bei diesem 
Projekt des portugiesischen Kolonialismus 
nicht um „Entwicklungshilfe”, sondern darum, 
diesen Damm und das Kraftwerk als Mittel 


zerstören, 
er uns für immer vernichten, und das 
weiße, rassistische Afrika wird für Immer die 
Partie gewonnen haben.” 

Von der anderen Seite der Front hört sich 


eintreten. Deshalb muß Südafrika Irgend et- 
was Nichtmilitärisches tun, um die Portugie- 
sen, die so gute Arbeit leisten, in ihrem 
Kampf gegen die Terroristen zu unterstützen.“ 
(Sir de Villiers Graaff, damaliger Leiter der 
südafrikanischen „Opposition“, März 69; 
a.a.O.) Dieses „Nichtmiltärische" war der 
Staudamm Cabora Bassa. Es ging darum, mit 
Hilfe dieses Projekts Mosambik von der Zu- 


um, über dieses Projekt dem portugiesischen 
Kolonialismus іп der Region eine größere Un- 
terstützung seitens Westeuropas zukommen 
zu lassen. 


Nachdem sich Schweden und ttalien aus 
dem Konsortium für den Bau des Staudam- 
mes zurückgezogen hatten, verblieben noch 
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Südafrika, die BRD, die Schweiz, Frankreich 
und Portugal darin. Die BRD wurde zur stärk- 
sten Fraktion und war vertreten durch folgen- 
de Firmen: Hochtief, Essen; Siemens, West- 
berlin/München/Erlangen; AEG-Telefunken/ 
Westberlin, Frankfurt; J.M. Voith Maschinenfa- 
brik/Heidenheim; BBC/Mannheim. Die Bun- 
desregierung finanzierte schließlich über Her- 
mes-Kredite an Portugal das Projekt. Eine 
Vollversammlung der UNO stellte fest: „Die 
Vollversammlung der Vereinten Nationen 
bedauert die Aktivitäten finanzieller Interes- 
sengruppen In den unter portugiesischer 
Herrschaft stehenden Gebieten, die den 
Kampf der Völker um Selbstbestimmung; 
Freiheit und Unabhängigkeit behindern und 
die militärischen Anstrengungen Portugals 
verstärken.” (Resolution Nr. 2395, a.a.0.) 


Die BRD hätte von diesem Projekt durch- 
aus zurücktreten können, so wie es auch 
Schweden und Italien taten. Doch ging es 
der Bundesregierung und den hinter ihr ste- 
henden Konzernen darum, ihren Einfluß im 
südlichen Afrika auszubauen und das NATO- 
Mitglied Portugal zu stützen. Es lag nicht in 
Ihrem Interesse, sich von dort zurückzuzie- 
hen. Der damalige Außenminister Willy Brandt 
äußerte „in aller Freimut", daß die Bundesre- 
gierung keinen Anlaß habe, mit der langen 
Tradition der „Wirtschaftsbeziehungen zu 
Südafrika und den portugiesischen Gebieten 
einseitig zu brechen“. (Bulletin der Bundesre- 
gierung Nr. 63, S. 535) 

So wurden die Völker Mosambiks, Angolas 
und Guineas weiter mit Napalm aus NATO- 
Beständen und mit westdeutschen Waffen 
massakriert. 

Westdeutsche Waffenlieferungen an Por- 


^ tugal, die im südlichen Afrika eingesetzt wur- 


den: 1966: 40 Kampfflugzeuge vom Typ Fiat 
G 91 - NATO-Type R 4 sowie Personal zu 
ihrer Wartung; 110 mit 37-mm-Raketen be- 
stückte Flugzeuge vom Typ Dornier DO 27, 
von denen die letzten zwanzig 1969 eintra- 
fen; 8 Transportflugzeuge Nord 2502 Norat- 
las; 60 Düsenjäger F-86 Sabre; ca. 10 Hub- 
schrauber vom Typ Saro Skeeters; 1961/62 
acht Patrouillen-Barkassen (davon fünf nach 
Angola) ; die Hamburger Werft Blohm & Voss 
lieferte die drei größten Kriegsschiffe, die seit 
1945 auf einer westdeutschen Werft gebaut 
wurden (Einsatz in Guinea); Panzer M-41 und 
M-47; Mercedes-Benz liefert Unimogs und 
schwere Transportfahrzeuge; Herstellung von 
G 3-Gewehren in Portugal mit Erlaubnis der 
Bundesregierung. (Alle Angaben aus Ruth 
First, Portugals Krieg in Afrika) 

Wenn also heute das „Blaupausen’ge- 
schäft der BRD-Regierung für U-Boote an 
Südafrika bekannt wird oder die Rolle, die 
westdeutsche Konzerne beim Aufbau einer 
südafrikanischen Atommacht gespielt haben 
und spielen, so hat das eine lange Tradition. 
In diesem Zusammenhang sei auch an dıe 
Intervention der westdeutschen Sozialdemo- 
kratie nach der „Revolution der Nelken” in 
Portugal erinnert, als die SPD über die Sozia- 
listische Internationale ihr konterrevolutionä- 
res Projekt einer „Sozialistischen Partei” in 
Portugal startete und kraftig Geider reinbut- 
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terte, um die Revolution kaputtzumachen. (Im 
übrigen verweisen wir in diesem Zusammen- 
hang auch an die enormen Kredite an die 
Türkel, die den faschistischen Putsch dort 
mitfinanzieren halfen und unter der Regie von 
Matthöfer - SPD — vergeben wurden.) 


Ein erstes Resümee 


Ob Adenauer-Regierung oder sozialliberale 
Koalition — die BRD erfüllte und erfüllt ihre 
Aufgaben im Rahmen der imperialistischen 
Globalstrategie der USA konsequent und fol- 
gerichtig. Inwieweit sich das Verhältnis heute 
anders darstelt durch die ökonomische 


Eines bleibt allerdings schon festzuhalten: 
Das Territorium der BRD ist nach wie vor Hin- 
terland für das US-Militär, um von hier aus 
seine Aggressionen gegen die Völker Alrikas, 
des Mittleren und Nahen Ostens durchführen 
zu können (letztes Beispiel: Libyen). Diese 
Funktion der BRD ist in dem 1982 geschlos- 
senen „Wartime Host Nation Support‘-Ab- 
kommen noch einmal ausdrücklich in beider- 
seitigem Einvernehmen lestgeschrieben wor- 
den. 

Wir können auch feststellen, daß sich das 
Engagement des BRD-Imperialismus seit 
1945 insoweit bis Mitte der sechziger/An- 
fang der siebziger Jahre verändert hat: vom 
„Ost-West-Konflikt® (Annektion der DDR und 
Teile Polens und der UdSSR als klar ausge- 
sprochene Linie) hin zum „Nord-Süd-Kontlikt” 
(südliches Afrika, Südostasien, Iran). Das 
geschieht heute vor dem Hintergrund einer 
neuen „technologischen Revolution* und der 
totalen Verschuldung der unterentwickelt 
gehaltenen Länder der drei Kontinente. Dazu 
kommen wir noch. 

Andreas Baader, Gudrun Ensslin, Ulrike 
Meinhof und Jan Raspe schrieben in ihrer 
„Erklärung zur Sache” im Stammheim-Prozeß 
1975/76, daß die Funktion der westdeut- 
schen Außenpolitik und der Sozialdemokratie 
darin besteht, durch die Reisen sozialdemo- 
kratischer Politiker in die Länder der drei 
Kontinente die dortigen Regierungen für die 
imperialistische Strategie weichzukiopfen, 
„durch Erpressung, Bestechung, Korruption 
die Bedingungen für den Verrat und die be- 
dingungslose Unterwerfung unter die transna- 
tionalen Konzerne zu schaffen, weil der US- 
Imperialismus nackt als die Verkörperung der 
Verbrechen der Genozidstrategie vor der Welt 


verhängt 
muß — schickt er die sozialdemokratischen 
Masken vor. 


Auch hier haben sich die Verhältnisse 
umgekehrt: Operiert das westdeutsche Kapi- 
tal während des Aufstiegs des US-Imperlalis- 
mus im Schatten seiner Aggression, unter 
dem Schutz seiner politisch- militärischen 


wo sie anders nicht mehr hinkommen kön- 
nen, weil die Macht ihrer politischen und mili- 


tärischen Maschine in der Offensive des 
weltweiten Befreiungskrieges gebrochen wor- 
den ist, den Mythos der Unbesiegbarkeit ver- 
loren hat. 

„Bonn — sagt Genscher (lt. Spiegel 48/75) 
— müsse überall dort einspringen, wo die 
‚Amerikaner, Briten und Franzosen іп der 3. 
Weit aus ihren angestammten Positionen ver- 
drängt werden.. Das ist: Südeuropa, Nahost, 
Nordafrika, Schwarzafrika, Lateinamerika — 
wie er sich das denkt” * 


BRD und Türkei 


Am 12. September 1980 wurde innerhalb 
des NATO-Manövers „Anvil Express" eine 
fünfköpfige Militärjunta an die Macht ge- 
putscht. Diese verkündete, die Grenzen der 
NATO lägen beim Persischen Golf. Vorausge- 
gangen war dem folgendes: Auf Initiative von 
Alexander Haig, dem damaligen Oberbefehis- 
haber der NATO in Europa, kam 1979 der „2. 
Marshallplan für die Türkei” ins Rollen, um die 
Südostflanke der NATO „аби“ zu machen. 
Daraufhin tagte in Gouadeloupe ein Krisen- 
management zur „Türkei-Frage‘, bei dem 
dem u. a. die Regierungschefs der USA, der 
BRD, Frankreichs und Englands anwesend 
waren. Neben den USA und der Weltbank 
gestanden die Imperialisten vor allem der 
BRD die federführende Rolle bei der „Rettung 
Südostflanke der МАТО ,stabil zu machen. 
Daraufhin tagte in Gouadeloupe ein Krisen- 
management zur „Türkei-Frage”, 
dem u. a. die Regierungschefs 
BRD, Frankreichs und Englands anwesend 
waren. Neben den USA und der Weltbank 
gestanden die Imperlalisten vor allem der 
BRD die federführende Rolle bei der „Rettung 
der Türkei” zu. Bis Ende 1980 belief sich die 
Militär- und Wirtschaftshiife der BRD an die 
Türkel auf 2,4 Milliarden DM. Im Rahmen in- 
nerhalb der Arbeitsteilung der NATO ist die 
BRD für die Versorgung der Türkei mit Rü- 
stungsgütern zuständig. Seit 1972 unterhal- 
ten die türkischen Streitkräfte beim Bundes- 
wehrbeschaffungsamt in Koblenz einen eige- 
nen Verbindungsstab für den Kontakt mit der 
westdeutschen Rüstungsindustrie. 

Die Ziele des Putsches wurden allerdings 
nicht erreicht. Im türkischen Teil Kurdistans 
hat die PKK einen Guerillakrieg für nationale 
Unabhängigkeit und Sozialismus entwickelt, 
der den türkischen Militärs und der NATO 
schwer zu schaffen macht. Vor einigen Mona- 
ten war eine Abteilung der westdeutschen 
GSG 9 in der Türkei, die mehrere zehntau- 
send Soldaten für den Kampf gegen die kur- 
dische Guerilla ausbildete. In den großen 
Städten der Türkei hat sich die Arbeiterbewe- 
gung reorganisiert, und die Aktivitäten des 
politischen bewaffneten Widerstands nahmen 
zu. 

Die soziale Lage der Bevölkerung hat sich 
seit dem Putsch rapide verschlechtert: „In der 
Türkei ist heute ein Punkt erreicht, wo Тейе 
der Bevölkerung gar nicht mehr stillhalten 
können. 


Denn unter dem Regime der Generäle und 
des Vertrauensmanns des westlichen Kapi- 
tals, Turgut Özals, setzte für die Arbeiter und 
kleinen Bauern ein Verarmungsprozeß ein, 


der zu Ruin und Hunger führt. Die Löhne sind 
seit 1980 um die Hälfte gesunken. Der Ruf 
nach „Brot auf der Demonstration in izmir 
wird so verständlich. 

Daß gerade die Auslandskonzeme verfah- 
ten können, wie es ihnen paßt, daß sie jetzt 
noch.niedrigere Löhne ausnutzen und über- 
dies Milliardensubventionen aus der türki- 
schen Staatskasse entnehmen können, ist 
ein wesentliches Ergebnis des Putsches von 
1980. 

Seit damals haben die 500 größten Indu- 
strieunternehmen der Türkei, darunter Sie- 
mens, AEG, Mannesmann, Daimler-Benz, 
Hoechst, Bayer und viele andere uns wohibe- 
kannte Namen, eine Gewinnsteigerung von 
durchschnittlich 530% erzielt. (Hürriyet, 5. 7. 
1986, nach einer Untersuchung der Indu- 
striekammer.) 

Ein Konzern wie Daimler-Benz, der derzeit 
rund 23 Mio. DM in der Türkei investiert hat, 
transferierte allein von 1981-84 25 Mio. DM 
Gewinn nach Stuttgart. (Daimler Jahresbe- 
richte 1983 und 1984) 

Ein zweites wesentliches Ergebnis des 
Putsches Ist, daß seit 1980 wieder Zinsen 
auf die Auslandsschulden gezahlt werden. 

Die BRD ist Haupthandelspartner, Investor 
Nummer 1 und zusammen mit den USA 
Hauptkreditgeber der Türkei. Vor diesem Hin- 
tergrund setzte der Putsch vom 12. Septem- 
ber lediglich die Rahmenbedingungen, die 
nötig waren, um das „Investitionsklima' zu 
verbessern und um wieder regelmäßig Zin- 
sen aufbringen zu können.” (Charles Pauli, 
Hinter der Fassade der „Demokratisierung, 
In: AIB, Nr. 12/86) 

Die Politik der BRD in der Türkei läuft dar- 
auf hinaus, aus dem Land eine Waffen- 
schmlede zu machen und es als Bastion 
gegen die Völker im nahöstlichen Raum aus- 
zubauen. Zur Zeit finden NATO-Manöver im 
[östlichen Teil der Türkei, also im türkischen 
[Teil Kurdistans, statt, wobei die Bundeswehr 
das größte Kontingent stellt. Dieses „Manö- 


mation darüber in Kurdistan Report.) Der kur- 
dische Widerstand steht den Plänen der NA- 
TO-Imperlalisten für eine „befriedete Südost- 
flanke" und für den Zugriff auf das Erdöl im 
arabischen Raum im Wege. Sie haben jetzt 
damit begonnen, Zwangsumsiediungen gan- 
zer Dörfer in Kurdistan vorzunehmen, um 
„free-fire-zones“ zu schaffen, wie sie aus 
idem Krieg der USA gegen das vietnamesi- 
sche Volk bekannt sind, (Errichtung von 
„Wehrdörtern”.) 


pagne verschiedener Kräfte gegen die PKK 
stützen, дег „Mord”, „Raub”, „Егргеззипо” etc. 
vorgeworfen wird, kurz: gegen die PKK läuft 
die psychologische Kriegführung aus den 
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Stäben der Geheimdienste, des ВКА, der 
Bundesanwaltschaft und dem Bundeskanz- 
leramt nach genau dem Muster ab, wie es 
auch gegen die RAF angewandt wurde: „Kri- 
minelle”; Pathologisierung des Widerstands. 

Wie weit die Verfolgung und Kriminalisie- 
tung in der BRD getrieben werden kann, 
zeigt eine Begründung des 11. Senats des 
Lüneburger Oberverwaltungsgerichts für die 
Ablehnung des Asylantrags eines Kurden, der 
in seinem Heimatort Idil leitendes Mitglied 
einer kurdischen Jugendorganisation war und 
bei einer illegalen Kundgebung mit 60 ande- 
fen zusammen festgenommen wurde. Wäh- 
rend der Haftzeit wurde er gefoltert. Im Pro- 
zeB sagte der vorsitzende Richter Stelling: 
„Im Grunde Ist das alles nichts Neues, das 
kenne ich alles aus den Akten.“ 

Wir zitieren aus der Begründung: „Die 
kemalistische Tradition in der Staatsführung 
und die konkrete zeitgeschichtliche Situation 
In der Türkel bleten auch den Ansatz für das 
Verständnis der strafgerichtlichen Praxis. Die- 
se ist allerdings gerade im Bereich der 
Staatsschutzdelikte durch ein rigoroses Vor- 
gehen der Strafverfolgungsbehörden gekenn- 
zeichnet ... Hinzu kommen schlechte Haftbe- 
dingungen, die — vornehmlich im Stadium 
des Ermittlungsverfahrens — auch die Gefahr 
der Folter einschließen. Einzelne Erschel- 
nungsformen der Strafrechtspflege lassen 
sich jedoch nicht losgelést von den maßge- 
blichen Tendenzen des zugrunde liegenden 
politisch-gesellschaftlichen Systems beurtei- 
len. Die Strafrechtspflege erfüllt ihre Ord- 
nungsfunktion im Spannungsfeld der gesell- 
schaftlichen Interessen und wird durch diese 
geprägt. Die angewendeten Gesetze sind 
Ausdruck des staatlichen Ordnungswillens in 
der jeweiligen konkreten zeitgeschichtlichen 
Situation. Auch im Falle der Türkei vermag 
der Senat nicht zu erkennen, daß die tellwei- 
se rechtsstaatswidrigen Begleitumstände der 
Strafverfolgung Ausdruck einer politischen 
Verfolgung im Sinne des Art. 16 Abs. 2 Satz 
2 GG sind. Sie ordnen sich vielmehr der all- 
gemelnen Zielsetzung des kemalistischen 
Staates unter, die Einheit und Unabhängigkeit 
des Landes zu bewahren und gleichzeitig 
eine pluralistische Gesellschaftstorm zu er- 
halten.” 


Den Leserinnen und Lesern der „Gemein- 
samen Beilage" brauchen wir hier nicht zu 
erläutern, was diese Begründung bedeutet, 
das wissen sie selber. Über die Bedeutung 
der Folter bei der Erhaltung des Pluralismus 
heißt es in dem Urteil weiter: „Auch durch 
den Einsatz der Folter insbesondere in straf- 
rechtlichen Ermittiungsverfahren erhält die 
Verfolgung der Strafschutzdelikte keine politi- 
sche Qualität. Derartige Übergriffe finden ihre 
Erklärung teils in der traditionsbedingten Ein- 
stellung der Türken zur Gewalt, die sich nicht 
nur im Bereich strafrechtlicher Verfahren, son- 
dern auch im Wehrdienst oder bei der Kin- 
dererziehung niederschlägt ...” (nach: Otto 
Köhler, Lüneburger Folter, in konkret‘, Nr. 
9/85) 


Wer sich in der deutschen Geschichte von 
1933 bis 1945 auskennt, weiß diese AuBe- 
fungen eines bundesdeutschen Richters ein- 


zuschätzen. 
BRD und Südafrika 


Die BRD ist der drittgrößte Handelspartner 
Südafrikas, war aber im Jahr 1985 sein größ- 
ter Lieferant. Jährlich 50000 bundesdeut- 
sche Touristen in Südafrika und Namibia, die 
„nicht nur Devisen hin-, sondern auch lupen- 
reine Propaganda herbringen* (Brönner/ 
Paschlau). Bundesdeutsche Banken „sind 
nach Anzahl der für den südafrikanischen 
Staat und seine fünf Schlüsselunternehmen 
des militärisch-strategischen Sektors gema- 
nagten Anleihen Weltnummer 1°. (Brönner/ 
Paschlau, Enge Kollaboration BRD- Südafri- 
ka, in: AIB, Nr. 1/2, 86) Die führenden bun- 
desdeutschen Giläubigerbanken: Dresdner 
Bank AG, Deutsche Bank AG, Commerzbank 
AG, Bayerische Vereinsbank AG, Berliner 
Handels- und Frankfurter Bank — BHF-Bank, 
Westdeutsche Landesbank-Girozentrale, 
Bayerische Hypotheken- und Wechselbank. 
Laut .Spiegel* (38/85) haben die Dresdner 
Bank 1,2 Mrd. DM, die Deutsche Bank 780 
Mio. DM und die Commerzbank 450 Mio. 
DM an Südafrika geliehen. 

Für die südafrikanischen Faschisten und 
Rassisten die Hilfe der westdeutschen Impe- 
flalisten. „Jedes Handelsabkommen, jede 
Bankanleihe, jede neue Investition ist ein wei- 
terer Baustein unseres Fortbestehens.” So J. 
B. Vorster, ehemaliger Premierminister von 
Südafrika, schon 1972. Allerdings zum ge- 
genseltigen Vorteil. So bezieht zum Beispiel 
der VW-Konzern von 1985-89 700000 Ton- 
nen Steinkohle aus Südafrika (trotz „Кизе“ im 
hiesigen Kohlebergbau). Diese Kohle aus 
Südafrika ist für den VW-Konzern billiger, well 
die Lage der schwarzen Bergleute in Südafri- 
ka gekennzeichnet ist durch: wesentlich 
niedrigere Löhne, kaum Sozialleistungen, 
unzureichende oder gar keine Sicherheitsbe- 
stimmungen am Arbeitsplatz. 

Weiter: „Die Hermes-Bürgschaften, mit 
denen die Bundesregierung Exportgeschäfte 
bundesrepublikanischer Firmen finanziell ab- 
sichert, haben sich für Geschäfte mit Südafri- 
ka von 656,5 Millionen DM im Jahre 1975 
auf derzeit rd. 3,868 Mrd. DM erhöht. ... 70 
Prozent der durch Hermes-Bürgschaften 
abgesicherten Exportgeschäfte nach Südafri- 
ka werden von nur sieben Firmen aus der 
Bundesrepublik getätigt; zu ihnen gehören 
BBC (Mannheim), Siemens, Mannesmann, 
Gute-Hoffnungshütte/MAN, Linde und die 
Deutsche Babcock, die alle beim Ausbau des 
südafrikanischen Energiesektors stark enga- 
giert sind." (Publik Forum, 4.2.83) 

Auch die BRD-VerstéBe gegen das Rü- 
stungsembargo über Südafrika sind sehr 
zahlreich. Wir bringen einige Beispiele (ein 
vollständiger Abdruck findet sich in AIB, Jan./ 
Feb. 1986): 


Verletzungen des Rüstungsembargos bis 
1981: 


= 3000 Militärfahrzeuge durch Magirus- 
Deutz, Ulm 

= 300 Unimog-Militärfahrzeuge durch Daim- 
ler-Benz, Stuttgart 

— 150000 in Portugal mit bundesdeutscher 
Lizenz gefertigte und mit Genehmigung an 
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Südafrika gelieferte G3-Gewehre 

— Jeep-Produktion durch die südafrikanische 
VW-Tochtergeselischaft 

— Produktion von Militärelektronik durch die 
Siemens-Tochter SAMES. 

— Produktion von Treibstoff für die Rassisten- 
Streitkräfte und von Sprengstoff-Ausgangs- 
produkten durch die nach BRD-Technologie 
und von BRD-Firmen hauptsächlich erbauten 
Sasol-Fabriken. 

Verletzungen des Rüstungsembargos, die 
nach 1981 bekannt wurden: 

— Inzwischen sind 10000 Militärfahrzeuge 
von Magirus-Deutz, Ulm, angeliefert worden. 
= Die Firmen Rheinmetall, Wasag, Otto Jun- 
ker, Düsseldorf, Süddeutsche Baubeschläge- 
fabrik, München, lieferten die Munitionsfüllan- 
lage für die Artilleriegeschosse, die durch die 
G 5 bzw. G 6 verschossen werden 

— Die Sondereinheit Special Commandos der 
rassistischen Streitkräfte ist mit G 3-Geweh- 
ren, Schlauchbooten von BMW und Romika 
Gummischuhen ausgerüstet. 

— BMW lieferte an die Apartheidstreitkräfte 
40 Motorräder. 

— Die Firma Siemens installierte den Streit- 
kräften der Rassisten ein hochmodernes Te- 
lefonsystem. Derartige Zentralen dürfen als 
„strategische Waren“ nicht in die Sowjetunion 
geliefert werden. 

— Die Firma MBB lieferte 1985 vier ВО 105- 
Hubschrauber. 

Das sind nur ein paar Beispiele dafür, wie 
BRD-Konzerne und BRD-Regierung das Rü- 
stungsembargo gegen Südafrika durchbre- 
chen. Wichtig zu erwähnen ist, daß die BRD 
maßgeblich mitbeteiligt war am Bau der 
Urananreicherungsanlage Pelindaba und 
Südafrika bei der Herstellung von Atombom- 
ben hilfreich zur Seite stand, unter anderem 
eine rüstungstechnische und nukleartechno- 
logische Wissenschaftler- und Technikeraus- 
bildung von Südafrikanern in der BRD durch- 
führte. (Genaueres dazu in: AIB, verschiede- 
ne Ausgaben.) 

Interessant ist auf jeden Fall: Die Namen 
der westdeutschen Konzerne, die hier auftau- 
chen, sind dieselben, die im Zusammenhang 
mit der Unterstützung des Kolonialkrieges der 
Portugiesen in Afrika und mit dem Cabora- 
Bassa-Projekt genannt wurden. Und auch 
nach der Unabhängigkeit dieser Länder — 
Angola, Mosambik, Simbabwe — ist der Kurs 
der südafrikanischen Rassisten auf Krieg 
gegen diese Länder ausgerichtet. Ständige 
Überfälle durch die südafrikanische Armee, 
Unterstützung diverser Contra-Banden wie 
der UNITA in Angola oder der RNM in Mo- 
sambik, Sabotage- und Terrorakte gegen die 
Infrastruktur dieser Länder, Massaker an der 
Bevölkerung, die ständige Besetzung Nami- 
bias (von dort bezieht die bundesdeutsche 
Atomfabrik ALKEM den Großteil ihres Urans) 
— das ist die Politik Südäfrikas gegen die 
umliegenden jungen afrikanischen National- 
staaten. 


Die BRD-Imperialisten sind sich in dieser 
Region treu geblieben. So stiegen die bun- 
desrepublikanischen Netto-Direktinvestitionen 
in Südafrika nach Angaben des Bundeswirt- 
schaftsministeriums zwischen 1965 und 


1981 von 85,9 Mio. DM auf 710 Mio. DM. 
Sie haben dort bei einem Sieg der schwar- 
zen Revolution also einiges zu verlieren. 
Nicht nur ökonomisch, sondern auch poli- 
tisch, denn Südafrika ist für sie und für die 
NATO der Garant im südlichen Afrika gegen 
die Befreiungsbewegungen und gegen die 
jungen Nationalstaaten. In welche Richtung 
die Konfrontation dort weiterlaufen wird, ha- 
ben die jüngsten „Wahlen* der Weißen ge- 
zeigt: volle Konfrontation. 


Hintergründe 


In einem Interview mit der RAF (abgedruckt 
in „zusammen kämpfen“, Nr. 2) ist die Rede 
davon, daß „die Militärpolitik zur Lokomotive 
des Kapitals wird". Dieser Vergleich ist tref- 
fend. Am Beispiel von Daimler-Benz ist das 
gut nachvollziehbar. Der Umsatz des Kon- 
zerns betrug 1984 43,5 Milliarden DM, er 
wird 1986 über 60 Milliarden liegen. Daimler- 
Benz kaufte Anfang 1985 den drittgrößten 
Rüstungskonzern der BRD, die Motoren Tur- 
binen Union (MTU), auf. „Im Sommer folgte 
die Mehrheitsbeteiligung bei Dornier, im 
Herbst kam die AEG dran ~ Rüstung, Raum- 
fahrt, Hochtechnologie sind die neuen drei 
Zacken des guten Stems." (Winfried Wolf, 
Vom Krieg des guten Sterns, in: konkret 
12/86) 

Dieser neue Konzern (Daimler/AEG/ 
MTU/Dornier) wird „von den 60 Milliarden 
Gesamtumsatz — einschließlich des Sektors 
Militär-Lkw — zwischen sechs und acht Mil- 
liarden im Ristungssektor umsetzen. ... 
Damit ist Daimler größter Rüstungskonzern 
im zweitgrößten imperialistischen Land. Die 
Nummer 2, MBB, hat einen Umsatz von 5,9 
Milliarden und nennt einen Rüstungsumsatz 
von 3,3 Milliarden.“ 

„Wenige Tage nach Daimlers Zuschlag bei 
AEG fand sich dann die entscheidende Notiz 
in den Zeitungen: Dornier — also Daimler, 
also die Deutsche Bank - werde sich ge- 
meinsam mit dem US-Konzern Sperry als 
erstes deutsches Unternehmen an der Aus- 
schreibung des US-Kriegsministeriums für 
das SDI-Projekt beteiligen. Auch MBB befin- 
det sich laut ‚Süddeutscher Zeitung’ im ,SDI- 
Visier‘, (а.а.0.) 

Diese Entwicklung, der Einstieg der Auto- 
multis in den High-Tech- und Rüstungsbe- 
reich, ist in allen imperialistischen Staaten zu 
beobachten (General Motors, Ford, Chrysler, 
Toyota, Toyo Kogyo, Nissan, Mitsubishi, Fiat). 
Grundlage dafür: 

— die verschärfte imperialistische Konkurrenz 
auf dem Weltmarkt; 


— der hohe Profit im Rüstungsgeschäft, der 
den in der zivilen Produktion um ein Vielfa- 
ches übersteigt; 
— die Beständigkeit der Aufträge durch staat- 
liche Aufträge, die wiederum durch den 
Hochrüstungskurs der Imperialisten garantiert 
sind; 
— die steigende Nachfrage nach Rüstungs- 
gütern durch Kriege in der 3. Welt und Krie- 
ge gegen die Befreiungsbewegungen. 

Für Westeuropa entspricht dem SDI-Projekt 
das Eureka-Projekt, das allerdings weiter und 
breiter angelegt ist als SDI. Funktionieren soll 


imperialismus 


es im wesentlichen über die Achse Bonn— 
Paris. Das SEL-Vorstandsmitglied Meckinger 
zu Eureka: „Verblüffend hoher Grad an Über- 
einstimmung der Technologie-Matrix von SDI 
und Eureka.” 

Die Initiative für Eureka geht von Frankreich 
aus, das wieder „Weltpolitik“ machen will: 

— Das Modernisierungsprogramm der fran- 
zösischen Streitkräfte 1984-88 sieht eine 
Verdoppelung der Zahl der seegestützten 
Atomraketen vor; die Indienstnahme der er- 
sten nuklearen Angriffs-Unterseeboote und 
der neuen Jäger-Generation „Mirage 2000"; 
— im Juli 1985 wurde die französische 
„Schnelle Еіпогейтирре" (РАЯ — Force 
d.Action Rapide) mit 60000 Mann vorge- 
stellt, die vor allem auf dem Gebiet der BRD 
eingesetzt werden soll; 

— die „vitalen Interessen" Frankreichs wurden 
über die Grenzen des eigenen Landes hin- 
aus auf ganz Westeuropa erweitert; 

— die Aufgabenbestimmung französischer 
Militärpolitik erhält eine ausdrücklich antiso- 
wjetische Stoßrichtung, etwa beim geplanten 
französischen Aufklärungssatelliten; 

— die Reaktivierung der Westeuropäischen 
Union für die Ausweitung der Rüstungspro- 
duktion und für Kriegführungssysteme im 
Weltraum geht ebenso auf Frankreich zurück 
wie die vermehrten gemeinsamen Manöver 
der französischen Streitkräfte mit den US- 
amerikanischen. 

Das gesamte imperialistische System rü- 
stet auf, an allen Fronten. Es ist die Restruk- 
turierung und Formierung für den imperiali- 
stischen Krieg, was die Imperialisten betrei- 
ben. In diesem Zusammenhang steht Eureka 
ebenso wie SDI. „Die Restrukturierung für 
den imperialistischen Krieg konkretisiert sich 
heute in der Metropole auf der Seite des 
Kapitals in der radikalen Umwälzung der ge- 
sellschaftlichen Produktion durch Forschung, 
Entwicklung und Produktion von Hochtechno- 
logien, die ihm Profitmaximierung und die 
absolute Steigerung der Produktivität zur Sta- 
bilisierung seiner Struktur und ökonomischen 
Basis in den Zentren und zur Sicherung sel- 
ner Position auf dem Weltmarkt bringen soll; 

das Technologiemonopol ist der strategi- 
sche Hebel zur Steigerung des Profits für die 
internationalen militärisch-industriellen Kom- 
plexe — die zu der politisch-ökonomischen 
Basis der Metropolen geworden sind — zur 
Zementierung und Verschärfung der Abhän- 
gigkeit der Länder der 3. Welt und für die 
militärische Übermacht gegenüber den sozia- 
listischen Staaten.“ (Aus der Erklärung des 
Kommandos Mara Cagol. RAF) 

Die multinationalen Konzerne und die im- 
perialistischen Staaten setzen die neuen 
Technologien als Kriegsmittel gegen die 3, 
Welt ein, „Da die Weltmarktpreise der Waren 
durch die Unternehmen mit der höchsten 
Produktivität bestimmt werden, sind die neo- 
kolonialen Länder gezwungen, für ihre Impor- 
te Güter zu exportieren, in denen ein gegen- 
über den Einfuhren Mehrfaches an lebendiger 
‚Arbeit steckt. Der Unterschied zwischen den 
kapitalintensiv produzierten Fertiggütern, die 
die Entwicklungsländer beziehen müssen, 
und den arbeitsintensiv gewonnenen Roh- 
stoffen und Agrarerzeugnissen, die sie dafür 
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Perspektiven des proletarischen 
und antlimperlallstischen Kampfes 
In der BRD und Westeuropa 


liefern, verschlechtert das Austauschverhält- 
nis weiter zuungunsten der Dritten Welt.” 
(Wolfgang Schneider, Der Countdown läuft, 


Wir halten folgende Perspektive für angemes- 
Braas edbaart кре тесе sendung der Bundeswehr іп Bürger- beiden Seiten. 


bullenapparat NATO 


Bundeswehr übt in Bürgerkriegs- 


und Kriegsgebiet Kurdistan 
Im Mai berichteten wir von dem im der Gegend um Diyarbakir wiederholt 
Juni stattfindenden NATO-Manöver zu Auseinandersetzungen zwischen 
“Aurora-Express" in Turkisch-Kurdi- Armee und Aufständischen sowie zu 
stan. Gegen dieses Manöver fand am Überfällen türkischer Armeeeinhei- 
87, dem Tiy des Manöverbeginns, ten auf-kurdische Dörfer. Die türki- 
ine Pressekonferenz gegen die "Ent- sche Presse meldete mehrere Tote auf 


ie . kriegsgebiet" statt mit BrigittexHein- Selbst höchste staatliche und mili 
isen des Intemalionslen Kasse баз Вени. rich, MdEP, die GRÜNEN, und Видел tärische Stellen, wie Ministerpräsi- 
eignet, das die Bewegung gegen den 05. Arslan, kurdischer Rechtsanwalt. Das dent Ozal und Generalstabschef Urug, 
Krieg in Vietnam entwickelt hat und das in "informationsbüro tUrkei" in Hanno- geben inzwischen zu, daß 'man sich 
der Offensive der RAF 72 praktisch wurde — Ver erstellte für diese Konferenz eine auf einen längerfristigen Krieg ein- 
als proletarischer Intemationalismus, im ge- Informationsmappe. Im Folgenden Bge- richten mubte'. 
meinsamen Kampf gegen den US-Imperialis- ben wir Auszüge aus der Preeseinfor- Mit der Durchführung des Manövers 
mus — und zugleich ein Angriff auf die Funk- Mation des informationsbUros wieder: in genau diesem Gebiet leisten МАТО) 
tion der BRD als kriegführende Partei für den "Am Montag, dem 1. Juni 1987, т Bundeswehr dem türkischen Ver- 
US-Imperialismus war — und ist.” (Prozeßer- starteten 1000 Bundeswehrsoldaten BUndeten in diesem Krie Schützen- 
klärung von Ingrid Barabass am 4.3.82) verschiedener militärischer Einheiten hilfe; es ist unseres Wissens das erste 

Proletarische Aktion nach DIYARBAKIR in Turkei-Kurdi- Mal seit Aufbau der Bundeswehr, 928 
stan, wo vom 1.bis zum 10. Juni das Bundeswehreinheiten so direkt in ei- 
NATO-Manöver ‘Aurora-Express' пет (BUrger-)kriegsgebiet ‘im Ein- 
stattfinden. Die Bundeswehr stellt da- satz' sind —und sei es in einem Mand- 
mit das größte Länderkontingent fut ver. 2 
diese Übung, die von der Allied-Mobi- Nicht vergessen werden sollte in 
le Force, der 'schnellen Eingreiftrup- diesem Zusammenhäng, ‘ daß dies 
pe! der NATO, durchgeführt wird. gleichzeitig das Gebiet ist, von dem 

Dieses Manöver findet genau in dem aus türkische Truppen in den letzten 
Gebiet statt, indem die tUrkische Ar- Jahren und Monaten wiederholt zu mi- 
mee seit Sommer 1984 einen immer litärischen Überfällen auf den Nord- 
härteren Krieg gegen die kurdische irak starteten — zuletzt am 4.3. dieses 
Nationalbewegung führt: Trotz aller Jahres, daß die Basis DIYARBAKIR 
Beteuerungen der türkischen Regie- dabei mehrfach als Stactbasis genutzt 
tung, es handle sich bei dieser Ausein- wurde und daß in der türkischen Uf- 
andersetzung um einzelne Gefechte fentlichkeit seit Monaten lautstark 
zwischen dem Heer und einer "Напд- Uber eine mögliche Annektion des 
voll Terroristen", geht der Krieg nun Nordirak diskutiert wird, verbunden 
schon ins dritte Jahr. Mit Massende- mit einem militärischen Eingreifen im 
rtationen, Verschleppungen, will- Golfkrieg, falls der Irak verlieren soll- 
Urlichen Verhaftungen, Erschießun- te. 
gen und Folter gleicht er eher einem Auch vor diesem Hintergrund be- 
Vernichtungste! Sn gegen das ge- kommt die NATO-Übung eine beson- 
samte kurdische Volk. dere Brisanz, zumal auch in NATO- 
Auch während der ersten Manöver- Kreisen immer wieder Uber eine 'mög- 
woche der 'Aurora-Express' kam es in liche Erweiterung des NATO-Einfluß- 
gebietes im Nahen Osten! und insbe- 
sondere verschiedene Optionen eines 
möglichen Eingreifens in den Krieg 
Iran-Irak diskutiert werden." 
Die Pressemappe enthält Berichte 
über die Burgerkriegslage in Kurdi- 
stan, Uber die mili hen und poli- 
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m. - Die in der „ТВЕУ!“- seitige Informationen über 
Gruppe zusammengeschlos- Kontrollen an den EG-Außen- 
senen Innen- und Justizmini- grenzen stützen. Alle Daten 


tern in Brüssel Fragen der 
Terrorismusbekämpfung, des 
gemeinsamen Vorgehens ge- 
gen die grenzüberschreitende 
Schwerstkriminalität sowie 
Probleme der zunehmenden 
Flut von Asylbewerbern. 
Dabei wurde zur Eindä- 
mung illegaler Einwanderung 
und zum Kampf gegen den 
Terrorismus für die zwölf 
Länder der EG eine sehr weit- 
gehende Zusammenarbeit ver- 
einbart. Die einheitliche Ein- 
wanderungs- und Asylpolitik 
soll sich vor allem auf gegen- 


ster der EG-Staaten erör- über Paßfälschungen werden 


künftig in der EG ausge- 
tauscht, Maßnahmen gegen 
Beförderungsunternehmen, die 
Illegale einschleusen, verein- 
heitlicht. Berichte über die 
„Internationale Bedrohungs- 
lage Terrorismus“ sollen halb- 
jährlich der EG-Präsident- 
schaft übermittelt werden. Zu 
den in Brüssel erreichten 
Maßnahmen gehört auch die 
Schaffung eines „abhörsi 
ren und störungsfreien Fern- 
meldeweges“ zwischen den Po- 
lizeibehörden der EG-Staaten. 


zeiliche Zusammenarbeit zwischen 
der BRD und der Türkei und Material 
über das Ausmaß von Militärhilfe an 
die Türkei. Der dem Material beilie- 

‚ende Redebeitrag des Rechtsanwalts 

rsalan befaßt sich mit der Geschich- 
te des Krieges der türkischen Regie- 
rung gegen das kurdischen Unanhän- 
gigkeitsstreben. Die Materialien kön- 
nen bezogen werden Uber die Redak- 
tionsandresse oder über: informa- 
tionsbUro türkei, Postfach 911154, 
3000 Hannover 91 —(jok) 


NATO 


Von Lella Rangel 


Berlin (taz) Die tiirkische 
Presse tobt. Ро! г bezichtigen 
sich gegenseitig der mangelnden 
Effizienz beider Bekämpfung des 
Terrorismus. 5.000 Elite-Solda- 
tendurchkämmendas Gebiet nahe 
der syrischen Grenze, Beobachter 
rechnen jeden Tag mit einem er- 
neuten Einfall türkischer Truppen 
im Irak: Das Massaker, das die 
„Kurdische  Arbeiter-Partei* 
PKK am vergangenen Samstag in 
einem Dorf in der Provinz Mardin 
nahe der syrischen Grenze ver- 
übte, war Öl in ein bereits hoch lo- 
derndes Feuer. In Türkisch-Kur- 
distan, dem sensibelsten Gebiet 
der Türkei, wird gleichzeitig ein 
Manöver der NATO abgehalten. 

„Für diese Art Manöver brau- 
chen wir Terrain, StraBen und 
Landeplätze. Indieser Hinsicht ist 
die Türkei ein ziemlich freigebi- 
ges Land“, lobt Franco Angioni in 
einem Interview mit der türki- 
schen Tageszeitung ‘Cumhuri- 
yet’. Er ist der Oberkommandie- 
rende des in wenigen Tagen zu 
Ende gehenden NATO-Manövers 
in Türkisch-Kurdistan. 5.000Sol- 
daten aus sieben NATO-Ländern 
führen seit dem 1. Juni an der 
„Südostflanke“ der NATO ein 
Manöver mit dem poetischen Na- 
men „Aurora-Express“ durch. 
1.000 Soldaten stellt allein die 
‚Bundesrepublik. 

Die Dankbarkeit des NATO- 
Feldherrn kommt nicht von unge- 
fähr. Nordkurdistan, im Südosten 
der Türkei gelegen, gilt als eine 
Achillesferse der NATO. Dabei 
geht es ausnahmsweise nicht pri- 
mar um „den Russen“, der vom 
Norden her droht, sondern um die 
Golfregion. Die westlichen Indu- 
striestaaten befürchten, der Iran 
könne im Golfkrieg die Oberhand 
gewinnen und den Nordirak er- 
обет. Die im irakischen und tür- 
kischen Teil Kurdistans lebenden 
Kurden könnten sich das Macht- 
vakuumzunutzemachen, einenei- 
genen Staat gründen und den We- 
sten von der Ölzufuhr abschnei- 
den. Zwei Feindesitzenalsoander 
Südostflanke der NATO: der Iran 
und die Kurden. Zur Vermeidung 
einer solchunangenehmen Verän- 
derung des Kräfteverhältnisses 
sind Pläne ausgearbeitet worden, 
denen zufolge die Türkei bei ei- 
nem drohenden Übergewicht des 
Iran(dieEinnahmeBasras wirdals 


Eventualfall genannt) in den Irak 
einmarschieren und die beiden 
Städte Kerkuk und Mossul beset- 
zenkönnte. Seiteiniger Zeitistdie 
türkische Presse voll von Spekula- 
tionen über dieses Thema. Die 
МАТО ihrerseits verfügtübereine 
schnelle Eingreiftruppe, die AMF 
(Allied Mobile Force), um in Kri- 
senherden schnell prasent zu sein. 


Idaten im Land der Kurden 


Das Manöver in Kurdistan wird SS 


von dieser Truppe durchgeführt. 
Zur Funktion der AMF heißt es in 
einem NATO-Bulletin vom Sep- 
tember letzten Jahres (NATO's 
sixteen Nations Special Issue) 
„DasErscheinender AMFineiner 
Krisenregion gibt jedem poten- 
tiellen Angreifer ein klares Si- 
gnal, daß jeder Versuch, Drohun- 
geninHandlungenumzuwandeln, 
von beiden eine klare Zurückwei- 
sung erführe: von den nationalen 
Kräften und den alliierten Trup- 
pen... Wenn die ‘NATO-Feuer- 
wehrleute' in der Türkei eintref- 
fen, werden sie eng mit den dorti- 
gen nationalen Kräften zusam- 
menarbeiten“. ‘ 

Auch zur Bekämpfung der in 
Türkisch-Kurdistan aktiven kur- 
dischen Guerilla dienen Manöver 
wie „Aurora-Express“. Sie ver- 
stärkendie militärische Präsenz in 
diesem Gebiet, in dem ohnehin 
schon ein Großteil des 850.000 
Mann starken türkischen Heeres 
stationiert ist. Als im Mai/Juni 
1983 türkische Truppen im Irak 
einfielen und dort kurdische Sied- 
lungen zerstörten, wurde in Kur- 
distan ein Manöver der schnellen 
Eingreiftruppe der NATO durch- 
geführt — just zur gleichen Zeit. 
Und als türkische Truppen am 
4. März dieses Jahres den Nord- 
irak überfielen und dort Dörfer 
bombardierten, starteten die 
Flugzeuge von zwei Flughäfen, 
deren Bau bzw. Ausbau von den 
USA finanziert werden. 


Deatsch-tirkische 
Waffenbrüderschaft 


Auch einzelne NATO-Länder 
sindder Türkeibeider Aufrüstung 
ihrer Armee behilflich. Ganz 
vorne: die Bundesrepublik. Zu- 
sätzlich zu Zahlungen von 130 
Mio. DM, diedieBRD im Rahmen 
von NATO-Unterstützungsauf- 

aben in eineinhalbjährlichen 
Tranchen an Ankara überweist, 


IMI берег von 
Kurden bewohnt 


9 km 


sind nach dem Militärputsch 1980 
600Мю. DMRüstungshilfeandie 
Türkei gegangen. Im Haushalts- 
plan für 1987 sind zusätzliche 140 
Mio. vorgesehen, umdie verspro- 
chene Lieferung von Leopard-1- 
Kampfpanzernandie Türkei zu fi- 
nanzieren. Darüber hinaus flos- 
sen etliche Millionen DM Ent- 
wicklungshilfe in den Ausbau der 
Infrastruktur wie des Eisenbahn- 
netzes und des Kommunikations- 
systems. Hinzu kommen diverse 
Fabriken zur Herstellung und 
Wartung militärischer Güter. Ei- 
ner bundesdeutschen Firma 
wurdeder Auftragzum Ausbauei- 
ner Autobahn zwischen Diyarba- 
kir und Gaziantep erteilt — in ei- 
nem Gebiet, in dem immer noch 
ein Großteil der Dörfer vom öf- 
fentlichen Straßennetz völlig ab- 
geschnitten ist. Auch Polizei- 
hunde liefert die Bundesrepublik 
andie Türkei, die in Kurdistan ge- 
gen die Guerilla eingesetzt wer- 
den. Besonders interessant ist in 
diesem Zusammenhang die Aus- 
bildung türkischer Sondertrup- 
pen, die in der Türkei „schwarze 
Käfer“ genannt werden, da sie ihr 
Gesicht schwarz bemalen, um 
nicht erkannt zu werden. Diese 
„schwarzen Käfer“ werden vor- 
nehmlich in Kurdistan gegen die 
Guerillaeingesetztund habensich 
durch ihre brutalen Uberfalle auf 
kurdische Dörfer einen Namen 
gemacht. 

Auf eine kleine Anfrage des 
Grünen Abgeordneten Joschka 
Fischer, ob es zutreffe, daß zu- 
mindest 1984 Angehörige dieser 


SondereinheitenvonderGSG 9in 
der BRD ausgebildet worden 
seien, antwortete die Bundesre- 
gierung im August letzten Jahres 
mit einem glatten Nein. Ende Ja- 
nuar dieses Jahres veröffentlichte 
die rechte türkische Tageszeitung 
‘Tercüman’ ein Interview mit 
Hauptmann Weygold von der 
GSG 9 in St. Augustin bei Bonn, 
derstolzaufdieblendende Zusam- 
menarbeit war, die er seit 1980 
(dem Jahr des Militärputsches in 
der Türkei) mit türkischen Solda- 
ten durchführt. Weygold er- 
wähnte, im vergangenen Jahr 
seien zwei auf Anti-Terrorismus 
spezialisierte — Kommandoein- 
heiten der türkischen Gendarme- 
riebeiderGSG 9ausgebildet wor- 
den. 

Wie heißt der alte platte Demo- 
spruch? Bei jeder Schweinerei ist 
die BRD dabei. 


TAZ 24.06.1987 


Kurdistan / PKK 


Aktionen zum kurdischen Befreiungskampf 


Stuttgart. 1.7.87 Am Freitag, den 26.6. und am Sams- 
tag, den 27.6. fanden in Stuttgart eine Veranstaltung und 
eine Kundgebung zur Solidarität mit dem kurdischen Be- 
freiungskampf statt. Anlaß waren die zu diesem Zeitpunkt 
in Kurdistan stattfindenden NATO-Manöver unter Bundes- 
wehr-Beteiligung. Getragen wurden die Aktionen von: 
Anti-Nato-Initiative, Antiimperialistisches Solidaritäts- 
komitee, Asyl ist Menschenrecht, ATIF Stuttgart, BWK 
Bezirk Stuttgart, Devrimci Isci, Göcmen, Kein Friede mit 
der Bundeswehr, Kommunistischer Bund, Kurtulus, Verei- 
nigung kurdischer Studenten in Europa — Sektion BRD und 
Volksfront. 

Die Grundlage für die Zusammenarbeit der genannten 
Organisationen bildete ein gemeinsamer Aufruf, der fol- 
gende Losungen beinhaltete: 


= Keine Übung der Bundeswehr im Kriegsgebiet Kurdi- 
stan! 

— Stoppt die BRD-Waffenlieferungen an das türkische Re- 
gime! 

— Keine Ausbildung türkischer Militärs durch die BRD! 
-Kein BRD-Luftwaffenstützpunkt in der Türkei! 

— Stop der Zusammenarbeit von Polizeien und Geheim- 
diensten! 

~ Einstellung aller Zahlungen an das türkische Regime! 

= Keine Abschiebung kurdischer und türkischer Fluchtlin- 
ge! > 5 

— Es lebe der Kampf der Bevölkerung der Türkei! 

—Es lebe das Selbstbestimmungsrecht der kurdischen Na- 
tion! 

= Solidarität mit dem Befreiungskampf des kurdischen 
Volkes! 

— Hoch die internationale Solidarität! 


Die Veranstaltung war von ca. 120 Leuten besucht. Die 
vorbereiteten Referate boten viel gute Information Uber 
das Interesse der NATO an der Türkei, über das spezielle 
Interesse der BRD dort und Uber die Unterstützung des Re- 
gimes durch die Bundesregierung. 

Nach den Referaten unternahm ein Vertreter des KB, 
der den Aufruf Ja mitunterzeichnet hatte, nichtsdestowe- 
niger den Versuch, über das Verbreiten von Staatsschutz- 


Türkisch-Kurdistan 


Erfolgreiche Aktion 
der ARGK 

Politische Berichte 14/87 
Seit dem 15. August 1984 führt die 
Arbeiterpartei Kurdistans einen bewaff- 
neter Kampf Regen den türkischen 
Koloaialismus. Wie schon in anderen 
Gebieten der Welt, wo ein ähnlicher 
Kampf stattgefunden hat, entwickelte 
der Staat auch hier verschiedene Me- 
thoden zur Zerschlagung der Bewe- 


im Kreis 


schützer, die vom Staat bezahlt und 
bewaffnet werden und dafür sorgen 
sollen, daß die Guerilla nicht in die 
Dörfer kommt. 

Die Einheiten der ARGK (Volksbe- 
freiu ее Kurdistans) haben im- 


mer wieder verschiedene Aktionen 
gegen diese Dorfschiitzer durchge- 
führt. Die bisher größte militärische 
Aktion gegen diese Einrichtung fand 
am 20. Juni 1987 in dem Dorf Pinarcik 
епі in der Provinz Mardin 
statt. Dabei wurden 31 Dorfschützer 
und ihre Familienangehörigen getötet. 
In einer Presseerklärung, die auf einer 
Pressekonferenz in Brüssel von der 
ERNK (Nationale Befreiungsfront Kur- 
distans) verteilt wurde, heißt es in be- 
zug auf die Rolle der Dorfschützer: 
„Das Milizenbandentum stellt eine der 
grundlegenden Methoden dar, die die 
türkischen Kolonialisten in der Ge- 
schichte mit dem Beginn der kurdi- 
schen Aufstände anwendet. 26 in der 
Geschichte zustandegekommene kur- 
dische Aufstände wurden durch diese 
Methode auf grausame Weise nieder- 
Diese bewährte Methode 


legenden über die PKK, dem Befreiungskampf des kurdi- 
schen Volkes Schaden zuzufüigen und die Solidarität zu sa- 
botieren. Anlaß lieferten Pressemeldungen, u.a. verbreitet 
von der "taz", die PKK habe angeblich ein Massaker in ei- 
nem kurdischen Dorf angerichtet und wahllos Frauen und 
Kinder ermordet. Der KB-Vertreter versuchte, diese LU- 
gen zu verbreiten, obwohl ihm wie auch allen anderen Teil- 
nehmern an der Veranstaltung ein Auszug aus einer Presse- 
erklärung der ERNK (Europavertretung der PKK) vom Vor- 
tag schriftlich vorlag, in dem das angebliche Massaker auf- 
geklärt und als interessierte Falschmeldung der türkischen 
Faschisten und der bürgerlichen Presse entlarvt wird. Ge- 
nossen vom BWK, von den Antiimperialistischen Gruppen 
und Autonome hinderten den Vertreter des КВ daher, seine 
Verleumdungen vorzutragen. Obwohl mehrere Mitglieder 
von türkischen und kurdischen Organisationen, darunter 
von Feyka Kurdistan und Devrimci Isci, betonten, eine sol- 
che Auscinandersetzung schade dem Zweck der Veranstal- 
tung — Solidarität mit dem kurdischen Befreiungskampf — 
und solle hier nicht geführt werden, versuchte ein anderer 
KBler das gleiche noch einmal. Nachdem auch ihm — dies- 
mal unterstützt durch die Veranstaltungsleitung — das 
Wort entzogen wurde, wurde die Veranstaltung beendet. 

Bündnispactner fand der KB weniger für seine inhaltliche 
Position, dafür aber mehr auf der Linie "jeder тиб sagen 
können, жаз ег will". Diese Auffassung wiederum kann ei- 
gentlich nur beruhen auf weitverbreiteter Unkenntnis über 
die Bedingungen des kurdischen Befreiungskampfes und die 
äußerst schädliche Wirkung, die die Verbreitung von 
Staatsschutzlegenden durch "linke" Organisationen und 
Presseorgane hat. Daher muß die erste Folgerung aus den 
geschilderten Ereignissen wohl heißen: verstärkte Bemu- 
hungen zur Verbreitung von Informationen Uber den Kampf 
des kurdischen Volkes. Was den KB betrifft, so war es si- 
cher ein Fehler, bedingungslos eine Aktionseinheit mit die- 
sen Leuten eingegangen zu sein, ohne eine verbindliche Er- 
klärung Uber ihr Verhalten zum kurdischen Befreiungs- 
kampf zur Voraussetzung für eine Zusammenarbeit zu ma- 
chen. — (heb) 


wurde mit der Aufnahme des bewafl- 
neen Kampfes am 15. August 1984 
gegen unseren Widerstandskampf so- 
fort auf die Tagesordnung gebracht. Im 
September 1984 hat man begonnen, 
unter dem Namen ‚jzale-i Sekavet' und 
später ‚Dorfschützertum‘ das Milizen- 
bandentum zu organisieren. Am 28. 
Juni 1985 wurde offiziell erklärt, daß in 
13 Provinzen insgesamt 25000 ‚Dorf- 
schützer‘ ihre Tätigkeiten aufgenom- 
men haben. Während der Regiments- 
kommandant der Provinz Siir, Ober- 
leutnant Turgut Debrelie, den ‚Dorf- 
schützern‘ die Waffen verteilte, hat er 
bei seiner Rede diesen gegenüber er- 
klärt: Jeder von Euch ist nun Mitglied 
der Sicherheitsbehörde, Ihr seid Solda- 
ten, Ihr besitzt von nun an die Kompe- 
tenz, Eure Waffe ohne zu zögern zul 
gebrauchen, und Ihr steht unter дет 
Schutz des Staates.‘ 
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Imperialisten bereiten Intervention vor — 


Das Milizenbandentum ist eine be- 
waffnete und konterrevolutionäre Or- 
ganisierung. Die Milizbanden stellen 
eine Reservekraft des Staates dar, die 
mit den modernsten Waffen ausgerü- 
stet sind und monatlich Lohn erhal- 
ten. Das Milizbandentum wurde von 
der türkischen Armee, die mit ihren 
regulären Armee-Einheiten gegenüber 
unseren Guerillaeinheiten in die Aus- 
weglosigkeit geraten ist und davor 
Angst hat, sich unseren Bergen auch 
nur zu nähern, als ein Ausweg betrach- 
tet. Somit beabsichtigen sie einerseits, 
ihre hohen Verluste an Soldaten zu 
vermindern, und andererseits, Kurden 
gegen Kurden zu hetzen und die Poli- 
tik der Kurdistanisierung des Krieges 
zu praktizieren ...“ 

Weiter heißt es dann, daß diese 
Dorfschützer an Übergriffen auf patrio- 
tische Bauern beteiligt waren. Die 
ARGK-Einheiten haben alle Dorf- 
schützer zum Ziel ihrer Aktionen er- 
klärt, wenn sie nach mindestens drei- 
maliger Ermahnung ihre Waffen nicht 
zurückgegeben haben. Wie in der tür- 
kischen Presse auch berichtet wurde, 
wurden diese Dorfschützer das letzte 
Mal vor einem Monat aufgefordert, 
ihre Waffen abzulegen. Am 20.6. wie- 
derum hatte diese Einheit in mehreren 
Dörfern Propagandaversammlungen 
abgehalten und wurde, als sie mit 
demselben Ziel in dieses Dorf wollte, 
aus den Häusern der Dorfschützer be- 
schossen. Daraufhin fand eine zwei- 
ündi Auseinandersetzung statt, 
ie drei Häuser der Dorfschüt- 
wurden. AuBerdem wurde 
in der türkischen Presse mitgeteilt, daß 
die Kämpfer Unterstützung aus dem 
Dorf erhalten haben. In der darauffol- 
genden Woche gaben nach offiziellen 
Angaben viele Dorfschützer ihre Waf- 
fen ab. (s.u.a. Hürriyet vom 1.7.87) 
Außerdem haben sich über 50 Jugend- 
liche in den letzten zehn Tagen der 
ARGK angeschlossen, wobei diese 
Zahl nur diejenige ist, die von der tür- 
kischen Presse bekanntgegeben wurde. 
= (VIC, Kurdistan-Komitee) 


BRD in vielfältiger Weise beteiligt 


Die Kriegsvorbereitungen der Imperia- 
listen in der Golfregion und dort insbe- 
sondere gegen den Iran laufen auf vol- 
len Touren. Während die der USA, 
Frankreichs und Großbritanniens in 
der BRD-Presse erörtert werden, ver- 
mittelt die Bundesregierung in der Öf- 
fentlichkeit den Eindruck, die BRD 
beteilige sich direkt und auch indirekt 
nicht daran. Das Gegenteil ist der Fall. 

Die Bundesregierung hat die Erklä- 
rung des Wirtschaftsgipfels in Venedig 
mitverfaßt, worin sich die versammel- 
ten imperialistischen Staaten gemein- 


an die Adresse des Iran losließen. Zu- 
frieden bemerkte die bürgerliche Pres- 
se in der BRD, daß der Einfluß der 
BRD auf dem Gipfel groß gewesen sei 
und Kohl eine starke Rolle gespielt 
habe. 

Desweiteren hat die Versammlung 
der Westeuropäischen Union (WEU) 
auf ihrer Tagung Anfang Juni deutlich 
gemacht, daß sie die Militärpräsenz 


und auch weiterreichende imperialisti- М. 


sche Maßnahmen in der Golfregion zu 
unterstützen gedenkt. Der Vorsitzende 
der WEU-Versammlung und Außenmi- 
nisters Luxemburg, Poos, betonte, daß 
Europa natürlich von den Entwicklun- 
gen im Golf und durch den iranisch- 
irakischen Krieg, der die Region desta- 
bilisieren würde, betroffen sei. Die 
USA, Frankreich und Großbritannien 
sollten einen Dialog beginnen, wie der 
Seeweg geschützt und die militärischen 
Interessen gesichert werden könnten. 

Auf dem Wirtschaftsgipfel hatte 
Bundeskanzler Kohl erklärt, die Bun- 
desregierung würde keines ihrer 
Kriegsschiffe zur Unterstützung der 
US-Kriegsschiffverbände in die Golfre- 
gion schicken. Er bot sogleich „ander- 
weitige Unterstützung“ an, zum Bei- 
spiel eine Entlastung der USA durch 
BRD-Schiffe im Atlantik. Damit könn- 
te die BRD zweierlei erreichen: Einer- 
seits würden durch den Einsatz von 
BRD-Schiffen im Atlantik Verbände 
der USA für eine militärische Aktion 
im Golf frei, zum anderen würde die 
BRD ihre Stellung im Rahmen der 
NATO weiter verbessern. 

Eine Schlüsselrolle bei den Interven- 
tionsvorbereitungen der US-Imperiali- 
sten mit Verbänden z.B. der Schnellen 

ingreiftruppe RDF in der Golfregion 
fällt der BRD durch das gemeinsame 
Wartime-Host-Nation-Support-Abkom- 
men (WHNS) zu, ohne daB die BRD 
selbst mit eigenen Aggressionstruppen 


eingreifen müßte. Das erlaubt den 
BRD-Imperialisten, harmlos zu tun. 
Nach dem WHNS-Abkommen würden 
die USA bis zu 100000 Soldaten aus 
der BRD im Falle einer militärischen 
Aktion gegen Iran abziehen können. 
Die Aggression würde als Ausgangs- 
punkt und Mittelpunkt der Logistik 
und des Nachschubs die BRD haben — 
mit Unterstützung der Bundesregie- 
rung. Daß sich daraus auch gewichtige 
Mitspracherechte für den BRD-Impe- 
rialismus im Fall einer solchen US-In- 


greiftruppe der NATO (AMF) statt. 
Die Terminwahl scheint nicht zufällig, 
denn ab Anfang Juli wollen die US-Im- 
perialisten den „Geleitschutz* für ku- 
weitische Schiffe übernehmen. An der 
AMF-Übung „Aurora-Express“ neh- 
men neben britischen, belgischen, ita- 
lienischen und US-amerikanischen 
Verbänden auch westdeutsche teil, 
zwei Fallschirmjagerbataillone aus 
erzig. Das BRD-Lufttransportge- 
schwader 62 aus Wunstorf hat die 
BRD-Verbände über eine Luftbrücke 
eingeflogen. Damit sind auch NATO- 
Truppen unter westdeutscher Beteili- 
gung an der Sicherung der Nordflanke 
der Golfregion beteiligt und wären z.B. 
im Falle von tatsächlichen oder auch 
nur behaupteten iranischen Angriffen 
auf die irakische Erdölpipeline von 
Nordirak durch die Türkei einsetzbar. 
Die Kriegsvorbereitungen der Impe- 
rialisten heizte die „Welt“ in den letz- 
ten Tagen und Wochen weiter an mit 
Forderungen nach einem weiteren 
Flottenaufrüstungsprogramm und nach 
Beseitigung „völkerrechtlicher Beden- 
ken“ gegen eine BRD-Intervention im 
Mittleren Osten. Die Bundesregierung 
solle, wenn auch nur zeitweise, Schiffe 
in den Golf schicken und endlich die 
Wünsche der Marine erfüllen: zwei bis 
vier Fregatten mehr (Welt, 10.06.87). 
In der Ausgabe vom 12.06. stellt Pro- 
fessor Blumenwitz, Völkerrechtler von 
der Universität Würzburg, fest, daß ein 
„Einsatz im Mittleren Osten völker- 
rechtlich möglich“ sei. Außerdem sei 
durch einfache Änderung des NATO- 
Vertrages eine Ausdehnung des 
NATO-Operationsgebietes erreichbar 
und bedürfte so nur der „Zustimmung 
des Bundestages in Form eines einfa- 
chen Bundesgesetzes“. Dadurch sollen 
Widerstände gegen Verfassungsände- 
rungen, die dem BRD-Imperialismus| 
wieder uneingeschränkte Interventio- 
nen erlauben würden, frühzeitig weg- 
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geräumt werden. des Iraks wuchs durch die immensen 


Ohne daß sich öffentlicher Wider- 
stand in der BRD entwickelt, setzen 
die Imperialisten ihren Aufmarsch un- 
ter Beteiligung der BRD am Golf fort. 
Die US-amerikanische Regierung hat 
in einem 30-seitigen Bericht ihre Pläne 
für eine verstärkte militärische Einmi- 
schung in der Golfregion vorgelegt. 
Darin heißt es u.a., daß die Komman- 
danten der US-Kriegsmarine befugt 
seien, Raketenstützpunkte, Schiffe und 
Flugzeuge des Iran anzugreifen, falls 
der Iran kuweitische Schiffe, die unter 
US-Flagge fahren, attackieren sollte. 
Die Anzahl der US-Kriegsschiffe soll 
von acht auf elf unmittelbar im Golf 
anwachsen und zusätzlich noch ein 
Schlachtschiff sowie ein Flugzeugträ- 
gergeschwader in den angrenzenden 
Gewässern umfassen. Damit wären 
insgesamt 24 US-Kriegsschiffe in der 
Golfregion stationiert. Insgesamt sollen 
die USA, Großbritannien und Frank- 
reich ca. 50 Kriegsschiffe im Einsatz 
haben. Großbritannien hat fast ein 
Fünftel seiner Kriegsmarine dort statio- 
niert, die in diesem Jahr bereits über 
100 Schiffe eskortiert haben soll. 

Frankreich hat vor einigen Tagen 
еп Vorschlag der USA, eine gemein- 
same Einsatzflotte zu bilden, zurückge- 
wiesen. Hierdurch entstünde eine Ket- 
tenreaktion, die den Golf zu einem 
Kampfplatz für außenstehende Mächte 
werden ließe, so die französische Re- 
gierung Jegliche Veränderungen der 
Grundgegebenheiten der Lage müsse 
vermieden werden. Damit machen die 
französischen Imperialisten deutlich, 
daß sie gewillt sind, ihre eigenen Inter- 
essen am Golf zu sichern, und sich 
nicht einfach denen der US-Imperiali- 
sten unterzuordnen gedenken. Die 
französische Regierung konnte am 18. 
06. den Abschluß eines Abkommens 
über militärische Zusammenarbeit mit 
Katar bekanntgeben. Bislang hatte 
Frankreich Katar bereits 14 Mirage- 
Flugzeuge, sechs französisch-westdeut- 
sche Alphajets und einige Helikopter 
geliefert und Militärausbilder und -be- 
rater gestellt. 


Imperialisten wollen 
Kontrolle über Ölquellen 


Das strategische Ziel der Imperialisten 
in der Golfregion ist die Rückerobe- 
rung der Ölquellen und die Wiederer- 
richtung des imperialistischen no- 
pols, das durch die Verstaatlichungs- 
und Preispolitik der OPEC-Länder in 
den 70er Jahren weitgehend beseitigt 
wurde. Inzwischen konnten die Impe- 
rialisten in ihrem Rollback gegen die 
erdölexportierenden Länder Erfolge 
verzeichnen. Allein die Länder des 
Mittleren Ostens hatten zwischen 1983 
und 1986 Waren in Höhe von fast 40 
Mrd. US-$ mehr importiert als expor- 
tiert. Insbesondere die Abhängigkeit 


Kriegslasten auf fast 17 Mrd. US-$ an. 
Ein Großteil der irakischen Exporte ist 
somit bereits bei den Imperialisten ver- 
pfändet, die auch gleich die militäri- 
sche Kontrolle über eine irakische 
Pipeline in die Türkei (eine zweite ist 
in Bau) übernommen haben. Besonde- 
rer Nutznießer der erhöhten Abhängig- 
keit der Staaten des Mittleren Osten 
waren die japanischen und europä- 
ischen Imperialisten, darunter an füh- 
render Stelle die BRD. Die BRD liegt 
bei den Exporten der Imperialisten in 
die Länder des Mittleren Ostens nur 
knapp hinter Japan und konnte ihren 
Anteil von 12,9% 1985 auf 14% ein 
Jahr später erhöhen. Gegenüber den 
Ländern des Mittleren Ostens erzielte 
die BRD 1985 Handelsüberschüsse 
von 16 Mrd. US-$ und 1986 noch von 
über 12 Mrd. US-$, obwohl diese Län- 
der ihre Importe z.T. drastisch gesenkt 
hatten. Selbst Saudi-Arabien als größ- 
ter OPEC-Lieferant der BRD ist inzwi- 
schen bei der BRD verschuldet. 

In den letzten Jahren konnten sich 
die westdeutschen Energiekonzerne 
ebenfalls Zugang zu den dortigen Öl- 
quellen verschaffen und sich an der 
Förderung beteiligen, auch wenn ihr 
‚Anteil gemessen an dem, was die US- 
amerikanischen, französiscl briti- 
schen und niederländischen Ölkonzer- 
ne im Mittleren Osten fördem, noch 
vergleichsweise gering ist. So erhielt 
die Deminex im letzten Oktober eine 
Bohrkonzession in Abu Dhabi. Im 
Emirat Umm A-Qawain bohrt und för- 
dert die Deutsche Texaco. In Qatar 
unterhält die Wintershall Gruppe Kon- 
zessionen und plant die Erdölförde- 
rung in den nächsten fünf Jahren. Die 
Deminex hält eine Beteiligung von 
37,5% in einem Konsortium mit briti- 
schen und niederländischen Ölkonzer- 
nen zur Ausbeutung mehrere Ölfelder 
in Syrien. Vor der Küste von Dubai 
besitzen die Deutsche Texaxo und die 
Wintershall einige Beteiligungen. Da- 
neben fördem BRD-Konzeme іп 
Ägypten, in Libyen und führen Boh- 
rungen in der Türkei durch. 

Die _ BRD-Konzerne _verfechten 

wahrhaft „vitale Interessen“ in der 
Golfregion. Mit einer militärischen In- 
tervention errechnen sich die westdeut- 
schen Imperialisten, weiteren Zugriff 
auf die Reichtümer der Golfländer zu 
erhalten. 
Quellenhinweis: Jahresbericht 1986/87 
des Nah- und Mittelost Vereins; Die 
Welt, 02.-20.06.87; Handelsblatt, 09.06. 
87; Europäische Wehrkunde, 1/87 
= (sie) 


Politische Berichte 13/87 


Die Sowjets lenkten zwei Beobachtungssatelliten um 


reiftruppe der 


Erzurum. Während der türkische Präsident 
Kenan Evren laut über den Verbleib seines 
Landes in der NATO nachdenkt, üben an der 
türkisch-sowjetischen Grenze in Anatolien 
NATO-Soldaten mehrerer Länder, darunter 
der Bundesrepublik, den Schutz der Ostflan- 
ke des Bündnispartners. Rund 5 000 Soldaten 
der NATO-Schnelleingreiftruppe AMF (Allied 
Mobile Forces) sind an einer einmonatigen 
GroBübung unter dem Codenamen „Aurora 
Express“ beteiligt. 

Diese im Ernstfall 10000 Mann starke 
„NATO-Feuerwehr“ wurde 1980 ins Leben 
gerufen. Sie soll, der NATO-Strategie entspre- 
chend, Abschreckung und den Willen zu 
alliierter Verteidigung verdeutlichen. 

In diesem Sinne ist AMF in erster Linie 
nicht Kampfverband, sondern politische Waf- 
fe: Sie soll dem Gegner zeigen, daß ein Angriff 
gegen eine Nation gleichbedeutend ist mit 
einem Angriff gegen das Bündnis. 

Für einen AMF-Einsatz sind in Europa 
mehrere Krisengebiete ausgemacht worden, 
in denen regelmäßig geübt wird: Dänemark 
und Norwegen im Norden, Norditalien, Grie- 
chenland und die Türkei im Süden. Die 
Länder können die AMF-Truppen anfordern, 
+2 wenn sich an ihren Grenzen Spannungen 
anbahnen. Die Türkei hat drei potentielle 

| Einsatzregionen: den Bosporus-Bereich, ein 
Gebiet an der sowjetischen Grenze im Norden 
Я und das Gebiet der iranisch-syrischen Grenze 
„© im Süden Anatoliens. 
15 Раз Grenzgebiet nordöstlich von Erzurum, 
& in dem der AMF-Verband derzeit übt, ist erst 
Ende der 70er Jahre als letztes in den Katalog 
möglicher Krisengebiete aufgenommen wor- 
den. 
б Truppen aus der Bundesrepublik, Belgien, 
‘bp Luxemburg, Großbritannien, Italien und den 
USA sind bei der AMF-Übung im Einsatz. Der 
größte Teil von ihnen wurde samt Gerät auf 
dem Luftweg in die Türkei gebracht. So soll 
ein schneller Einsatz im Krisengebiet ge- 
3 währleistet werden. 
N Die AMF-Landtruppen haben ein ständiges 
Hauptquartier in Heidelberg. Kommandeur 
2 ist ist derzeit der italienische Generalmajor 
Franco Angioni. Er befehligt auch den Einsatz 
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Die Luftwaffe flog 1000 deutsche Soldaten e 
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der Landtruppen bei der Ubung „Aurora 
Express“Angioni hört die Bezeichnung 
„NATO-Feuerwehr“ für die Schnelleingreif- 
truppe nicht gern: „Die Feuerwehr ruft man 
erst, wenn es brennt. Wir werden aber schon 
vorher in Krisengebiete geschickt, um es erst 
gar nicht zum Ausbrechen eines Brandes 
kommen zu lassen.“ 


Die AMF-Komponente der NATO-Luft- 
streitkräfte (AMF-Air) hat kein eigenes 
Hauptquartier. Seite an Seite üben bei 
„Aurora Express“ Piloten des Jagdbomberge- 
schwaders 43 aus Oldenburg am Steuerknüp- 
pel von 18 Alpha-Jets mit belgischen Kampf- 
piloten auf Mirage-Jägern und italienischen 
Aufklärer-Piloten auf Starfightern. 

Der Lufttransport der Truppen in das 
jeweilige Krisengebiet ist eine Grundvoraus- 
setzung für den schnellen AMF-Einsatz, Eine 
Woche lang flogen „Transall“-Maschinen der 

е rund um die Uhr Pendelverkehr 
zwischen dem Flughafen Köln-Bonn und dem 
Flugplatz von Erzurum, um mehr als 1000 
deutsche Soldaten und ihre umfangreiche 
Ausrüstung ins Übungsgebiet zu transportie- 
ren. 

Jedes der drei Lufttransportgeschwader 
stellte dafür je fünf Maschinen ab. Jeweils 
zwölf Stunden dauerte eine Flugsttpcke. 
Zwischengelandet wurde im süditalienischen 
Brindisi und im türkischen Kayseri, 

In Erzurum nahm ein vom NATO-Haupt- 
quartier SHAPE in Belgien abgestelltes 
Lufttransport-Kontrollteam die Maschinen in 
„Transall“ in Empfang; die angelandeten 
Soldaten und ihr Material wurden dem 
AMF-Kommandeur unterstellt. 

Die Devise der AMF-Truppen heißt „Flagge 
zeigen“. Demonstrativ fahren sie an den 
Grenzen Streife; deutlich sichtbar hissen sie 
ihre Nationalflaggen in den Stellungen. 

Wie groß das Interesse der Sowjetunion an 
den NATO-Aktivitäten im nördlichen Anato- 
lien ist, zeigt, daß sie nach Auskunft von 
General Angioni zwei Aufklärungssatelliten 
umgeleitet haben: Täglich überfliegen sie 
neunmal den Übungsraum. 
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Der Spiegel 13.07.87 
Revolutionäre Viren 


Anschläge auf Asylheime und auf 
Asylbehörden offenbaren: Unter 
Rechts- wie Linksradikalen wächst 
die Gewaltbereitschaft. 


IE Morgengrauen kletterten Unbe- 
kannte auf das Flachdach des Bunga- 
low-Traktes, vergossen sechs Blechkani- 
ster Benzin und aktivierten einen Säure- 
zünder. Binnen Minuten brannte die 
Asylstelle des Berliner Landeseinwoh- 
neramtes lichterloh. 

Als Staatsschützer wenig später, am 
Dienstag letzter Woche, den Tatort im 
Stadtteil Tiergarten sichteten, waren von 
der Dienststelle nur ausgeglihte Metall- 
träger übriggeblieben. Fast der gesamte 
eingelagerte Dokumentenbestand, rund 
4500 Asylbewerber-Akten, war zu Asche 

worden. Schadenssumme: mindestens 

inf Millionen Mark. 

Uber den Täterkreis herrschte zu- 
nächst UngewiBheit. Hatten Rechtsradi- 
kale zugeschlagen, um re eine ver- 
meintlich zu lasche Behördenhaltung zu 
protestieren? Die Täter, kommentierte 
Berlins Innensenator Wilhelm Kewenig, 
hätten „vielen Asylbewerbern gescha- 
det, da auch Beweismittel für eine politi- 
sche Verfolgung vernichtet wurden und 
somit eine schnelle Anerkennung nicht 
mehr möglich“ sei. 

Oder waren Linksradikale ans Werk 
gegangen, die Asylbehörden generell für 
überflüssig halten — weil jedem Auslän- 
der, ob politisch verfolgt oder nicht, 
ihrer Ansicht nach ein Aufenthaltsrecht 
in der Bundesrepublik zusteht? 

Für politisches Rätselraten sorgt eine 
neue Entwicklung in der Terrorszene: 
Die Asyldiskussion, die letztes Jahr ih- 
ren Höhepunkt fand, hat rechte wie 
linke Gruppierungen so sehr radikali- 
siert, daß beide Seiten seither die Bon- 
ner Ausländerpolitik zum Anlaß neh- 
men, um Brände zu stiften und Bomben 
zu legen. 

Linke Gewaltkader, heißt es im jüng- 
sten Verfassungsschutzbericht, hätten 
republikweit die „Flüchtlings- und Asyl- 
problematik“ zu ihrem „zentralen The- 
ma“ gemacht. Militante Rechte wieder- 
um sehen sich durch Bonner Unionspoli- 
tiker ermuntert, die ihnen mit asylkriti- 
schen Aussagen „Legitimation und Mo- 
tivation“ lieferten, wie der Hamburger 
Verfassungsschutz-Chef Christian Loch- 
te, selber CDU-Mitglied, kritisiert. 

Schwer durchschaubar sei die Ge- 
waltszene, klagte letzte Woche ein Berli- 
ner Ermittler, weil es „bei den Herren 
von rechts nicht mal zum Selbstbezichti- 
gungsschreiben“ reiche. Linksextremi- 
sten dagegen liefern nach den Erfahrun- 
gen der Staatsschützer in aller Regel die 
Begründung frei Pressehaus — nach dem 
Motto, so Lochte: „Der jeweilige An- 
schlag zum aktuellen Thema. 
Die Einschätzung trog auch im jüng- 


psychologische kriegsführung 


sten Fall nicht. Wenige Stunden nach 
dem Anschlag rühmte sich mit der For- 
derung, „ganz Berlin zu einer Fluchtburg 
für Flüchtlinge“ zu machen, eine Gruppe 
„Revolutionäre Viren“ der Tat, Unterti- 
tel: „Die Jugendorganisation der RZ“. 

Das Kürzel steht für die linksterroristi- 
schen „Revolutionären Zellen“, zu de- 
ren Repertoire Beinschüsse, wie sie letz- 
tes Jahr dem Chef der Berliner Auslän- 
derbehörde verabreicht wurden, ebenso 
zählen wie Attentate auf Institutionen 
der „herrschenden Asylpolitik“ - vom 
Asylgericht bis zur Meldestelle. 

Als Feierabend-Terroristen, oft mit 
bürgerlichem Background, zeichneten 
RZ-Gruppen allein im vergangenen Jahr 
für 17 „sinnlose Gewaltakte“ (Senator 
Kewenig) vom Stile der Brandstiftung im 
Bezirk Tiergarten verantwortlich. Die 
Kommandogruppen operieren durchweg 
autark und dezentral. Berlins Staats- 
schutzchef Manfred Ganschow: „RZ ist, 
wer sich dazu bestimmt.“ 

Gleichwohl gibt es in der RZ-Szene 
offenbar ein Minimum an Koordination. 
Beispiel: Am 28. Oktober letzten Jahres, 
dem Tag des Attentats auf den Leiter der 
Berliner Ausländerbehörde — vorgeblich 
Bestrafungsaktion für dessen „ 
sions- und Selektionsstrategien“ -, zün- 
deten Unbekannte am Kölner Haupt- 
quartier der Lufthansa eine Bombe. Das 
sei, hieß es in einem RZ-Brief, die 
Quittung für „Hilfspolizeileistungen“ 
der Luft! bei Abschiebe-Aktionen. 

Bundesweit Schlagzeilen machten RZ- 
an im Spätsommer auch mit 
einem Sprengsatz im Montageschacht 
des Kölner Ausländer-Zentralregisters, 
der den dortigen Computer lahmlegen 
sollte. Die Aktion habe, so das RZ- 
Credo, einem „rassistischen und totalitä- 
ren Register“ gegolten. In Hamburg 
brannte im August eine Dienststelle der 
Ausländerkripo aus. 

Mit unverminderter Militanz wollen 
die linken Ausländerfreunde offenbar 
den rechten Ausländerfeinden den Rang 
ablaufen, die schon vor Jahren das The- 
ma Asyl für sich entdeckt haben. Erste 
spektakuläre Tat dieser Art war, am 22. 
en 

auf ein Hamburger 
wohnheim für Asylbewerber — zwei ni 
ge Vietnamesen kamen ums Leben. 

Die Attentäter, der Werkmeister Ray- 
mund Hörnle und die Radiologie-Assi- 
stentin Sibylle Vorderbrügge, wurden 
wegen Mordes zu lebenslanger bezie- 
hungsweise zwölfjähriger Haft verurteilt. 
Anstifter war der Ex-Rechtsanwalt ш 
Rechtsextremist Manfred Roeder gewe- 
sen. Der laut Ankläger „bekannteste 
rechtsextremistische Agitator Deutsch- 
lands“ kam mit 13 Jahren Haft davon. 

Gesinnungsfreunde Roeders waren 
zumeist mit am Werk, wenn Staatsschüt- 
zer - allein letztes Jahr in sechzig Fällen 
— „ausländerfeindliche Aktionen“ regi- 
strierten, wie etwa einen Brandanschlag 
auf Notzelte für Asylbewerber in Berlin. 


Als Stichwortgeber für Ausländerhasser 
fungieren in erster Linie Kampfblätter, 
die, wie die „National-Zeitung“ des Ver- 
legers Gerhard Frey, die „Bewahrung 
des deutschen Charakters von Deutsch- 
land“ beschwören. 

Aber nicht selten sind sogar örtliche 
Honoratioren erleichtert, wenn, wie et- 
wa vergangenes Jahr im Hessischen, ein 
als Asylunterkunft vorgesehenes Gebäu- 
de mit Wasser überflutet und unbrauch- 
bar gemacht wird. Auch als im letzten 
Herbst bei Geesthacht ein geplantes 
Asylantenlager, vordem Erholungsheim, 
der Polizei, in Flammen aufging, hielten 
sich Bürger mit verständnisvollen Äuße- 
rungen keineswegs zurück. Ein Gegner 
rik Ansiedlung: „Ohnmacht erzeugt 


Ob solche Taten eher empörten Nach- 
barn oder organisierten Neonazis zuzu- 
ordnen sind - durch diese Frage zeigen 
sich Polizisten und Verfassungsschützer 
fag deeper Als Unbekannte An- 

i in die Hamburg-Osdorfer Sam- 
melunterkunft Knabeweg (180 Bewoh- 
ner) eindrangen, die Feuerlöscher leer- 
sprühten und dann Feuer legten, äußer- 
ten hilflos wirkende Behördensprecher 
den Verdacht, „randalierende Jugendli- 
che“ hätten die Tat begangen. 

Noch ungeklärt ist auch ein Brandan- 
schlag auf ein überwiegend von Türken 
bewohntes Mehrfamilienhaus in Ingol- 
stadt, bei dem sich zwei en 
Frauen nur durch den Sprung vom Bal- 
kon retten konnten. Von verärgerten 
Hausbewohnern über extremistische 
Kurden bis hin zu Neonazis wurde so 
ziemlich jeder verdächtigt. 

Ratlosigkeit erzeugte zunächst der 
Tod von zwei Tamilen, die vorletzte 
Woche in einem Detmolder Flüchtlings- 
heim starben, nachdem dort „Molotow- 
Cocktail-ähnliche Brandsätze“ (Staats- 
anwaltschaft) detoniert waren. Die Er- 
mittlungsergebnisse legten schließlich 
den Verdacht nahe, daß es sich bei der 
Tat um eine verunglückte Protestaktion 
der Betroffenen selber gehandelt habe, 


Klarer sahen da, nach dem jüngsten 
Brandanschlag auf den Behörden-Bun- 
galow, die Berliner Ermittler. Staats- 
schutz-Chef Ganschow hatte einen spek- 
takulären Anschlag von links geradezu 
erwartet: Die Szene, wußte Ganschow, 
war aufgeladen durch die öffentliche 
Diskussion über eine Asylaffäre, die 
„förmlich nach Entladung rief“. 


Trotz vieler Petitionen und Proteste 
von Kirchenleuten, Sozialdemokraten 
und Alternativen hatte der Senat auf der 
rechtskräftig verfügten Abschiebung, 
eines ehemaligen Asylbewerbers namens 
Ali Ayoub nach Beirut bestanden. Der 
Libanese, der dreieinhalb Jahre Haft 
wegen Drogenhandels abgesessen hatte 
und eine deutsche Verlobte samt ge- 
meinsamer Tochter, 10, in Berlin zu- 
rückließ, konnte die Zwangsverschik- 
kung mit einer Verzweiflungstat lediglich 


für einige Tage blockieren: Im Frankfur- 
ter Transitraum ritzte er sich mit einer 
Rasierklinge den Bauch auf. 


Die Brandstifter griffen in ihrem Be- 
kennerbrief die Empörung Teils 
der Berliner Bevölkerung über die Aus- 
weisungspolitik auf: Statt der Ausländer, 
schreiben sie, sollten die für die Auslän- 
derpolitik Verantwortlichen „in ein 
Land ihrer Wahl“ abgeschoben werden. 

Solcherart Verbal-Radikalismus ist für 

‘Staatsschitzer Ganschow ein Indiz, daß 
das Pamphlet der nie zuvor in Erschei- 
nung getretenen RZ-„Jugendorganisa- 
tion“ in seiner „Diktion durchaus au- 
thentisch“ ist. 
Haml Verfassun, ûtzer Loch- 
te sieht eine „neue Generation“ von 
Extremisten am Werke: Bei den militan- 
ten Ausländerfreunden handele es sich, 
meint er, um „autonome Leute, die vor 
gar nicht so langer Zeit mit Resolutionen 
oder Sitzdemos angefangen haben“, 


TOCH LANDELIJK 


psychologische kriegsführung 


bullenapparat 


seerd verband, gericht tegen individuele perso- bruik van informatie, bronbescherming en der- 
nen, dan wel particuliere of overheidsinstanties gelijke. Dat kan dan mooi via de overlegstruk- 
met het doel от op deze wijze hun ideologische tuur die er toch al bestaat tussen de BVD en de! 
(w.o. politieke) of ideële overtuiging bij anderen Bijzondere Zaken Centrale, vindt Barendregt. 
af te dwingen, dan wel kracht bij te zetten”. Deze Uiteraard is ook automatisering van de gege- 
omschrijving is zo ruim dat praktisch elke poli- vensverwerking een absolute voorwaarde. 
tieke aktie waarbij de grenzen van de wet in De struktuur van het projektteam die beide po- 
meer of mindere mate worden overschreden, litiechefs voor ogen staat, vertoont ook grote 
eronder valt. Zo'n politieke aktie is volgens de overeenkomsten. Beiden maken ze een opde- 
CRI-man dus per definitie gewelddadig. Even ling in verschillende eenheden: het eigenlijke 
verder schrijft hij dan ook: “Mede van belang is opsporingsteam (“tactische eenheid” geheten 
de beoogde doelstelling en de pressie die daar- bij Martens en "operationeel team” bij Baren- 
bij gepaard gaat. Dit laatste kan op zich al een dregt) voor het echte uitvoerende recherche- 
gewelddadig element met zich meebrengen.” werk (arrestaties, verhoren, etc.) en daarnaast 
Die opvatting blijkt eveneens uit een "Over- eenheden voor informatie, analyse en onder- 
zicht ‘opvallende’ gewelddadige aktivistische steuning. Martens denkt voor die laatste eenhe- 
misdrijven” dat hij bij zijn nota heeft gevoegd. den in totaal aan zo'n zes à acht man en is het 
Die lijst, lopend van maart 1984 tot september met Barendregt eens dat die allemaal van de 
1986, bevat naast vernielingen, bomaanslagen Bijzondere Zaken Centrale moeten komen. Ba- 
en brandstichtingen ondermeer een groot aantal rendregt stelt hiervoor trots de “desk binnen- 
inbraken in militaire en overheidsgebouwen. land” van de CRI ter beschikking, “hetgeen zo- 
Bij die inbraken zijn over het algemeen een wel administratieve als politiële inbreng bete- 
groot aantal spullen en vooral dokumenten buit- kent”. En ook de “contactrechercheurs” die de 
gemaakt: diefstal dus, maar geweld? In het Bijzondere Zaken Centrale in de verschillende 
regio's van het land heeft. 

Verder moet er volgens Martens permanent cen 
tien man sterke observatie-eenheid aan het pro- 
jektteam worden toegevoegd, het liefst samen- 
gesteld uit het Observatieteam West II van de 


"ge- 
(de MAKRO-branden bijvoor- 
terie van Justitie had laten weten. 


De enveloppe bevat drie dokumenten uit sep- overzicht figureert zelfs de diefstal van straat- 
tember 1986: een nota van hoofdinspekteur naambordjes in Amsterdamse Transvaalbuurt 
Martens, chef Bureau Zware Crit teit van door anti-apartheidsaktivisten. Eerder dan het 
de Amsterdamse gemeentepolitie, een nota van gewelddadige karakter van een aktie lijkt het 
waarnemend hoofd Barendregt van de Bijzon- milieu waar de politie de daders vermoedt, het 


dere Zaken Centrale van de CRI, en een notitie 
van kommissaris Sietsma, chef Ondersteunende 
Recherche van de Gemeentepolitie Amster- 
dam, over een bijeenkomst op 16 september '86 
waar beide nota's werden besproken. Alledrie 
gaan ze over de oprichting van een landelijk 
Projektteam voor een 'gekoördineerde aanpak 
van het gewelddadig politiek aktivisme’. 


De nota-Martens en de nota-Baren- 
dregt komen in grote lijnen met elkaar overeen; 
zij het dat Martens cen belangrijke pla: 


haantje de voorste bij nieuwigheden in het poli- 
tie-apparaat - en Barendregt, wiens nota een 
reaktie is op die van Martens, voor zijn Bijzon- 
dere Zaken Centrale (BZC). Uiteindelijk lijkt 
de CRI-chef het overwicht te hebben gekregen 
want Sietsma meldt dat op de bijeenkomst van 
de zestiende is besloten "dat de BZC/CRI de 
katalyserende functie van Amsterdam over- 
neemt om nog meer korpsen te benaderen”, Op 
de bijeenkomst is ook besloten dat de voorstel- 
len van Martens en Barendregt “in elkaar ge- 
vlochten” zullen worden. 

Barendregt geeft in zijn nota een definitie van 
het te bestrijden ‘gewelddadig politiek aktivis- 
те": “misdrijven gepleegd door personen of 
groepen van personen, al dan niet in georgani- 


belangrijkste kriterium te zijn. 

Ook terroristische misdrijven kunnen onder de- 
ze definitie vallen, stelt Barendregt. Hij vindt 
nog wel dat er een scheidslijn is tussen terroristi- 
sche en gewelddadig aktivistische misdrijven, 
maar die is volgens hem slechts per gebeurtenis 
te bepalen. Daarom stelt hij voor om ook voor 
inpak van de laatste kategorie als uitgangs- 
punt de 'Samenwerkingsregeling bestrijding ter- 
roristische misdrijven’ te nemen. “Daar zij met 
name de organisatie en werkwijze van de Bij- 
zondere Zaken Centrale, alsmede de relatie tot 
andere disciplines regelt,” voegt hij er fijntjes 
aan toe. 


Dat het projektteam voorlopig een 
permanent karakter krijgt, staat buiten kijf. Ba- 
rendregt spreekt over een “grootschalige en 
langdurige strekking”. Zijn Amsterdamse kolle- 
ga rekent op een sterkte van 31 man en een 
looptijd van minstens twee jaar en maakt ook 
een voorlopige kostenraming: een kleine 2% mil 
joen gulden. 

Zowel Martens als Barendregt benadrukken het 
belang van een optimale informatie-uitwisscling 
met de BVD en diens voelsprieten in de politie- 
korpsen, de Plaatselijke Inlichtingen Diensten 
(PID's). Daarvoor is een kontinu overleg tussen 
de BVD en het projektteam nodig over het ge- 


rijkspolitie Amsterdam en leden van de CRI 
Uiteindelijk is dat het twaalfkoppige Landelijke) 
Observatieteam geworden, dat afgelopen janu- 

i is opgericht. Alleen is daarvoor naast de Bij- 
zondere Zaken Centrale van de CRI nict het 
Amsterdamse Observatieteam West II uitver- 
koren het Observatieteam West I van de 
Haagse rijkspolitie. 


Over de leiding van het projektteam 
hebben de beide plannenmakers verschillende 
ideeën. Voor Martens moet de teamleiding uit 
de Amsterdamse gemeente- en rijkspolitie ko- 
men, "gelet op de recente onderzoeken door de 
RP Amsterdam en de concentratie van het ge- 
weldadig politiek activisme in Amsterdam”. 
Barendregt legt sterk de nadruk op het “natio- 
karakter van het team en wil naast een 
officier uit de rijks- of gemeentepolitie 
een politie-officier van de Bijzondere Zaken 
Centrale in de teamleiding. 

De heren zijn het wel weer eens over de huis- 
vesting. Die moet bij de CRI komen. Dat is 
tenminste een “lokatie welke 24 uur per dag 
wordt bewaakt” — de inbraak in het onbewaakte 
gebouw van het Amsterdamse Observatieteam 
West II is nog niet vergeten. “Hierbij kan ge- 
bruik gemaakt worden van alle faciliteiten die 
de CRI biedt, zoals computer, centrale bestan- 
den, interpolcontacten, tap-faciliteiten, contact- 
rechercheurs e.d.” adverteert Barendregt met 
zijn eigen klub. 

Voor de begeleiding van het team stelt Baren- 
dregt ook nog een "stafgroep” voor, met daarin 


bullenapparat 


en, uiteraard, de CRI. Maar tijdens de bijeen- 
komst op 16 september vindt de vergadering 
zo'n stafgroep te zwaar en belemmerend voor 
de slagvaardigheid van het tear 

speciale landelijke offici 

reurbestrijding nauw bij het team betrokken. 
De vergadering benadrukt volgens Sietsma dat 
de landelijke officier in de laatste instantie moet 
beslissen over al dan niet ‘operationaliseren van 
informatie’, in plaats van die beslissing, “zoals 
in het verleden veelal gebeurd is”, over te laten 
aan de "lokale ID's, B.V.D. c.q. BZC/CRI”. 


Voor de “initiërende” bijeenkomst 
van de zestiende zijn behalve de landelijke offi 
cier, de Bijzondere Zaken Centrale, het Am- 
sterdamse parket en de Amsterdamse gemeen- 
en rijkspolitie de korpsen van Amstelveen, 
Nijmegen, Utrecht (gemeente- en rijkspolitie) 
len Wageningen alsook de Koninklijke Mare- 
Ichaussee uitgenodigd. Zij moeten nameli 


Zusammenstellung zu: 


das info 


briefe von gefangenen 
aus der raf 

aus der diskussion 
1973-1977 


Die Gefangenen aus der RAF sagen im Buch 


RAF 


de opzet van Martens “uitgaande van de sprei- 
ding van de incidenten, alsmede op de lokaties 
waar potentiële dadergroepen zich bevinden” 
het kader en de rechercheurs gaan leveren voor 
de eigenlijke opsporingseenheid binnen het pro- 
jektteam. Alle uitgenodigde korpsen zijn bereid 
te investeren, meldt Sietsma, behalve Wagenin- 
gen en Nijmegen. De vergadering besluit dat de 
CRI nog meer korpsen gaat benaderen voo; 
deelname het team; “korpsen waarvan uit 
de analyse is gebleken dat zij reeds politiek ge- 
welddadig aktivisme onderzoeken c.q. kernen 
van aktivistisch groeperingen in hun ambtsge- 
bied verblijven.” 


tie nodig om aan de slag te gaan. 


Duidelijk is dat dit plan het funda- 
ment vormt voor de ‘bovenlokale recherchete- 
ams, samengesteld uit opsporingsambtenaren 
van rijks- en gemeentepolitie en ook de mare- 
chaussee’, waarover minister Korthals Altes 
spreekt in zijn antwoord aan Stoffelen. 


Na de vervlechting van de beide nota’s 

at het plan via de landelijke officier voor ter- 
rorismebestrijding naar de vergadering van Pro- 
kureurs-Generaal. En dan is volgens Sietsma, 
die trouwens ook de formulering “bovenlokale 
rechercheteams” gebruikt om het projektteam 
aan te duiden, alleen nog de goedkeuring en 
medefinanciering door het ministerie van Justi- 


das sind briefe aus der diskussion im info. die die gefan- 
genen in hh und sthm 76/77 zusammengestellt und raus- 
gegeben haben. wir wollten sie damals veröffentlichen, 
damit das nicht nur unsere erfahrung bleibt. damit sie so, 
wie wir sic gemacht haben, da ist. 

wir haben die briefe genommen, die für uns selber in 
dem prozess wichtig waren, die uns zusammengebracht 
haben. in jedem davon ist der von allen, esist der rote faden 
durch den ganzen stapel: der kollektive politisierungspro- 
zess, in der isolation — getrennt zusammen zu kämpfen. 

wir haben die diskussion in drei abschnitte geteilt, die 
jeder auch einen politischen einschnitt, eine andere situa- 
tion für uns bedeutet haben.” 
Vorbemerkung 


Als notwendige Ergänzung zu meiner Analyse des Stammheimer 
Prozesses gegen die Rote Armee Fraktion* liegt mit diesem Do- 
kumentenband erstmalig eine umfangreiche Auswahl der Briefe 
vor, die Gefangenen aus der RAF in den Jahren 1973 bis 
1977 für das „info” geschrieben haben. 

Das „info” war das Kommunikationssystem zwischen den Ge- 
fangenen untereinander einerseits und der Gefangenen mit den 
sie vertretenden Rechtsanwälten ihres Vertrauens andererseits. 
Dieses bei den zahlreichen Zellendurchsuchungen mehrfach be- 
schlagnahmte Material diente den Anklagebehörden unter an- 
derem dazu, einige der am Verfahren beteiligten Rechtsanwälte 
zu kriminalisieren und vom Prozeß auszuschließen. Das nicht 
etwa deshalb, weil das Bundeskriminalamt und die Bundesan- 
waltschaft den info-Texten selbst einen strafbaren Inhalt unter- 
stellten - den Gefangenen wurden die Briefe, wenn auch häufig 
verspätet, nach jeder Beschlagnahme wieder ausgehändigt — 
nein, das Mitwirken an der Organisierung des „infos“ reichteden 
Behörden aus, den Anwälten ht zu unterstellen, die „kri- 
minelle Vereinigung ihrer Mandanten zu unterstützen”. Das 
izielte allerdings darauf, eine wirksame, dem Selbstverständ: 
ider Angeklagten dienende Verteidigung zu behindern und 
j spater gar unmöglich zu machen. Dieser Vorgang ist detailliert 
in meinem Buch „Stammheim” beschrieben worden. Darüber- 


hinaus diente das „info” den genannten Behördenalsein weiteres 
Indiz dafür, den im Stammheimer Verfahren Angeklagten „Rä- 
delsführerschaft” zu unterstellen. 

Doch die Organisierung einer wirksamen kollektiven Verteidi 
gung war nur eine der Funktionen, die die „info”-Briefe für die 
Gefangenen selbst gehabt haben. Dieandere, fürdieGefangenen 
ungleich wichtigere Funktion, war eine politische, nämlich der 
Kampf um einen kollektiven PolitisierungsprozeB, gegen die Iso- 
lation und gegen die auf Vernichtung gerichtete Vereinzelung, 
ein Kampf um politische Identität und persönliche Integrität ge- 
genüber sich und anderen, ein Kampf letztendlich ums Über- 
leben. 

Diese Funktion darzustellen erfordert Verantwortung gegen- 
über den Verfassern der Briefe. Sie darzustellen erfordert Au- 
thentizität, die letztlich nur von den Gefangenen selbst gewähr- 
leistet werden kann. 

Deshalb entspricht die Auswahl und die Zusammenstellung 
der Briefe der, wie sie von den Gefangenen selbst 1976/77 in 
tammheim und Hamburg getroffen wurde und mir während 

iner Arbeit zugänglich war. Das ist auch ein Grund dafür, 
warum auf jede Kommentierung verzichtet wurde; dennsiebein- 
haltet heute, also mehr als zehn Jahre später, die Gefahr, etwas 
anderes daraus ги machen, als es für die Beteiligten gewesen war, 
Im übrigen i ist die prozessuale Bedeutung dieser Dokumente 
länglich in meiner Darstellung des Prozesses kommentiert. Al- 
leine ihr Umfang hat es erforderlich gemacht, sie als gesonderten 
Band herauszugehen. 

Allerdings tauchen in den Briefen eine Vielzahl von Namen 
und Begritfen auf, die in den siebziger Jahren den politisch In- 
teressierten und Tätigen durchaus geläufig, deren Erklärung für 
den heutigen Leser aber wieder notwendig erscheint. Diese Er- 
läuterungen wurden als FuBnoten ans Ende des betreffenden 
Briefes gesetzt. Das betrifft sicherlich auch die Jüngeren, für die 
die Auseinandersetzung mit und das Verstehenwollen von histo- 
rischen Prozessen ein Teil der eigenen Identitatsfindung ist. 

Der Herausgeber versteht die Veröffentlichung der „info”- 
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und kann nicht mit verschleiernden Begriffen aus der Welt ge- 
schafft werden. Seine Existenz ist also keine Frage der Moral und 
keine des Bekenntnisses dafür oder dagegen. 


13013 Marseille (Francia) 


GESTORAS PRO-AMNISTIA de СОММІТТЕ TO FIGHT 


Das Aussprechen dieser Selbstverständlichkeit würde sich N 
erübrigen, wenn nicht die augenblickliche Behandlung dieses CATHEDRAL STATION 


Themas gleichzeitig ein Versuch der Entpolitisierung beinhal- 
tete, der die Hintergründe der Auseinandersetzung, der die 
Motive und das Ziel der politischen Gefangenen und damit letzt- 
lich auch der „68er-Bewegung” vergessen machen soll. Somit 
dient die Veröffentlichung dieses Dokumentbandes der notwen- 
digen Rekonstruktion eines über den heutigen Tag hinaus wir- 
kenden bedeutsamen Kapitelsdeutscher Nachkriegsgeschichte. 
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C/O CDR BP 771 Guatemala. 

75123 PARIS CEDEX 03 Apartado Postal 5-582 

FRANCIA 


Schreibweise und Interpunktion der Dokumente entsprechen 
mit folgender Ausnahme den Originalen: dort unterstrichene 
Wörter sind hier kursiv wiedergegeben. 


Amsterdam, Mai 1987 Pieter H. Bakker Schut 
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Karteie 


Alltag nicht mehr wegzudenken. 


Eine wirksame Verbrechensbekamp- 
fung - repressiv wie präventiv - setzt 
ausreichende Verfügbarkeit von In- 
formationen an richtiger Stelle zur 
richtigen Zeit voraus. Das Gewinnen, 
Sammeln und Auswerten von Infor- 
mationen, ihre Umsetzung in Schluß- 
folgerungen, Unterrichtungen, Er- 
mittlungen und ggf. weitere Maß- 
nahmen kennzeichnen seit jeher einen 
ganz wesentlichen Bereich kriminal- 
polizeilicher Tätigkeit. Die Polizei hat 
sich schon frühzeitig Hilfsmittel für 
methodisches Sammeln und Auswer- 
ten von Informationen - etwa in 
Form der Karteien und Aktensamm- 
lungen - geschaffen. 

Die Mobilität des Straftäters unter- 
strich dabei die Notwendigkeit, die in 
erster Linie ortsbezogen angefallenen 
Erkenntnisse bestimmer Art oder in 
bestimmten Fällen auf der Ebene von 
Zentralstellen zusammenzuführen 
und vorzuhalten, um sie so auch an- 
deren Polizeidienststellen verfügbar 
zu machen. Insbesondere der krimi- 
nalpolizeiliche Meldedienst und das 
Institut der WE-Meldungen dienen 
der Informationsversorgung dieser 
Zentralstellen zu den genannten 
Zwecken. 

Was früher nur mit herkömmlichen 
Arbeitsmethoden und -hilfsmitteln 
möglich war, kann heute in allen Be- 
reichen des öffentlichen und nichtöf- 
fentlichen Lebens mit modernen Ar- 
beitstechniken wie der elektronischen 


Das Labyrinth 
der elektronischen 


Dr. Klaus Ulrich Kersten, Ministerlalrat, 
Bundesministerium des Innern, 

Leiter Referat Polizeiliches Informations- 
wesen, Bonn 
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Wie Bund und Länder INPOL 
weiterentwickeln wollen / 1. Teil 
Von Klaus Ulrich Kersten 


Das polizeiliche Informationssystem INPOL hat 15 Jahre nach sei- 
nem Start als Fahndungssystem eine Komplexität erreicht, die es 
nur noch für einige Experten überschaubar sein läßt. Mancher 
Sachbearbeiter tappt da womöglich etwas hilflos durch das Laby- 
rinth der elektronischen Karteien, ehe er gefunden hat, was er 
suchte. Und mancher beginnt vielleicht erst gar nicht mit der 
Suche. Dennoch: Der Computer ist als Helfer auch aus dem Kripo- 


Datenverarbeitung bewältigt werden. 
Dies gilt auch für die Polizei. Sie hat 
in Bund und Ländern zu unterschied- 
lichen Zeitpunkten, aber im wesentli- 
chen seit Beginn der 70er Jahre be- 
gonnen, die Datenverarbeitung als 
Hilfsmittel ihrer Aufgabenerfüllung 
einzusetzen. Die inhaltlichen Ziele 
sind dabei - jedenfalls bis heute - die 
gleichen geblieben. Allerdings ge- 
währleisten die besonderen Fähigkei- 
ten der Datenverarbeitungstechnik 
(große Speicherkapazität, hohe Ver- 
arbeitungsgeschwindigkeit) bei sinn- 
vollem Einsatz, daß die Polizei das 
mit dem Kriminalitätsanstieg erheb- 
lich angewachsene Informationsauf- 
kommen wesentlich effizienter als 
früher für die repressive und präven- 
tive Verbrechensbekämpfung zusam- 
menführen, auswerten und für Aus- 
künfte, Ermittlungen usw. verfügbar 
halten kann. 

Das polizeiliche Informationssystem 
INPOL: Die auf Datenverarbeitung 
gestützte informationelle Zusammen- 
arbeit der Polizeien des Bundes und 
der Länder erfolgt im Rahmen des po- 
lizeilichen Informationssystems IN- 
POL. INPOL ist ein von Bund und 
Ländern gemeinsam entwickeltes und 
betriebenes arbeitsteiliges Informa- 
tions- und Kommunikationssystem 
mit dem Bundeskriminalamt (BKA) 
als Zentralstelle für den elektroni- 
schen Datenverbund. Es dient nach 
der Begriffsbestimmung des INPOL- 


Fortentwicklungskonzepts von 1981 
der Verbrechensbekämpfung. „Unter 
dieser Zielsetzung und nach Maßgabe 
der für den jeweiligen Sachbereich ge- 
troffenen Einzelregelungen enthält es| 
alle bei den zuständigen Polizeidienst- 
stellen des Bundes und der Länder, 
angefallenen einschlägigen Informa-) 
tionen (Daten) und macht sie für wei- 
tere Ermittlungen verfügbar“. 

Grundlage: Grundlage des derzeiti- 
gen Ausbaustandes und der bisher be- 
schlossenen weiteren Realisierungs- 
maßnahmen ist das erwähnte „Kon- 
zept für die Fortentwicklung des poli- 
zeilichen Informationssystems IN- 
POL“, das die Innenministerkonfe- 
renz in Fortschreibung oder - je nach 
Betrachtungsweise - Ablösung der 
INPOL-Konzepte von 1975 und 1978 
am 12. Juni 1981 einvernehmlich be- 
schlossen hat. 

Das Fortentwicklungskonzept von 
1981 nimmt eine organisatorische 
Gliederung des INPOL-Systems in 
INPOL-Bund und INPOL-Land vor. 
Dabei besteht INPOL-Bund aus Da- 
tenbeständen, die - auch nach Ein- 
speicherung durch die Länder - beim 
BKA als Zentralstelle für den elektro- 
nischen Datenverbund zwischen Bund 
und Ländern im Sinne von $ 2 BKA- 
Gesetz geführt werden. Zu INPOL- 
Land gehören hingegen ergänzende 
Datenbestände, die von dem Land ge- 
führt werden, in dem sie angefallen 
sind. 

Das Fortentwicklungskonzept un- 
terstreicht, daß die Länder die Daten, 
die sie selbst in INPOL-Bund einge- 
speichert haben, auch in eigenen Da- 
teien führen können. Eine Parallel- 
speicherung im Verbund, also eine 
gleichzeitige Speicherung auch bei 
allen Ländern, findet mit Ausnahme, 
der Personen- und Sachfahndung je- 
doch nicht statt. 

Zu INPOL-Bund gehören die An- 
wendungen 


® Kriminalaktennachweis (KAN), 

® Personenfahndung, Sachfahndung, 

© Haftdatei, 

© Erkennungsdienstdatei sowie Dak- 
tyloskopiesystem, 

® zentrale Aktenerschließungssyste- 
me (PIOS), Spurendokumenta- 


tionssysteme (SPUDOK) und Fall- 
dateien jeweils für Straftaten von 
bundesweiter Bedeutung, 


Bei der inhaltlichen Beschreibung 
von INPOL-Land bleibt das Fortent- 


wicklungskonzept gegen relativ 

knapp. INPOL-Land umfaßt danach 

© modus-operandi-Daten zu Perso- 
nen und Fällen, 

® Folgedaten zu Personen, die in 

INPOL-Bund erfaßt sind, 
© Folgedaten zu Fällen mit unbe- 

kanntem Täter. 

Das Fortentwicklungskonzept be- 
tont in diesem Zusammenhang, daß 
im übrigen die Länder ihre Daten der 
polizeilichen Verbrechensbekämp- 
fung nach eigenem Ermessen spei- 
chern. Das BKA speichert Daten aus 
eigenen Ermittlungsvorgängen wie ein 
Bundesland. 

Realisierungsstand im Rahmen von 
INPOL-Bund: Bei der Frage nach dem 
Realisierungsstand muß unterschie- 
den werden zwischen den dv-tech- 
nisch/organisatorischen Aspekten 
und den jeweiligen Anwendungsinhal- 
ten (Bestandsaufbau). 

e DV-Organisation: Die Grundform 
für das Zusammenwirken in INPOL- 
Bund ist der Rechner-Verbund der 
Datenverarbeitungsanlagen der Län- 
der mit den Zentralanlagen des Bun- 
des (BKA). Die Grundform geht 
davon aus, daß die Länder die in 
ihrem Bereich für INPOL-Bund anfal- 
lenden Daten auch jeweils in ihren 
Anlagen speichern und aus dieser Da- 
tenbasis die für INPOL-Bund be- 
stimmten Daten nach festen Regeln, 
den sogenannten INPOL-Verbund- 
konventionen, auf Stromwegen anlie- 
fern. 

Daneben existiert die Form des - 
auch Direktanschluß genannten - 
Terminal-Verbundes für INPOL- 
Bund-Dateien, bei denen - teils auf 
Dauer (PIOS, SPUDOK-BKA) und 
teils übergangsweise (Falldatei 
Rauschgift) - die Länder ihre Daten 
nicht über Rechnerverbindungen, 
sondern über direkt an die BKA- 
Anlagen angeschlossene Terminals 
auf Stromwegen zur Speicherung 
beim BKA anliefern. 


Arbeiten dauern noch 
bis 1988 


Verbindlich vorgesehen ist der 
Rechner-Verbund für die Anwendun- 
gen Fahndung, Kriminalaktennach- 
weis, Haftdatei und Erkennungs- 
dienstdatei. Der Stand der Realisic- 
rung des Rechner-Verbundes bezüg- 
lich dieser einzelnen Anwendungen ist 
unterschiedlich. In keinem Fall ist je- 
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doch die Vollrealisierung erreicht, d. 
h. es gibt bei allen vier Anwendungen 
in unterschiedlicher Zahl Länder, die 
wegen fehlender Rechner-Verbund- 
programme diese INPOL-Bund-Da- 
teien noch nicht in der vorgesehenen 
Form nutzen können. Die Realisie- 
rungsarbeiten werden sich insoweit 
voraussichtlich bis in das Jahr 1988 
erstrecken. 

Die ausstehenden dv-organisatori- 
schen Realisierungsschritte könnten 
möglicherweise ertragen werden, so- 
weit dem polizeilichen Anwender für 
Eingaben und Abfragen statt des 
Rechner-Verbundes der Terminal- 
Verbund zur Verfügung steht. Dies 
dürfte im Bereich der Personen- und 
Sachfahndung sowie der Haftdatei 
gewährleistet sein. Anders ist es dage- 
gen beim Kriminalaktennachweis und 
bei der Erkennungsdienstdatei. Hier 
ergeben sich wegen fehlender Rech- 
ner-Verbundprogramme unmittelbare 
Auswirkungen für den Aufbau des 
Datenbestandes und seine Nutzung 
durch den polizeilichen Anwender. 
Zwei Länder etwa speichern derzeit 
noch ihre KAN-relevanten Fundstel- 
len lediglich in ihren Landessystemen; 
eine Übermittlung in den KAN erfolgt 
gegenwärtig nicht. Die Erkennungs- 
dienstkartei können z. Zt. vier Länder 
erfassungsseitig nicht nutzen, zwei 
von ihnen ist die Nutzung darüber 


hinaus auch abfrageseitig nicht mög- ` 


lich, 


® Inhaltlicher Ausbaustand von IN- 
POL-Bund: Wie der dv-organisatori- 
sche Realisierungsstand bietet auch 
der inhaltliche Ausbaustand der 
INPOL-Bund-Anwendungen kein ein- 
heitliches Bild. 

Auskunfssysteme: Bezüglich der 
Auskunftssysteme - KAN, Personen- 
und Sachfahndung, Haftdatei und 
Erkennungsdienstdatei - ist der Auf- 
bau des Datenbestandes nur bei der 
Fahndung und der Haftdatei erreicht. 

Im Kriminalaktennachweis, der 
nach dem zusammen mit dem 
INPOL-Fortentwicklungskonzept am 
12. Juni 1981 von der Innenminister- 
konferenz verabschiedeten „Konzept 
für den Aufbau und die Führung des 
Kriminalaktennachweises“ seit De- 
zember 1983 schrittweise realisiert 
wird und bekanntlich dem Nachweis 
lediglich solcher Kriminalakten dient, 
die beim Bund und bei den Ländern 
in Fällen schwerer und überregional 
bedeutsamer Straftaten über Beschul- 


digte oder sonst tatverdächtige Perso- 
nen angelegt sind, werden derzeit 


rund 630000 Personen mit rund 
820000 Fundstellen geführt, Dies 
dürfte in etwa 60 - 70 % des erwarte- 
ten Enddatenbestandes sein. Die 
KAN-relevanten Fundstellen von 
zwei Ländern stehen noch aus, abge- 
sehen davon, daß wohl noch nicht alle 
Länder die retrograde Erfassung ihrer 
KAN-Daten abgeschlossen haben. 
Der Betrieb der Erkennungsdienst- 
datei, in der die administrativen 
Daten des Erkennungsdienstes ein- 
schließlich Anlaß der ed-Behandlung, 
Deliktsbezeichnung und zugehörige 
Personendaten geführt werden, wurde 
im Februar 1986 durch Erfassung am 
aktuellen Fall aufgenommen. Der Be- 
stand beträgt 2. Zt. etwa 150000 Per-| 


INPOL-Bund: Ausbau- 
stand uneinheitlich 


sonen mit 160000 ED-Behandlungen. 
Im Vergleich dazu sei erwähnt, daß 
der in der BKA-100a-Kartei regi- 
strierte Altbestand erkennungsdienst- 
licher Behandlungen ca. 1,7 Millionen 
Personen umfaßt. Eine Nacherfas- 
sung dieses Bestandes in der Erken- 
nungsdienstdatei ist nicht vorgesehen. 

Ein gewisses Bestandsdefizit be- 
steht auch noch beim Daktyloskopie- 
system, das der Erfassung der Finger- 
abdruckformeln dient und mit der 
Erkennungsdienstdatei gekoppelt ist. 
Die Daktyloskopiedatei, die aus- 
schließlich auf Anlagen des BKA ge- 
führt wird, umfaßt derzeit Fingerab- 
druckinformationen von ca. 985000 
Personen, davon rund 470.000 einzel- 
fingerverformelt. Die Nacherfassung 
des Altbestandes an 10-Fingerab- 
druckblattern ist noch nicht abge- 
schlossen. 


AktenerschlieBungssysteme (PIOS): 
Das an sich anwendungsneutrale Ver- 
fahren PIOS ist bereits 1976 als 
Recherche-System zur Ermittlungsun- 
terstützung in bestimmten Kriminali- 
tätsbereichen entwickelt worden. An 
die Stelle des früher eingesetzten 
PIOS-Verfahrens ist inzwischen ein 
neues PIOS-System getreten, das ег- 
gänzend zu den Datenbereichen Per- 
sonen, Institutionen, Objekte und Sa- 
chen die Abbildung des Ereignisbe- 
reichs erlaubt und größere Anwender- 
freundlichkeit sowie höhere Effizienz 


in den Recherche-Funktionen zum 
Ziel hat. 


Im Rahmen von INPOL, d. h. ge- 


meinsam vom BKA und den Landern 
(nur Landeskriminalämter), werden 
derzeit folgende PIOS-Anwendungen 
betrieben: 

© Arbeitsdatei PIOS-Rauschgift zur 
Erschließung des Informationsauf- 
kommens aus dem Bereich der schwe- 
ren Rauschgiftkriminalität (insbeson- 
dere illegaler Rauschgifthandel und 
-schmuggel) mit derzeit ca. 70000 
Personendatensätzen, 

© seit 
PIOS-Innere Sicherheit zur Erschlie- 
Bung des Informationsaufkommens 
aus dem Bereich der Staatsschutzkri- 
minalität (Links-/Rechtsterrorismus 
und -extremismus einschließlich. poli- 
tisch motivierter Ausländerkriminali- 
tät) mit derzeit ca. 17000 Personenda- 
tensätzen (weiterhin relevanter Altbe- 
stand der Datei PIOS-Terrorismus 
wird sukzessive in die neue Datei 
überführt), 

ө seit Juli 1986 Arbeitsdatei PIOS- 
Organisierte Kriminalität im Probe- 
betrieb zur deliktsübergreifenden Er- 
fassung und Erschließung des Infor- 
mationsaufkommens auf dem Gebiet 
organisationsverdachtiger Kriminali- 
tätsbereiche wie 


Januar 1986 Arbeitsdatei 


Rauschgifthandel und -Schmuggel, 
Falschgeldherstellung und -vertrieb, 
Dokumenten- und Scheck- 
fälschung, 

illegales Glücks- und Falschspiel, 
Waffenhandel und -schmuggel, 
Erpressung von „Schutzgebühren“, 
Diebstahl hochwertiger Kraftfahr- 
zeuge, 

Diebstahl von Lkw mit hochwerti- 
ger Ladung, 

Diebstahl wertvoller Gegenstände, 
Wirtschaftskriminalität, 

illegale Einschleusung und uner- 
laubte Arbeitsvermittlung von Aus- 
ländern , 

Kriminalität im Zusammenhang 
mit dem Nachtleben, 


mit derzeit rund 4000 Personendaten- 
sätzen. 


Spurendokumentationssysteme 


(SPUDOK): SPUDOK ist ebenfalls 
cine zunächst anwendungsneutrale 
Verfahrensentwicklung. 
Dateien werden im Einzelfall bei 
umfangreichen Ermittlungsverfahren 
zur 
von Hinweisen, ermittlungsrelevanten 
sächlichen 
Maßnahmen und Ermittlungsergeb- 


SPUDOK- 


temporären Dokumentation 


Spuren, polizeilichen 
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nissen zum Zwecke abgestimmter 
Ermittlungsführung eingerichtet. Im 
Bereich der Verfolgung terroristischer 
Gewalttaten von bundesweiter Bedeu- 
tung ist die Nutzung von SPUDOK- 
BKA nach entsprechenden Beschlüs- 
sen der Innenministerkonferenz zwin- 
gend. 

Falldateien für Straftaten von bun- 
desweiter Bedeutung: Als INPOL- 
Bund-Anwendung zur gemeinsamen 
Nutzung durch die polizeilichen 
Rauschgift-Dienststellen des Bundes 
und der Länder wird derzeit die Fall- 
datei Rauschgift (FDR) beim BKA 
geführt, die der Erfassung aller Fälle 
dient, die nach den „Richtlinien 
für den Nachrichtenaustausch bei 
Rauschgiftdelikten* (PDV 386.1), 
also dem Sondermeldedienst Rausch- 
gift, meldepflichtig sind. Die Eingabe 
der Daten erfolgt dezentral unmittel- 
bar durch die Länder. Erfaßt sind 
derzeit rund 200.000 Personen als Be- 
schuldigte oder Tatverdächtige mit 
ca. 270000 Fällen. 
® Anwendungen des ВКА mit 
INPOL-Bezug: Die Darstellung der 
Anwendungspalette im Bereich von 
INPOL-Bund wäre in gewisser Weise 
unvollständig, wenn nicht erwähnt 
würde, daß das BKA in Wahrneh- 
mung seiner Aufgabe als Zentralstelle 
nach $ 2 BKA-Gesetz zur Unterstüt- 
zung der Polizeien der Länder bei der 
repressiven und präventiven Verbre- 
chensbekämpfung eine Reihe von 
Falldateien und PIOS-Anwendungen 
als sogenannte Zentraldateien im 


SPUDOK-BKA: Nur bei 
Terrordelikten zwingend 


Sinne von Nr. 2.2 der Dateien- 
Richtlinien unterhält. Es sind dies 
derzeit im wesentlichen 

a) die PIOS-Anwendungen 

— Arbeitsdatei PIOS-Landesverrat 
zur Verarbeitung des Meldeauf- 
kommens aus dem Meldedienst 
„Staatsschutz“, soweit nachrich- 
tendienstlicher Hintergrund gege- 
ben ist, 

- Arbeitsdatei PIOS-Landfriedens- 
bruch zur Verarbeitung des Melde- 
aufkommens aus dem Meldedienst 
„Landfriedensbruch und verwandte 
Straftaten“, 

~ Arbeitsdatei PIOS-Waffen zur Ver- 
arbeitung des Meldeaufkommens 

nach den „Richtlinien für den Nach- 

richtenaustausch bei Waffen- und 


Sprengstoffsachen“, soweit es sich 

um schwerwiegende Delikte han- 
delt, 

= seit neuestem Arbeitsdatei PIOS- 

Wirtschaftskriminalitat zur probe- 

weisen Verarbeitung des Meldeauf- 

kommens aus dem Sondermelde- 
dienst „Wirtschaftsdelikte“, 

b) die Falldateien über Straftaten 
gegen die persönliche Freiheit, Er- 
pressungen und Raubüberfälle, Straf- 
taten gegen das Waffen-, Sprengstoff-, 
Kriegswaffenkontroll- sowie Außen- 
wirtschaftsgesetz, Straftaten im Be- 
reich der Scheckkriminalität, Strafta- 
ten im Bereich der Falschgeldkrimina- 
lität und Straftaten gegen das Leben 
und die sexuelle Selbstbestimmung 
jeweils zur Verarbeitung des Melde- 
aufkommens aus dem allgemeinen 
kriminalpolizeilichen Meldedienst 
bzw. den einschlägigen Sondermelde- 
diensten. 


Was noch geplant ist 


Auch in diesen Daten werden ganz 
überwiegend Informationen gespei- 
chert, die bei der polizeilichen Aufga- 
benwahrnehmung „vor Ort“ anfallen. 
Der Unterschied zu den Verbundda- 
teien besteht allein darin, daß die 
Länder dem BKA die Daten nicht auf 
Stromwegen, sondern auf herkömm- 
liche Weise (Fernschreiben, KP- 
Meldung u. a.) anliefern. Dieser Un- 
terschied dürfte in seiner Gewichtung 
jedoch in dem Maße zurücktreten, in 
dem zur Entlastung des Sachbearbei- 
ters am Ort des Geschehens die „Elek- 
tronisierung“ des kriminalpolizeili- 
chen Meldedienstes gefordert wird. 

Die geschilderte derzeitige Datei- 
organisation in Verbunddateien ei- 
nerseits und Zentraldateien anderer- 
seits mag auf gewisse dv-technische 
Schwierigkeiten und auf (noch) aus- 
stehende Planungsvorgaben zurück- 
zuführen sein. Eine sachlogische 
Notwendigkeit, die Datenverarbei- 
tung etwa im Bereich der Rauschgift- 
kriminalität nach anderen Grundsät- 
zen zu führen als beispielsweise im 
Bereich des illegalen Waffenhandels 
und -schmuggels, der Falschgeldkri- 
minalität, des Scheckbetruges oder 
der Wirtschaftskriminalität, ist jedoch 
nicht ersichtlich. Auf Dauer dürfte 
eine Angleichung der Dateiorganisa- 
tionen zu erwarten sein. 
® Planungen im Rahmen von IN- 
POL-Bund. 
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Zentrale (bundesweite) Falldatei: 
Das INPOL-Fortentwicklungskon- 
zept von 1981 zählt - wie erwähnt - zu 
INPOL-Bund „Falldateien für Straf- 
[taten von bundesweiter Bedeutung“. 
Die Planungen der AG-Kripo 
gehen dahin, eine zentrale (bundes- 
weite) Falldatei für Straftaten dieser 
Art als Anwendung im Rechner- 
Verbund einzurichten. Ziel der ar- 
beitsteiligen Verwirklichung dieser 
Anwendung ist es, damit den krimi- 
nalpolizeilichen Meldedienst (allge- 
meiner KPMD und Sondermelde- 
dienste) zu „elektronisieren“ und den 
systematischen Nachrichtenaustausch 
von INPOL-Land zu INPOL-Bund 
im Rahmen des elektronischen Ver- 
bundes automatisiert abzuwickeln. 
Der AK II hat mit Beschluß vom 
10. Februar 1984 eine Entscheidung 
in der Sache zurückgestellt. Er hält es 
für erforderlich, daß zunächst 
• der angeforderte Erfahrungsbericht 
über die Informationsverarbeitung im 
Rauschgiftbereich unter besonderer 
Berücksichtigung von Bedarf und 
‚Aufwand einer mehrgleisigen Verar- 
beitung (Falldatei Rauschgift und 
Arbeitsdatei PIOS-Rauschgift), 
® der von der Innenministerkonfe- 
renz erbetene Erfahrungsbericht über 
den Kriminalaktennachweis ein- 
schließlich etwaiger Vorschläge, in 
welchem Umfang Änderungen des In- 
formationsinhaltes des KAN notwen- 
dig sind, sowie 
® die Ergebnisse der Perseveranzfor- 
schung und der Untersuchungen über 
die Effizienz des kriminalpolizeilichen 
Meldedienstes vorliegen und bewertet 
werden. Hiermit kann wohl frühe- 
stens in der zweiten Hälfte dieses Jah- 
res gerechnet werden. 


Die Berechtigung des AK Il- 
Beschlusses kann ernsthaft nicht be- 
stritten werden. Dies sieht offenkun- 
dig auch die AG Kripo so. Sie hatt al- 
lerdings ebenso zutreffend darauf 
hingewiesen, daß die inzwischen ein- 
getretene und weiter betriebene Ent- 
wicklung der polizeilichen Datenver- 
arbeitung in den einzelnen Ländern 
die Gefahr eines Auseinanderlaufens 
beinhaltet, die es wegen zunehmender 
Inkompatibilität der Verarbeitungs- 
verfahren und der Datenstrukturen 
immer mehr erschweren oder gar un- 
möglich machen wird, eine künftig 
möglicherweise gewollte zentrale 
Falldatei gemeinsam zu unterhalten 
und im Rechner-Verbund zu speisen. 
Die AG Kripo hat deshalb mit zu- 


stimmender Kenntnisnahme des AK 
II eine Unterkommission beauftragt, 
weitere Detailplanungen für die zen- 
trale Falldatei durchzuführen, um - 
unbeschadet der Entscheidung in der 
Hauptsache - auf diese Weise eine dv- 
organisierte Rahmenvorgabe zu 
schaffen, die Bund und Länder bei 
ihren weiteren Ausbauplanungen be- 
rücksichtigen können. Die jetzigen 
Detailplanungen betreffen vornehm- 
lich die Erstellung eines Katalog- 
werks, den Straftatenschlüssel, die 
Festlegung von Suchfeldern und 
Auswertungsprozeduren, Angaben 
zur Speicherungsdauer für Personen- 
und Falldaten und einen Katalog der 
in eine bundesweite Falldatei aufzu- 
nehmenden Straftaten. 

Nichtnumerische Sachfahndung: 
Im Gegensatz zur sog. numerischen 
Sachfahndung ist die Fahndung nach 
nur anhand von individuellen Be- 
schreibungsmerkmalen identifizierba- 
ren Sachen (nichtnumerische Sach- 
fahndung) nicht realisiert. 

Die bisherige Forderung nach einer 
Integration von numerischer und 
nichtnumerischer Sachfahndung ist 
vor einiger Zeit fallengelassen wor- 
den. Die Gründe lagen vorwiegend in 
praktischen Schwierigkeiten der Be- 
schreibung signifikanter Identifizie- 
rungsmerkmale sowie in dv-techni- 
schen Problemen der Realisierung ef- 
fizienter Rechercheprogramme. 

Die erforderliche Optimierung der 
numerischen Sachfahndung und die 
Entwicklung einer Konzeption für die 
nichtnumerische Sachfahndung sollen 
nunmehr getrennt fortgeführt werden. 
Derzeit ist eine Fachkommission der 
AG Kripo damit befaßt, konkrete 
Vorgaben für eine sachgerechte Be- 
schreibung nicht numerierter Sachen 
zu erarbeiten. 


Zentrale Tatmittelnachweise für 
bestimmte Kriminalitätsbereiche: 
Planungen zu entsprechenden An- 
wendungen sind bisher nicht aufge- 
nommen worden. Hieraus kann mög- 
licherweise gefolgert werden, daß die 
Zuordnung dieser Nachweise zu 
INPOL-Bund überdacht werden muß. 

INPOL-Land: Die Planung der po- 
lizeilichen Datenverarbeitung in den 
Ländern ist unterschiedlich, auch die 
Realisierung ist verschieden weit fort- 
geschritten. Alle Länder unterhalten 
inzwischen cigene polizeiliche Infor- 
mationssysteme, nämlich: 

Baden-Wiirttemberg: Personen- 
auskunftsdatei (PAD) und Modus- 


operandi-Datei (MOD). 

Bayern: Informationssystem der 
bay. Polizei (IBP). 

Berlin: Informationssystem für die 
Verbrechensbekämpfung (ISVB). 

Bremen: Informationssystem An- 
zeigen (ISA). 

Hamburg: Polizeiliches Auskunfts- 
system (POLAS). 

Hessen: Hess. Polizei-Informations- 
system (HEPOLIS). 

Niedersachsen: Polizeiliches Aus- 
kunftssystem (POLAS). 

Nordr Westfalen: Polizeiliches 
Informations-, Kommunikations- und 
Auskunftssystem (PIKAS) / Zentrale 
Auskunftsdatei (ZAD). 

Rheinland-Pfalz: Polizeiliches In- 
formationssystem (POLIS). 

Schleswig-Holstein: Регѕопепег- 
kenntnisdatei (PED). 

Das Saarland unterhält keine cige- 
ne Rechenzentrale für die Polizei. Es 
läßt seine polizeilichen Informationen 
von lediglich landesinterner Bedeu- 
tung in Form eines Aktennachweiscs 
und einer Falldatei als INPOL-Land 
im Wege der Auftragsdatenverarbci- 
tung auf Anlagen des BKA führen. 
Uberwiegend sind die Landessysteme 
zentral organisiert. Soweit zu über- 
sehen, verfolgt lediglich das Land 
Bayern eine stärker auf dezentrale 
Datenverarbeitung ausgerichtete Kon- 
zeption. 

Neben der Funktion des Hinweis- 
und Auskunftssystems (wo sind Un- 
terlagen?, wer bzw. was wird ge- 
sucht?) ist wichtiger Bestandteil des 
jeweiligen Landessystems bei fast 
allen Ländern - allerdings in unter- 
schiedlicher Ausgestaltung - cine 
Falldateikomponente zur Erfassung 
und Auswertung der Daten der Ge- 
samtkriminalität des betreffenden 
Landes. Damit wird weitgehend das 
Ziel verfolgt, landesintern die konven- 
tionellen Meldedienste in die Zentral- 
anwendung zu integrieren, d. h. den 
Meldedienst zu „elektronisieren“. Auf 
die Möglichkeit, daß durch die unter- 
schiedlichen Verfahresentwicklungen 
in den Ländern der etwaige Aufbau 
einer im Rechner-Verbund betriebe- 
nen zentralen Falldatei als INPOL- 
Bund-Anwendung erschwert wird 
oder gar unmöglich werden kann, 
wurde bereits hingewiesen. 


Die Erweiterung der Falldatei- 
Anwendung um die Komponcnte 
eines Vorgangsnachweises mit Regi- 
strierfunktion für alle Arbeitsschritte 


INPOL 


bul lenapparat 


tung ist zumindest bei einigen Län- 
dern Planungsgegenstand, z. T. be- 
reits weitgehend realisiert (z. B. im 
ISVB des Landes Berlin). 


| (Fortsetzung im nächsten Heft) 


Erklärung 


Wirsind in den letzten drei Monaten gegen die Mitwirkung der Banken bei 
der Steckbrieffahndung nach Genossinnen und Genossen vorgegangen. 


Die gesellschaftliche Polarisierung nimmt zu. 

Die Kluft zwischen Besitzenden und Nicht-Besitzenden wird immer größer. 
Der Widerstand gegen Großprojekte der Wirtschaft und der Militärs weitet 
sich aus und radikalisiert sich gleichzeitig zur grundsätzlichen Konfron- 
tation mit der Ausbeuterordnung. Deswegen kriegen SPD und Grüne da keinen 
Fuß mehr rein. 

Der Kampf der RAF und des militanten antiimperialistischen Widerstands ist 
gegen die strategischen Achsen von Wirtschaft, Militär und Politik gerich- 
tet und ist in den letzten Jahren vorangekommen. 

Die Verweigerung bei der Volkszählung und die nachlassende Wahlbeteiligung 
sind Anzeichen für die Aushöhlung der gehorsamen Stützung der Schweineord- 
nung. 


In dieser Situation verstärken die Herrschenden ihre Gewaltmaßnahmen. 

Eine Gesellschaftsordnung, die auf Herrschaft und Bereicherung einer klei- 
nen Minderheit und auf Ausbeutung und weltweiter Kriegsführung beruht, ist 
immer auf Absicherungsmaßnahmen angewiesen. In ihrer Sprache nennen sie 
das "Aufstandsbekämpfung". Sie fängt bei der Beobachtung und Kontrolle 
aller gesellschaftlichen Entwicklungen an, sieht abgestufte Maßnahmen der 
Integration und Neutralisierung, schlägt rein, wo sich Menschen nicht mehr 
einbinden und einfangen lassen und zu kämpfen anfangen. Gegen sie werden 
auch alle Mittel der Denunziation und Isolierung eingesetzt. 


Mit der Fahndung nach Genossinnen und Genossen aus der revolutionären RAF 
versuchen sie mehrere Fliegen mit einer Klappe zu schlagen: 

Sie zu greifen, zu inhaftieren oderzu ermorden und - wo das nicht gelingt - 
den Bewegungsraum einzuengen und sie durch Fahndungsdruck zu verunsichern. 
Zweitens soll die Fahndung einschüchternd wirken, Legale und Illegale spal- 
ten und den Kampf für Befreiung als aussichtslos erscheinen lassen. 
Schließlich wollen sie ein System von Bespitzelung und Schnüffelei einfüh- 
ren, für das sie mit der Aussetzung von Kopfgeldern werben: Sie setzen auf 
die käuflichen Judasse, die auf Dauer ihre einzige Stütze bleiben werden. 


unsere Schritte gegen die Banken in 
mehreren Orten des Rhein-Main-Gebietes 


DER GENERALBUNDESANWALT 


mine nahmen folgenden Verlauf: 
1. Feststellen, bei welchen Banken 
е j Fahndungsplakate hängen 
2. Anschreiben durch nebenstehenden 
Brief 
3. Kontrolle der Wirkung 
A (= 100% bis auf Wiesbaden, wo die 
s s Fälschung erkannt wurde. Dort wurden 
immerhin noch 16 von 23 Plakaten ab- 
nauran 


gehängt.) 
4. Einschmeißen der Scheiben bei 3 der 
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verbliebenen Mitfahnder 


Mit der Guerilla, deren Kampf wir als 
notwendig und vorwärtsführend bejahen, 
sind wir nicht bloß solidarisch. Die 
Schritte auf den verschiedenen Ebenen 
sind Bestandteile ein und desselben 
Kampfs um Befreiung von Ausbeutung und 
Unterdrückung. In diesem Kampf wollen 
wir ein Teil sein. 

Unsere Schritte gegen die Fahndung war 
einer von vielen möglichen. Nur über 
praktische Versuche kommen wir weiter 
und werden besser. Genau wie der Wider- 
stand insgesamt nur durch das existiert, 


was aus Einsicht und Willen praktisch wird 
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